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Irak: Gefahr militärischer Eskalation
USA und UdSSR schließen Einsatz unter UNO-Kommando nicht aus

Die USA erklären, daß sie bereit seien, ihren militärischen 
Einsatz gegenüber dem Irak zu steigern. Sowohl die Regie­
rung der USA als auch der UdSSR schließen inzwischen 
einen Angriff gegen den Irak unter UNO-Kommando nicht 
mehr aus. Varerst jedoch soll die Einhaltung der Blockade

die Hauptaufgabe der Truppen sein. An dieser Aufgabe 
beteiligen sich auch die Bundeswehrtruppen im Mittelmeer 
— sie „unterstützten“ die türkische Marine dabei, einen 
polnischen Frachter zurückzuschicken, der in Belgien 
Natriumzyanid für den Irak geladen hatte.

Der westeuropäische und US-amerika- 
msche Truppenaufmarsch am Golf wird 
Mitte Oktober zunächst abgeschlossen 
sein. Am 2. Oktober hatte US-Präsident 
Bush vor der UN-Vollversammlung 
nochmals bekräftigt, daß die USA auch 
den direkten Einsatz ihrer Truppen nicht 
ausschließen, aber dafür eine möglichst 
breite internationale Unterstützung su­
chen. Er erhielt fiir seine Rede die Un­
terstützung fast aller anwesenden UNO- 
Mitgliedstaaten. Die frühere UNO-Bot- 
schafterin der USA, Kirkpatrick, er­
örterte in einem Zeitungsartikel die 
Möglichkeiten, einen militärischen Ein­
satz der USA auf Grundlage des Artikels 
42 der UN-Charta durchzufuhren — auf 
Grundlage dieses Artikels war Anfang 
der fünfziger Jahre das Eingreifen der 
USA in Südkorea gebilligt worden.

Die offiziellen Äußerungen der sowje­

Faschistische Provokationen gegen Linke

Faschistische Provokationen und Gewalttätigkeiten auf dem Gebiet der DDR häufen 
sich. Am 22.9. marschierten 150 Skinheads, zum Teil mit Stichwaffen, auf dem Fami­
lienfest der PDS in Dresden auf, warfen Steine, zerstörten eine Tonanlage und riefen 
antisemitische Parolen. Der Dresdner NPD-Kreisvorsitzende lobte die „Kameraden­
hilfe“ zwischen NPD, Rep, DVU, DSU und Demokratischem Aufbruch. — (evc)

tischen Regierung lassen vermuten, daß 
auch die Sowjetunion gegen eine solche 
Beschlußfassung nicht vorgehen, son­
dern sie mittragen würde. Am 2. Okto­
ber erklärte der sowjetische Außenmini­
ster Schewardnadse in einem Fernseh­
interview in den USA, die Sowjetunion 
werde sich einer Beteiligung an einem 
militärischen Einsatz der UNO gegen 
den Irak nicht verschließen. Das heißt, 
sie würde sich auch beteiligen, wenn 
nicht der Einsatz von sogenannten 
„Friedenstruppen“, sondern der direkte 
Einsatz von kämpfender Truppe vorge­
sehen ist. Solche Einsätze hatte die So­
wjetunion seit Ende der fünfziger Jahre 
in der UNO immer durch ihr Veto im Si­
cherheitsrat verhindert.

Es hat zunehmend den Anschein, als 
hätten sich US-Präsident Bush und der 
sowjetische Ministerpräsident Gorba­

tschow bei ihrem Treffen im September 
auch darauf geeinigt, eine Gesamtlösung 
der Probleme im Nahen Osten aus ihrer 
Sicht zu betreiben. US-Präsident Bush, 
der eine Verknüpfung der Palästina-Fra­
ge mit der irakischen Aggression gegen 
Kuwait Ende August noch strikt abge­
lehnt hatte, erklärte in seiner Rede in der 
UNO am 2. Oktober, daß nach einem 
bedingungslosen Rückzug des Irak 
„neue Chancen bestehen werden für die 
permanente Schlichtung der irakisch­
kuweitischen Differenzen, für die Bil­
dung neuer Vereinbarungen zwischen 
den Golfstaaten zur Gewährleistung der 
Stabilität und für die Beilegung des Kon­
flikts zwischen den Arabern und Is­
rael“ (1). Präsident Gorbatschow hatte 
bereits beim Treffen mit Bush die Einbe­
rufung einer Nahost-Konferenz gefor­
dert, die sich sowohl mit der Aggression 
des Iraks befassen wie auch mit dem Pa­
lästina-Problem. Einen ähnlichen Vor­
schlag hatte der französische Staatsprä­
sident Mitterand Ende September vor 
der UNO vorgetragen, die EPZ-Konfe- 
renz der EG-Außenminister hat diesen 
Vorschlag am 7. Oktober in seinen 
Grundzügen übernommen. Damit be­
steht eine sehr weitgehende Einigkeit 
auch der imperialistischen Staaten über 
die mit dem Großeinsatz von Truppen 
verbundenen kurz- und langfristigen 
Absichten, die mit Sicherheit umfassen, 
daß sich die imperialistischen Mächte 
auch langfristig wieder mit Truppen in 
der Golfregion und im Nahen Osten fest­
setzen können und so den Zugriff auf die 
Ölquellen verbinden können mit der 
Kontrolle der ganzen Region.

Das zielt direkt auf die Vernichtung 
der antiimperialistischen Kräfte in Kur­
distan und in Palästina. Bush hat in sei­
ner UNO-Rede zum Irak erstmals auch 
die Kurden erwähnt — als vor den An­
griffen des Irak zu schützende Gruppe. 
Die Türkei soll — neben Jordanien und 
Ägypten — von den für alle drei Länder 
insgesamt vorgesehenen knapp 3 Mrd. 
DM etwa die Hälfte erhalten — als 
„Ausgleich“ für die Verluste wegen der 
Sanktionen gegen den Irak.

Dies wird die Kriegskasse der türki­
schen Regierung weiter füllen, die in der 
Hauptsache den Kampf gegen die kurdi­
schen Befreiungskämpfer der PKK 
führt.
(1) Neue Zürcher Zeitung, 4.10.1990. Weitere 
Quellen: Newsweek v. 8. Oktober 1990, Wall 
Street Journal v. 3., 4., 5. 10. — (uld)

Die SPD fordert die Erhöhung der Renten und Sozialzuschläge in den neuen Bundes­
ländern der ehemaligen DDR um 10 Prozent ab dem 1. Dezember 1990. Kleinrenten 
wurden durch die Zuschläge bislang bis zu 495 Mark ergänzt, dieser Betrag soll auf 
545 Mark angehoben werden. Arbeitsminister Blüm (CDU) lehnte am 7.10. diesen 
Vorschlag ab; erst im „Frühjahr ’91“ solle eine Erhöhung erfolgen.

Gesamtmetall für Differenzierung
Kapitalisten halten Ost-West-Spaltung für notwendig

Für die Beschäftigten in der Metallindu­
strie auf dem Gebiet der DDR wird es 
zunehmend schwieriger, ihre Interessen 
zu diskutieren und umzusetzen. Da ist 
die IG Metall, deren Tätigkeit sich dar­
aufbeschränkt, in den Betrieben Organe 
des Betriebsverfassungsgesetzes zu in­
stallieren, Mitglieder zu werben und 
Verwaltungsstellen einzurichten, und 
die zu diesem Zweck versucht, alles, 
was es an funktionierenden betriebli­
chen und überbetrieblichen Interessen­
vertretungen gibt, zu liquidieren.

Auf der anderen Seite hat Gesamtme­
tall sein Geschäftsgebiet mit wesentlich 
weniger Problemen bereits erweitert 
und formuliert schon tarifpolitische 
Vorstellungen:

„ ... Allerdings werde die Tarifpoli­
tik von Gesamtmetall künftig nicht mehr 
für Gesamtdeutschland ihre Einheitlich­
keit behaupten können, hier sei eine 
Spaltung notwendig ... Gesamtmetall 
habe schon immer eine Differenzierung 
in der Tarifpolitik gefordert. Diese wer­
de nunmehr zur Notwendigkeit ...

Deshalb sei es das auch von der IG 
Metall geteilte Konzept, grundsätzlich 
das zur Zeit für die Bundesrepublik gel­
tende Tarifvertragsrecht auf die heutige 
DDR zu übertragen, jedoch nur als Ver­
pflichtung für die Zukunft. Der tarif­
rechtliche Besitzstand der Bundesrepu­
blik könne von der DDR erst in Etappen 
erreicht werden. Es sei ausgeschlossen, 
z.B. die Regelung für Urlaubsdauer und 
Urlaubsgeld sofort auf die DDR zu über­
tragen. Die Tärifvertragsparteien könn­
ten zur Zeit nur für die Zukunft die tarif­

vertragliche Parität Vereinbaren ...
Stumpfe: ,Von jetzt an gelten in der 

DDR die Gesetze der Marktwirtschaft, 
ist der Produktivitätszuwachs der Maß­
stab für die Lohnerhöhung ... Mit der 
Lohnerhöhung um 250 DM bzw. 300 
DM in der Tarifrunde 1990 haben wir 
schon den sozialen Nachholbedarf ge­
deckt ...‘ “

Schlimm daran ist nicht, daß Gesamt­
metall dies so sieht. Dagegen umso be­
dauerlicher, daß die Tarifpartei IG Me­
tall weder dem Weg noch dem Ziel noch 
Maßstab der Produktivität bisher wider­
sprochen hat. Sie überläßt es so dem Ka­
pitalistenverband zu sagen, was nun 
Ausgangspunkt der Berechnungen sein 
soll, und bei Produktivitätssteigerung ist 
allemal der Kapitalist Herr des Verfah­
rens. Zum anderen vergibt sie sich die 
Chance einer grundlegend geänderten 
Tarifpolitk ausgehend vom jetzigen Zu­
stand. Diese könnte z.B. darin bestehen, 
daß die tatsächlichen Gestehungskosten 
der Arbeitskraft den Kapitalisten in 
Rechnung gestellt werden. Solange und 
insofern es da Unterschiede zu den west­
lichen Gebieten gibt, könnten dann auch 
die Löhne regional differieren. Weiter 
könnte die IGM einen grundlegenden 
Mangel ihrer bisherigen Tarifpolitik 
korrigieren, indem sie darauf achtet, die 
von der westlichen Wirtschaft beklagte 
äußerst geringe Lohnspreizung in der 
DDR zu bewahren. Das könnte dann 
Impulse dafür geben, auch hier die 
bestehenden Lohndifferenzen innerhalb 
der Tarifgebiete einzuschränken. 
Handelsblatt, 27. und 28.9.1990 - (has)
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Haussmann für Auflösung 
des Wochenrhythmus

Der FDP-Wirtschaftsminister und Fana­
tiker der Marktwirtschaft fordert unter 
dem Motto „Leistung braucht Zeit und 
nicht Arbeitszeitverkürzung“ die end­
gültige Abschaffung des Ladenschluß­
gesetzes und aller Arbeitszeitschranken. 
Das „Handelsblatt“ zitiert ihn, „der 
Aufholprozeß in den neuen Bundeslän­
dern werde zwangsläufig verzögert, 
wenn auch dort um 18.30 Uhr die Bür­
gersteige hochklappen“. — (alk)

BWK: Herbsttagung der 
Bundesdelegiertenkonferenz

Die 10. ordentliche Bundesdelegierten­
konferenz des BWK tagte am 6./7.10. 
1990 in Köln. An der Konferenz betei­
ligten sich Gäste der PDS, der Volks­
front und der VSP. Die Delegierten be­
faßten sich ausführlich mit dem Wahl­
programm der Linken Liste/PDS und 
mit der weiteren Zusammenarbeit mit 
anderen Kräften in Roten Tischen und 
ähnlichen Zusammenschlüssen. Die De­
legierten beschlossen ferner einen An­
trag zur Änderung des Statuts. Darin 
stellt der BWK klar, daß er seine Tätig­
keit nicht auf das bisherige Gebiet der 

DDR ausdehnen will. Für Westberlin 
wird eine befristete Regelung vorgese­
hen. Der Antrag kann erst von der näch­
sten Bundesdelegiertenkonferenz im 
Frühjahr beschlossen werden. Die Be­
schlüsse und Materialien der Konferenz 
sind Ende Oktober erhältlich. — (anl)

Reaktion strickt an 
Kampagne gegen die DKP

Vor drei Wochen wurden erneut Leute 
von der DKP in Hessen und im Saarland 
gehaussucht. Neben dem Vorwurf, 
einer Militärorganisation anzugehören, 
wurde einzelnen Spionagetätigkeit vor­
geworfen. Die zwei rechten Tageszei­
tungen „Welt“ und „FAZ“ unterstüt­
zen die „SpiegeP'-Kampagne: „In Ab­
stimmung zumindest mit Teilen der 
DKP-Führung“ soll Honecker 1974 mit 
dem MfS eine Geheimarmee aufgebaut 
haben. Aus Sicherheitsgründen hätte 
diese Geheimarmee aber nicht direkt 
Kontakt mit der DKP gehabt. („Welt“, 
1.10.) Die „FAZ“ hetzt am 5.10. gegen 
die PDS, daß sie ihre Parteifinanzen 
nicht in Ordnung hielte und im Westen 
„jahrelang zwar der tatsächliche und 
vermeintliche Parteispendenskandal er­
forscht worden ist, aber nicht der Skan­
dal größter Ordnung, daß die Staatspar­

tei SED im Westen eine Kampftruppe 
DKP aushielt, die im Ernstfall eines Än- 
griffs der Roten Armee und der NVA 
präzise Sabotage- und Besetzungsaufträ­
ge gehabt hätte.“ Die Hetze ist wieder so 
formuliert, daß juristische Mittel kaum 
Erfolg haben können. — (jöd)

Aufenthaltsbeschränkung beim 
Evren-Besuch war rechtswidrig

Mit Urteil vom 1.8.1990 hat der VGH 
Mannheim einem türkischen Staatsbür­
ger kurdischer Nationalität gegen die 
Stadt Karlsruhe recht gegeben. Die Stadt 
hatte ihm beim Staatsbesuch Evrens 
1988 „Aufenthaltsbeschränkungen“ er­
teilt (kein Verlassen Karlsruhes, sich 
zweimal täglich auf der Polizei melden), 
weil sein Name in einem Fernschreiben 
des Bundesinnenministeriums mit einer 
Liste von Personen vorkam, die für eine 
Gefährdung der Person Evrens „in Fra­
ge kommen“ könnten. Diese Formulie­
rung, so der VGH, sei eine nur „vor­
sichtig geäußerte Verdächtigung“ sei­
tens des Verfassungsschutzes. Deshalb 
(und nur deshalb) hätte die Stadt oder 
das Land vor Erlassen der Verfügung 
eigene Ermittlungen anstellen müssen, 
ob von der betreffenden Person wirklich 
eine politische Gefahr ausgehe. — (w /)

Nützliche Veranstaltungen mit 
der Vertreterin der AWO

In der Zeit zwischen dem 17. und dem 
28. September fanden in acht Städten der 
BRD Veranstaltungen mit Nothemba 
Mlonzi von der African Woman Organi­
sation (AWO) aus Azania/Südafrika 
statt. Die AWO ist Teil der großen Be­
freiungsorganisation Pan Africanist 
Congress of Azania (PAC). Diese Ver­
anstaltungen wurden von BWK, MLPD 
und örtlichen Bündnissen durchgeführt. 
Insgesamt nahmen etwa 450 Leute teil, 
die rund 8000 DM fiir die Unterstützung 
des Befreiungskampfes spendeten. 
Nothemba Mlonzi rief auf allen Veran­
staltungen dazu auf, den Befreiungs­
kampf auch weiterhin zu unterstützen,- 
denn noch ist die rassistische Unter­
drückung und Ausbeutung der afrikani­
schen Nation in Südafrika nicht beendet. 
Der Standpunkt des PAC zu den Ausein­
andersetzungen zwischen dem ANC und 
der Inkatha-Bewegung sei, daß sich der 
Kampf gegen die Kräfte des Gegners, 
gegen die Siedler und gegen die südafri­
kanische Armee und Polizei richten 
müsse. Alle Erfahrung zeige, daß dann 
auch die gewaltsamen Auseinanderset­
zungen zwischen den Schwarzen aufhö­
ren. — (uld)
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Aktuell in Bonn Knastrevolten in der BRD für Amnestie
CSU für „verdeckte Ermittler“

Auf Beschleunigung des Gesetzge­
bungsverfahrens bei den im Bundestag 
liegenden Sicherheitsgesetzen zur Dro­
genbekämpfung drängt die CSU. Sie 
forderte insbesondere die FDP auf, ihre 
Ablehnung gegen die gesetzliche Ein­
führung sogenannter „verdeckter Er­
mittler“ der Polizei fallen zu lassen. In 
den Rauschgift-Bekämpfungsgesetzen, 
die von einer Bundesratsmehrheit mit 
Unterstützung einiger SPD-regierter 
Länder eingebracht wurden, wird ein 
solcher Polizeieinsatz erstmals gesetz­
lich erlaubt. Bisher war ein Beschluß der 
Innenministerkonferenz Grundlage.

Wahlgesetz
Nachdem die Grünen, die PDS und die 
Reps Klage erhoben hatten, erklärte das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe 
das ursprünglich beschlossene Wahl­
gesetz für den 2. Dezember für verfas­
sungswidrig, das „Huckepack“-Ver- 
fahren, mit dem die DSU in den Bundes­
tag gehievt werden sollte, sogar für 
„nichtig“. Eine gesamtdeutsche 5-Pro- 
zent-Klausel bedeute eine Benachteili­
gung der kleineren Parteien in der ehe­
maligen DDR. Bereits am 5.10. wurde 
mit den Stimmen von CDU/CSU, FDP 
und SPD gegen die Grünen/Bündnis ’90 
und PDS das neue Wahlgesetz verab­
schiedet, nur für den 2. Dezember. 
Demnach gibt es eine 5-Prozent-KlauseI 
getrennt für zwei Wahlgebiete, die west­
lichen Bundesländer und die der ehema­
ligen DDR. Nur in den dortigen fünf 
neuen Bundesländern sind Listenverbin­
dungen möglich.

Kommandowirtschaft Ost
Alle bisherigen Leiter der Treuhand- 
Außenstellen, die für die Verwaltung 
der ehemals volkseigenen Betriebe zu­
ständig waren, sind von deren Präsident 
Rohwedder entlassen worden. Birgit 
Breuel, CDU, einst Wirtschaftsministe­
rin in Niedersachsen, hat den Ersatz bei­
geschafft, allesamt Manager aus dem 
Westen. Wirtschaftsminister Hauss­
mann kündigte zeitgleich an, daß nun 
auch alle Vorstände und Geschäftsfüh­
rungen der ehemaligen Kombinate amts­
enthoben werden müßten — aus rund 
4000 Bewerbern, allesamt Wirtschafts­
experten aus dem Westen — seien 1000 
für „den Einsatz“ ausgewählt worden. 
Auch Rohwedder wählt Bilder aus dem 
Militärhandwerk: Die Arbeit der Treu­
handstelle habe „etwas Stoßtrupparti­
ges“ — demnächst fallen die Entschei­
dungen über Konkurse.

Deutsche Mahnung
Bundesfinanzminister Waigel (CSU) 
begrüßte am vergangenen Wochenende 
die Entscheidung der britischen Regie­
rung über den Beitritt des britischen 
Pfunds zum Europäischen Währungs­
system (EWS) als Chance, aber auch zu­
sätzlichen Grund für eine EG-weite 
„Stabilitätspolitik“. Die Bundesregie­
rung „erwartet“, sagte Waigel, „Erfol­

ge in der britischen Anti-Inflationspoli- 
tik“, die erlauben würden, die Schwan­
kungsbreite des Pfund-Mittelwerts von 
derzeit sechs auf die im Rahmen der so­
genannten „EG-Währungsschlange“ 
üblichen 2,25 Prozent zu verringern.

Ärzte gegen Atom
Über 2000 Menschen (statt der erwarte­
ten 1000) kamen zum dreitägigen inter­
nationalen Kongreß der „Ärzte gegen 
den Atomkrieg“ in die Bonner Beetho­
venhalle. Der Golf-Konflikt wurde zum 
beherrschenden Thema. 1000 schlossen 
sich einem nächtlichen Schweigemarsch 
an. Wichtigste Forderungen waren die 
friedliche Beilegung des Konflikts, Ver­
handlungen ohne Vorbedingungen, Ab­
zug der Atom- und anderen Massenver­
nichtungswaffen aus der Golf-Region. 
Der norwegische Friedensforscher 
Johan Galtung hatte auf dem Kongreß, 
ohne Husseins Partei zu ergreifen, von 
den „schmutzigen Händen“ des 
Westens gesprochen und dessen „Impe­
rialismus“ scharf kritisiert.

Teuerungsrate steigt
Die Teuerungsrate betrug im September 
3 % gegenüber dem Vorjahr, im August 
lag sie bei 2,8 %. Vor allem Heizöl- und 
Benzinpreise sind als Folge der Hor­
tungsmaßnahmen der Mineralölkonzer­
ne gestiegen, aber auch einigen Lebens­
mitteln — frisches Gemüse, Obst und 
Fisch — sind überdurchschnittlich teu­
rer. Das HWWA-Wirtschaftsinstitut 
erwartet für das kommende Jahr einen 
Anstieg der Verbraucherpreise von 4 bis 
4,5 % gegenüber ca. 3 % in diesem Jahr. 
Neben der Golfkrise wären auch über­
höhte Lohnabschlüsse bei nachlassender 
Produktivitätszunahme die Ursache.

Grüne: Desertion!
Nur 14 Stimmen erhielt Udo Knapp auf 
dem Parteitag der Grünen für seine Vor­
stellungen vom Ausleben der deutschen 
Großmachtrolle. Die Mehrheit sprach 
sich für Entmilitarisierung und gegen 
Teilnahme an Einsätze außerhalb des 
Nato-Gebiets aus, auch unter dem Deck­
mantel der UNO, die erst „demokrati­
siert“ werden müsse (Angelika Beer, 
sicherheitspolitische Sprecherin,
„Volkszeitung“ vom 28.9.). Finanziel­
les Engagement Deutschlands schlossen 
die Grünen nicht aus, rufen aber zu 
Wehrdienstverweigerung und Desertion 
bei Auslandseinsätzen auf.

Was kommt demnächst?
Am 12. Oktober beginnt ein außeror­
dentlicher Gewerkschaftstag der IG 
Bau-Steine-Erden. Ebenfalls am 12. 
Oktober hält sich Südafrikas Staatschef 
de Klerk zu einem Staatsbesuch in Groß­
britannien auf. Am 14. Oktober findet 
ein a.o. Parteitag der PDS wegen „Um­
benennung“ statt. Am 25.126. Oktober 
beschließt ein a.o. Gewerkschaftstag der 
IG Medien über neue Satzung. Zum 31. 
Oktober sind die Einkommenstarife für 
die Branchen Banken und Versicherun­
gen gekündigt.

Illusionärer und falscher

Seit gut zwei Wochen rumort es in vielen 
Gefängnissen der BRD: Wie zuerst die 
Gefangenen in der DDR fordern auch 
zahlreiche Gefangene hier eine Amne­
stie anläßlich des Anschlusses der DDR 
an die BRD. Die Aktionen, mit denen 
dieser Forderung Nachdruck verliehen 
werden soll, sind vielfältig. Sie reichen 
von Sitzstreiks, Hungerstreiks, Unter­
schriftenlisten und Petitionen bis zu 
Dachbesetzungen und Zerstörungen. 
Zwischenzeitlich sind jedoch die Aktivi­
täten in den meisten Knästen anschei­
nend beendet — gewaltsam durch Poli­
zeieinsätze oder aber „freiwillig“ durch 
Aufgabe.

In Bayern begannen die Revolten am 
Wochenende des 30. / 31.9. mit einem 
„Mahnfasten“ und kursierenden Unter­
schriftenlisten in mehreren Gefängnis­
sen. Nachdem in der Nacht zum 31.9. 
ca. 700 Gefangene in der JVA Bernau 
für eine Amnestie in ihren Zellen lärm­
ten, weiteten sich die Unruhen auf Mün­
chen-Stadelheim, Landshut, Bayreuth, 
Kaisheim, Amberg und Traunstein aus. 
Angehörige teilten mit, daß sich — ent­
gegen anderslautenden Angaben aus 
dem bayerischen Justizministerium — 
allein in Bernau 70 % der Gefangenen an 
Hungerstreiks beteiligt hätten. Am 
5.10. sollen, wie das Justizministerium 
mitteilte, sowohl mehr als 100 Gefange­
ne in Kaisheim und Bayreuth als auch — 
nachdem noch für kurze Zeit der Knast­
hof besetzt wurde — 203 Gefangene in 
Bernau ihre Aktionen beendet haben.

In Köln-Ossendorf besetzten bereits 
am 24.9. vier Gefangene für eine knap­
pe Stunde ein Dach des Gefängnisses 
und drohten, sich herunterzustürzen. 
Knapp eine Woche später kam es zu 
einer neuen Dachbesetzung; die Unru­
hen breiteten sich in ganz Ossendorf aus. 
Die Anstaltsleitung reagierte vom ersten 
Tag an mit Repressalien, u.a. reduzierte 
sie die sog. Freistunde für alle Gefange­
nen von bisher zweimal auf nur noch 
einmal täglich.

Während in Detmold, Stammheim 
und Geldern Gefangene Hungerstreiks 
begannen, beendeten acht Gefangene in 
Darmstadt/Eberbach eine Dachbeset­
zung, nachdem sie die Zusage erhalten 
hatten, daß in der Lokalzeitung ein aus­
führlicher Bericht erscheinen würde. In 
Willich-Anrath besetzten am 1. 10. 22 
Gefangene für eine Stunde das Dach der 
Gefängnisschreinerei, zwei Tage später 
veranstalteten 26 Gefangene dort einen 
Sitzstreik im Innenhof des Knastes. In 
zahlreichen Gefängnissen richteten Ge­
fangene Petitionen für eine Amnestie 
und Gnadengesuche an die jeweils zu­
ständigen Ministerpräsidenten der Län­
der und an den Bundespräsidenten.

Eine mehrtägige Dachbesetzung in 
Rheinbach wurde am 5.10. spätabends 
durch einen SEK-Einsatz gewaltsam be­
endet. Nach Angaben der Staatsanwalt­
schaft müssen die Dachbesetzer mit zu­
sätzlichen Strafen wegen Gefängenen-

Weg, unwürdige Haftbedingungen nicht länger ertragen zu müssen

meuterei, Sachbeschädigung und Land­
friedensbruch rechnen. Zwangsverle­
gungen angeblicher „Rädelsführer“ 
sind nicht auszuschließen. Die Forde­
rungen der Gefangenen, nicht nur nach 
Amnestie, sondern auch nach einem Ge­
spräch mit Justizminister Krumsiek, 
nach Rechtsanwälten und einer Presse­
konferenz, wurden kompromißlos abge­
lehnt. Es gebe nichts zu verhandeln, 
hieß es aus dem Justizministerium. 
Ebenso wurden den Dachbesetzern — zu 
Beginn waren es ca. 100 Gefangene, bei 
der Räumung noch 25 — Decken, Ge­
tränke und Essen verweigert. Seit Be­
ginn der Revolte entzieht die Anstaltslei­
tung willkürlich allen Gefängenen in 
Rheinbach die sog. Freistunden — ein 
bewährtes Mittel, um die Gefangenen 
gegeneinander aufzubringen und so den 
Zusammenhalt zu zerstören.

In Hamburg begann die zweite Revol­
te in diesem Jahr am 28.9. Nachdem zu­
vor 460 Gefangene eine Petition an den 
Hamburger Senat für eine begrenzte 
Amnestie unterzeichnet hatten, weiger­
ten sich 40 Gefangene, in ihre Zellen zu­
rückzugehen. Als die von der Anstalts­
leitung alarmierten Polizeieinsatzkräfte 
anrückten, gaben die Gefangenen auf. 
Am Abend des 1. 10. griffen ca. 200 Ge- 
fängene in Anstalt VHI zu dieser Form 
des Protestes: Sie versammelten sich auf 
dem Hof, um mit einer Sitzdemonstra­
tion ihrer Forderung nach Teilamnestie 
und Verbesserung der Haftbedingungen 
Nachdruck zu verleihen. Als sie Decken 
herausholten, griffen Schließer mit 
Schlagstöcken an. Während zehn Gefan­
gene in dem Durcheinander unbemerkt 
aufs Dach der Anstalt klettern konnten, 
zerstörten andere Einrichtungen der An­
stalt. Schließlich stürmten Bereitschafts­
polizisten und Sicherheitsbeamte den 
Knast und prügelten die Gefängenen 
zum Teil in die Zellen zurück. Die zehn 
Gefangenen, die neben Teilamnestie 
auch besseres Essen, bessere Arbeitsbe­
dingungen für Justizbedienstete und ein 
Gespräch mit Justizsenator Curilla for­
derten, blieben die Nacht über auf dem 
Dach. Am nächsten Tag brachen sie 
dann ihre Aktion ab, nachdem sie die 
Zusicherung des Strafvollzugsamtes be­
kamen, daß gegen sie keine Strafanträge 
gestellt und Journalisten Zutritt in die 
Anstalt erhalten würden. Seit dem 4. 10. 
sind inzwischen Gefangene aus dem Iso­
lationstrakt „Berta I“ im Hungerstreik. 
Auch sie fordern Teilamnestie und men­
schenwürdige Haftbedingungen.

Am 4.10. weigerten sich in Freiburg 
ca. 100 und in Mannheim rund 150 Ge­
fangene, nach dem Hofgang in die Zel­
len zurückzugehen. Die Gefangenen in 
Freiburg gaben erst auf, als sie einer 
Pressevertreterin ihre Amnestie-Forde­
rungen vortragen konnten.

Bisher war nicht in Erfährung zu brin­
gen, welche Repressionen, d.h. Ver­
schärfung der Haftbedingungen, even­
tuelle Zwangsverlegungen und Einlei­

tung von Ermittlungsverfahren, rar 
den Revolten in den einzelnen betrofi: 
nen Knästen den Gefängenen gegenüber 
eingesetzt wurden oder noch wodot 
um so zu versuchen, die Gefangenen tat 
die Situation in den Gefängnissen wieder 
unter Kontrolle zu bringen. Die Lage in 
den Knästen ist bereits seit einigen 
Monaten explosiv — zu erinnern ist be­
sonders an die mehrtägigen Aufständen 
Hamburg-Fuhlsbüttel im Mai und m 
Straubing im August.

Tatsächlich steht hinter der Foidenne 
nach einer (Teil-) Amnestie, die nun so 
viele Gefangene aufsteilen, etwas ande­
res: die nicht mehr zu ertragenden men­
schenunwürdigen Haftbedingungen, da­
heißt die unzumutbar mangelhafte ärztli­
che Versorgung, der ungenießbare, 
nährstoff- und vitaminarme Knastfiiß, 
das ausgeklügelte abgestufte Repres­
sionsinstrumentarium. die Isolationsfol­
ter, die ausbeuterische Zwangsarbeit 
die rassistische Diskriminierung auslän­
discher Gefängener, die Aus- und Ab­
sonderung Aids-kranker Gefangener, 
das „Ruhigstellen“ von Gefangenen 
mittels sog. Betonspritzen, die gewaltsa­
men Übergriffe und Mißhandlungen

Die Amnestie-Förderung greift da 
allerdings nicht nur zu kurz, sondern sie 
verdeckt auch das eigentliche Ziel. Un­
menschliche Haftbedingungen werden 
nicht durch eine Amnestie verändert. 
Gefangene aus Butzbach haben ihre Kri­
tik an dieser Forderung in diesem Sinne 
so formuliert:

„. . . Aber wer nur noch Amnestie im 
Kopf hat, hört auf zu denken. Und wr 
allem: Er hört auf zu kämpfen. Hört auf, 
sich gegen den Knast zu wehren ...

Und das ist die Funktion dieser Amne­
stie-Kampagne, die seit August plötzlich 
in eine Entwicklung reingebrochen ist, 
die ganz andere Momente gehabt hat. 
Seit Jahresanfang hat es immer wieder 
und überall die Revolten gegeben, und 
es gab klare Forderungen gegen die 
Knaste und das ganze System der Käfig­
haltung. Und diese Bewegung war und 
ist nicht mehr totzukriegen, und erst die­
ses Amnestiegerede droht ihr jetzt die 
Schärfe und die Orientierung zu neh­
men. Deshalb sind wir dagegen, daß 
weiter Illusionen verbreitet und geschürt 
werden und daß der alte Zustand uns 
wiedereinholt, wo jeder gegen jeden an­
stinkt, weil er darauf spekuliert, daß er 
selber dabei fein rauskommt und dann: 
,Laß den Knast für die anderen doch 
bleiben wie der will!‘

Genau das wollen wir nicht mehr. Wir 
wollen die Solidarität, wie sie sich in den 
Kämpfen der letzten Monate entwickelt 
hatte, und wir wollen diese Entwicklung 
weiterführen . . .“

Die Forderung nach Amnestie, nach 
„Gnade vor Recht“ verschleißt die 
Kräfte für eine illusionäre und kurzsich­
tige Idee, statt sie für den Kampf um die 
Rechte einzusetzen, die gerade Gefange­
nen hier verweigert werden. — (jeh)

PDS zur LL/PDS oder LL/PDS zur PDS?
Dokumentiert: Beschluß des Beirats LL/PDS/PDS beruft Parteitag ein

Neuer Lohnrahmen-Tarifvertrag
Was bringt er für untere Lohngruppen?

Die PDS teilt im „Neuen Deutschland“ vom 9. Oktober 
mit, daß sie am 14. Oktober ihren 1. Parteitag forsetzen 
wird, um — entsprechend der Empfehlung des Beirats der 
LL/PDS — eine Erklärung zum Selbstverständnis in der

... Die Linke Liste/PDS wie auch die 
PDS sehen sich daher nun vor die Frage 
gestellt, ob sie auf eine Kandidatur ver­
zichtet, ob Linke Liste/PDS und PDS 
jeweils getrennt kandidieren oder aber 
als eine Partei zu den Wahlen antreten 
und dadurch auch Stimmen in der BRD 
für eine linke Opposition im künftigen 
Parlament gewinnen.

Die Linke Liste/PDS wie die PDS 
haben — zunächst unabhängig vonein­
ander und schließlich im Beirat — be­
schlossen, ihr gemeinsames Anliegen 
fortzusetzen und in diesem Sinne des­
halb auch gemeinsam zu den gesamt­
deutschen Wahlen als eine Partei an­
zutreten.

Wir haben uns aus folgenden Gründen 
zu diesem Schritt entschlossen: 
1. Wir wollen an den politischen Inhal­
ten des Bündnisses festhalten. Die Zu­
sammenarbeit der letzten Monate hat 
erwiesen, daß ein Zusammenkommen 
verschiedener linker Kräfte aus der 
DDR und der BRD notwendig und für 
beide Seiten fruchtbar ist. Von Anfang 
an ging es uns über eine gemeinsame

Kandidatur hinaus um einen Neubeginn 
linker Debatten und Politikentwicklung.
2. Wir halten es zudem für sinnvoll, das 
Gewicht einer Parlamentsvertretung 
nicht freiwillig durch eine Kandidatur 
der PDS, beschränkt auf das Gebiet der 
ehemaligen DDR, zu verringern. Auf 
Grund der positiven Resonanz auf das 
Projekt Linke Liste/PDS gehen wir 
davon aus, daß auch in der ehemaligen 
BRD viele Menschen für eine starke 
linke Opposition stimmen werden.
3. Unter den Bedingungen des neuen 
Wahlgesetzes empfiehlt der Beirat der 
Linken Liste/PDS nach ausführlicher 
und kontroverser Diskussion, daß Lan­
desverbände der Linken Liste/PDS zu 
Landesverbänden der PDS werden und 
die PDS diese als eigene Landesver­
bände anerkennt. Der Beirat ist sich be­
wußt, daß dieser uns durch das Wahlge­
setz aufgezwungene Weg von unseren 
ursprünglichen Vorstellungen abweicht. 
Er stellt den notwendigen inhaltlichen 
Diskussionsprozeß verschiedener linker 
Strömungen Parteistrukturen voran. Die 
gerade erst begonnenen Diskussionen

gesamtdeutschen Linken zu erarbeiten, den Namen in 
Linke Liste/PDS zu ändern und eine Vereinbarung über 
Landesverbänden im Westen zu treffen. Die westdeutsche 
LL/PDS hat bisher nichts dazu erklärt. — (alk)

berühren auch die Fragen „Bewegung 
und/oder Partei“ wie auch den jetzt en­
ger werdenden Bezug auf die PDS. Bei­
des erscheint als Problem und muß des­
halb Gegenstand von Auseinanderset­
zungen bleiben.

Trotz veränderter Ausgangsbedingun­
gen wollen wir an den Grundsätzen, wie 
sie im Wahlprogramm der Linken Liste/ 
PDS verankert sind, festhalten: . . .

Die innerhalb weniger Tage zu tref­
fenden Entscheidungen machen es not­
wendig, wichtige Punkte der Zusam­
menarbeit in einer Vereinbarung zwi­
schen Linken Liste/PDS und der PDS 
festzuhalten. Der Beirat schlägt der PDS 
die umgehende Einberufung eines Par­
teitages vor, auf dem
— eine Erklärung zum Selbstverständ­
nis der PDS als gesamtdeutscher Linke 
erarbeitet,
— die Änderung des Namens der PDS 
in Linke Liste/PDS beschlossen;
— eine Vereinbarung über die Bildung 
von Landesverbänden der Linken Liste/ 
PDS in den westlichen Bundesländern 
getroffen wird.

Ende September wurden die Eingrup- 
pierungs- bzw. Einreihungsverhandlun­
gen für die Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes fortgesetzt und mit einer 
grundsätzlichen Einigung beendet. Am 
9. Oktober befindet die Große Tarif­
kommission der OTV über das Ergeb­
nis. Die Verhandlungskommission emp­
fiehlt einstimmig die Annahme.

Die ausgehandelten Erhöhungen lie­
gen zwischen 34,91 DM und 85,75 DM 
im untersten Bereich der Lohnskala (je 
nach Dienstaltersstufe und je nachdem, 
ob man in der untersten Lohngruppe I 
hängenbleibt oder in die neu geschaffene 
Zwischenlohngruppe la aufsteigt) und 
zwischen 219,05 DM und 281,18 DM 
(je nach Dienstaltersstufe) für die Auser­
wählten, die in die neue Spitzenlohn­
gruppe IX aufsteigen.

Drastischer kann kaum zum Ausdruck 
kommen, wie stark dieser Abschluß von 
der Position der öffentlichen Arbeitge­
ber bestimmt wird. Ihr Interesse war ei­
ne Veränderung des Lohngefüges zu­
gunsten der Facharbeiter und zu Lasten 
der unteren Lohngruppen.

Im einzelnen wurden folgende Ver­
besserungen erzielt:

Aufgrund von Veränderungen bezüg­
lich der Dienstaltersstufen (statt 10 jetzt 
nur noch 8) kommt es zu einer besseren 

Grundvergütung in den einzelnen Lohn­
gruppen, unterschiedlich je nach Dienfl­
altersstufe, wie oben beziffert.

Die Zeit für den Bewahrungsaufstieg 
in die nächste Lohngruppe wurde von 5 
Jahren auf 3 Jahre verkürzt. Darüber 
hinaus erfolgt nach weiteren 4 Jahren ein 
Zeitaufstieg um eine halbe Lohngruppe 
in neu eingerichtete a.-Zwischenlohn- 
gruppen.

An den jetzt vereinbarten, bundesweit 
geltenden Lohnrahmentarifvertrag wer­
den sich bezirkliche Verhandlungen 
über diesen Vertrag konkretisierende 
Lohngruppenverzeichnisse anschließea.

Obwohl das jetzige Verhandlungser­
gebnis für die bezirklichen Vertiandlon- 
gen Raum läßt, ist es eine schwere Bünde 
für die zum 1.1.1991 anstehende allge­
meinen Einkommenstarifauseinander­
setzung. Das Verhandlungsergebnis halt 
nämlich fest. „Die Spanne von einer 
Lohngruppe zur anderen ist nun 4.55 
ab der Lohngruppe 1." Da diese Spanne 
nicht zum 31. 12.1990 zu kündigen sea 
wird und deshalb auch nach der allge­
meinen Einkommenserhöhung gefoen 
müßte, ist dadurch das Aufstellen und 
die Durchsetzung von Festgeidforderw- 
gen. Mindestbeträgen oder Sockd-Pio- 
zent-Forderungen unheimlich erschwert 
worden. — <kar)
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Rassistische Hetze mit Aussicht auf Erfolg
Kann CSU-Arroganz 
gezügelt werden?

CSU für Abschaffung des Asylrechtes
Wahlkampf zu den bayerischen Landtagswahlen am 14. Oktober auf dem Rücken der Flüchtlinge

Die Forderung nach Abschaffung des Grundrechts auf Asyl stellt die CSU erneut 
in den Mittelpunkt ihres Wahlkampfes. Die Rep bedanken sich bei ihr für die 
Übernahme ihrer Forderungen. SPD-Landesvorsitzender Schöfberger schwenkt 
auf die Lafontaine-Linie um. Die Grünen stellen ökologische Themen in den

Mittelpunkt, verteidigen aber als einzige kandidierende Partei das Asylrecht. 
Neu: die noch menschenverachtendere Haltung, die zur Unterbringung von 
Flüchtlingen in fensterlose Bunker führt, gepaart mit offener rassistischer 
Hetze. Und: die reale Aussicht, das Asylrecht endgültig zu beseitigen.

Stoiber und Streibl 
gegen „Mißbrauch“

Trotz vielfältiger Warnung, das Thema 
Asyl sei für den Wahlkampf ungeeignet 
(u.a. eine Unterschriftensammlung von 
Christen im Kommunalwahlkampf im 
Frühjahr), stellt es die CSU wieder in 
den Mittelpunkt. Auf Plakaten, die vor 
allem in Ballungszentren wie München 
zahlreich sind, wirbt sie mit einem Text, 
der nur die 3 % noch Anerkannten als 
Asylberechtigte darstellt, alle anderen 
kosteten Milliarden und brächten Chaos. 
Mit dem gleichen Text führt die CSU in 
München eine Unterschriftensammlung 
durch. Das ist nicht neu, neu ist aber die 
Zuversicht der CSU, ihre Vorschläge 
durchzubringen, vor allem durch das 
Einschwenken der SPD. Neu ist auch, 
daß sich die Stimmung gegen Asyl­
bewerber beträchtlich verschärft hat 
(siehe dazu unten).

Vorbereitet wurde das schon lange. 
Seit Streibl Ministerpräsident ist, spricht 
er penetrant nur noch von „Wirtschafts­
asylanten“; er beschuldigte die Flücht­
linge, sie allein seien schuld an der Woh­
nungsnot. Die verantwortlichen Mini­
ster äußern ganz offen, sich beim Asyl 
nicht an bestehendes Recht zu halten, so 
bei der Kürzung der Sozialhilfe. Ein 
„Justizskandal“ offenbarte im Sommer, 
daß Ansbacher Asylrichter mit vorge­
fertigten Urteilen Asylbewerber ableh­
nen usw. usw.

Innenminister Stoiber, bekannt für 
rassistische Äußerungen, hat auch jetzt 
wieder Zeichen gesetzt. In einer Presse­
konferenz führte er aus: „Wer nur we­
gen seiner Zugehörigkeit zu einer rassi­
schen oder religiösen Minderheit ver­
folgt wird, kann sich nach Ansicht des 
bayerischen Innenministers nicht auf das 
im Grundgesetz garantierte Asylrecht 
berufen. Dies gelte, so Stoiber auf einer 
Pressekonferenz im September, sowohl 

für Roma als auch für andere Minderhei­
ten. Bei all diesen Gruppen handele es 
sich um „Minderheiten, die unter einen 
gewissen Verfolgungsdruck geraten 
sind“. Die Roma würden zwar „von der 
Bevölkerung massakriert und unmög­
lich behandelt“, könnten sich aber 
gleichwohl „nicht auf das Asylrecht 
stützen“. Der Münchner SPD-Vorsit­
zende Naumann forderte daraufhin den 
Rücktritt Stoibers.

Die ganze Anti-Asyl-Hetze paßt gut 
zu einem Wahlkampf der CSU, in dem 
die „Deutschlandpolitik“ im Mittel­
punkt steht. Und ist nützlich zum Ver­
schleiern der CSU-Verluste z.B. bei den 
Bauern und anderen „Stammwählern“, 
von deren Problemen die „Volksge­
meinschaft“ ablenken soll.

Rep loben 
die CSU als „einsichtig“

Die Erfolgsaussichten der Rep werden 
bei vielen in der Opposition unter­
schätzt. Der geringe Besuch von CSU- 
Wahlveranstaltungen und volle Säle bei 
den Rep müßten da schon zu denken 
geben. Sie bedanken sich für die Ein­
sicht der CSU beim Asyl und fordern 
nach wie vor Schnellgerichte an den 
Grenzen. Und tatsächlich hetzen heute 
CSU-Kandidaten wortgleich mit den 
Rep. So H. Wallner, Landtagsabgeord­
neter der CSU aus Deggendorf, der zum 
Umgang mit Asylbewerbern meinte: 
„In Gettos halten, ein schnelles Verfah­
ren und ab.“

SPD-Vorsitzender 
auf Lafontaine-Kurs

Wortreich griff R. Schöfberger, SPD- 
Landesvorsitzender, die CSU an. Die 
verfehlte Aussiedlerpolitik wie auch der 
„massenhafte Mißbrauch des Asylrech­
tes“ (!) gehe zu Lasten der CSU. Nach 
diesen Vorwürfen kommt er mit densel­
ben Vorschlägen wie Lafontaine. Also: 

„Asylbewerber aus Staaten, in denen 
offenkundig keine politische Verfolgung 
stattfindet, sind unverzüglich ab­
zuweisen.“

Man kann davon ausgehen, daß diese 
Meinung Schöfbergers in der bayeri­
schen SPD nicht unumstritten ist. Äber 
der Druck der CSU, die stereotyp die 
SPD beschuldigt, am „Asylmißbrauch“ 
schuld zu sein, zeigt eben Wirkung. Und 
im Wahlkampf wird kaum einer öffent­
lich Schöfbergers Vorschlag in Frage 
stellen. Das ist der Kurs einer Partei, die 
auch am 3.10. mit Schwarz-Rot-Gold 
die deutsche Einheit an der ehemaligen 
Grenze zur DDR feierte.

Grüne für Asylrecht
Die Grünen sind die einzige kandidie­
rende Partei, die auf einem Wahlplakat 
die Erhaltung des Asylrechtes fordert. 
Erfreulich sind auch die Stellungnahmen 
der dritte Bürgermeisterin S. Csampai in 
München, die für „Wirtschaftsflüchtlin­
ge“ Verständnis forderte. Die Mehrheit 
der Kandidatinnen und Kandidaten der 
Grünen sind aber spezialisiert auf ökolo­
gische Themen, so daß nur einige sich 

CSU-Wahlkrampf in Bayern

im Wahlkampf für Asyl einsetzen. Erst 
wenn sich mehr Grüne wie auch Flücht- 
lingsintiativen u.a. offensiv für Einwan- 
derungsregeln einsetzen und sich nicht 
eng am politischen Asyl orientieren, 
können sie gegen die Hetze von CSU 
und Rep angehen.

Flüchtlinge im Bunker
Daß in Ballungszentren wie München 
mit großem Mangel an Wohnungen die 
Lage von der CSU künstlich verschärft 
wird, zeigt sich jetzt wieder deutlich. 
Flüchtlinge, die in Zelten untergebracht 
waren, fanden bei beginnender Kälte 
weder in Türnhallen von Schulen noch 
in leerstehenden Kasernen Unterkunft. 
Gauweiler u.a. hetzten Eltern und Schü­
ler auf, der Sportunterricht dürfe nicht 
ausfallen.

Der Bundesverteidigungsminister 
verhindert die Unterbringung in leer­
gewordenen Kasernen aus „rechtlichen 
Gründen“. Bisheriges Ergebnis trotz 
massivem Protest: Die Unterbringung 
von 80 Flüchtlingen in einem „Schutz­
bunker“ ohne Tageslicht und ohne aus­
reichende Frischluftzufuhr. — (lsc) 

Bei den Landtagswahlen am 14. Oktober 
in Bayern steht wieder einmal die Frage 
im Mittelpunkt, ob die CSU ihre absolu­
te Mehrheit verteidigen kann. In allen 
sieben Regierungsbezirken (Wahlkrei­
sen) kandidieren die Parteien CSU, 
SPD, Grüne, FDP, Rep, ÖDP und Bay­
ernpartei. Durch die Erhöhung der Un­
terstützungsunterschriften für einen 
Wahlkreisvorschlag auf wenigstens 500 
und im Wahlkreis Oberbayern auf 1000 
wurden einige kleinere Parteien nicht 
zur Wahl zugelassen. Die CSU gibt als 
Wahlprognose ein Ergebnis von 50 plus 
X Prozent aus. Ihr Wahlslogan „Bayern 
wählen — CSU wählen“ täuscht eine 
bayerische Interessengemeinschaft aller 
Einwohner vor. Dieses Trugbild erhält 
in der harten Realität immer häufiger 
Kratzer. Insbesondere die Grünen im 
bayerischen Landtag haben dazu beige­
tragen, daß auch die Schattenseiten die­
ses sonnigen Bayerngemäldes aufge­
zeigt werden. Bei dieser Aufgabe muß­
ten sie sich allerhand Grobheiten und 
Unverschämtheiten von den CSU-Man- 
datsträgem gefallen lassen. Zu Konse­
quenzen auf die Gesetzgebung hat es 
aber nicht gereicht. Dies wird nur mög­
lich, wenn die CSU deutlich an Stimmen 
verliert und diese Verluste nicht von den 
faschistoiden Republikanern oder der 
wirtschaftsliberalen FDP eingefangen 
werden. Die Republikaner hoffen fest 
auf die Stimmen aus den hier zahlreich 
vorhandenen Revanchistenverbänden. 
Sie treten weiter offen für die Ostkoloni­
sation und die Vollendung des 4. Rei­
ches mit deutschen Herrenmenschen 
und ausländischen Arbeitssklaven ein. 
Bei der Asylpolitik erringen sie immer 
deutlicher die Meinungsführerschaft.

Ein Rückblick auf das Wahlergebnis 
1986 macht deutlich, welche Spielräume 
für konservative Politik bestehen und 
wahrscheinlich auch zukünftig bestehen 
werden. Bei den letzten Landtagswahlen 
erzielte die CSU 55,8 % der Erst- und 
Zweitstimmen, die SPD 27,5 % und die 
Grünen 7,5 %. Die Republikaner schei­
terten an der 5-%-Sperrklausel und er­
reichten landesweit 3 %. Die FDP, die in 
den Jahren von 1978 bis 1982 noch mit 
zehn Abgeordneten im bayerischen 
Landtag vertreten war, erreichte wieder 
nur 3,8 %. Von den insgesamt gewähl­
ten 204 Abgeordneten — 105 Stimm­
kreisabgeordnete und 99 Wahlkreisab­
geordnete — erreichte die CSU bei die­
sen letzten Wahlen vor vier Jahren 128

Keine Ausweitung der Bundeswehraufgaben, sondern Truppenabbau!
Arbeiten statt Krieg spielen/Hans-Günther Schramm Landtagsabgeordneter der Grünen für Entmilitarisierung der BRD

Folgender Artikel stammt von Hans- 
Günther Schramm (MdL), der wieder als 
Landtagskandidat aufgestellt wurde. 
Sozialistische Organisationen treten 
nicht zur Landtagswahl an, es gibt aber 
vor allem bei den Grünen Programm­
teile sowie Positionen einzelner Kandi­
datinnen und Kandidaten, die unterstüt­
zenswert sind. — (chl)

Deutsche Soldaten am Golf sind in jeder 
denkbaren oder zumindest bis heute dis­
kutierten Rechts- oder Militärkonstruk- 
üon ein glatter Verfassungsbruch. Das 
gilt auch für den Einsatz als „Blauhel­
me“, die Eingreiftruppen der UNO. Die 
Frauen und Männer, die unser Grundge­
setz formulierten, standen voll unter 
dem Einfluß des bis dahin schlimmsten 
Völkeigemetzels aller Zeiten, ausgelöst 
durch eine Clique nationalistischer, ras­
sistischer und zynischer Menschenver- 
achter. Sie standen unter der Losung von 
Buchenwald: „Nie wieder Faschismus, 
nie wieder Krieg!“

Und gerade, weil wir heute von diesen 
unmittelbaren Eindrücken weiter ent­
fernt sind und Krieg für die meisten von 
uns kein persönliches Erlebnis mehr ist, 
gerade deshalb müssen wir alles unter­
lassen, was diese Erfahrungen relati­
viert. Der Grundsatz muß bleiben: Von 
deutschem Boden darf nie wieder ein 
Krieg ausgehen. Auch nicht für vorge­
schobene Menschenrechts- und Völker­
rechtsverteidigung oder sonstige als 
Fassade für wirtschaftliche Interessen 
aufgebaute Konstrukte.

Es ist ja schon sehr seltsam, daß diese 
Diskussion jetzt geführt wird. Denn der 
Tnippenaufrnarsch der USA und einiger 
nibelungentreuer Vasallen entspricht 
nicht der UNO-Beschlußlage. Die UNO 
hat ein striktes Handelsembargo be­
schlossen, also ein Handeln auf gewalt­
freier. politischer und wirtschaftlicher 
Ebene. Präsident Bush und die westliche 
Wsltwutschaftswelt fürchten um ihre

Interessen in der Ölregion und haben 
deshalb im Mittleren Osten nach einer 
Möglichkeit gesucht, auch hier einen 
Stützpunkt aufzubauen. Nach der fakti­
schen Beendigung des Ost-West-Kon- 
fliktes, nach dem endgültigen Abschied 
vom Kalten Krieg bereitet die Rüstungs­
lobby sich und uns auf die Nord-Süd- 
Auseinandersetzung vor. Und wie nicht 
anders zu erwarten, sehen sie die Lö­
sung nicht im gerechten Teilen und Ver­
teilen, sondern in militärischer Verteidi­
gung des Wohlstandes der Industrielän­
der. Eines Wohlstandes, der mit der 
Ausbeutung, Unterdrucksetzung und 
Armut ganzer Kontinente erschachert 
wurde.

Zurück zur Verfassungsänderung. Ich 
gebe ja zu, daß es für mich eine gewisse 
Verlockung gibt, zu sagen, wenn die 
Bundeswehr auf die Stärke zurückge- 
schmolzen wird, (2000 bis 5000), die 
für eventuelle UNO-Einsätze nötig ist, 
dann stimme ich einer Verfassungsän­
derung zu. Aber erstens wird dies ja 
nicht breit diskutiert, und zweitens be­
stünde dann schon die Gefahr, daß sich 
die großdeutsche BRD peu ä peu zum 
neuen Weltpolizisten entwickelt. Also 
ganz klar: Keine Zustimmung zur Ver­
änderung in Richtung Erweiterung des 
Bundeswehr-Aktionsradius.

Interessant ist in diesem Zusammen­
hang, wer sich da ganz besonders weit 
aus dem Fenster hängt. Erwin Huber, 
CSU-Generalsekretär, verlangt, daß 
sich die Bundesregierung nicht länger 
verweigert, „wenn es abgestimmt mit 
unseren Partnern im Bündnis zu einem 
Friedenseinsatz im Golf kommt“.

Dies fordert der „Vordenker“ einer 
Partei, deren Spitzenpolitiker ganz per­
sönlich beteiligt ist an der zugespitzten 
Situation am Golf. Der augenblickliche 
Ministerpräsident Max Streibl hatte in 
seiner Zeit als Finanzminister den Auf­
sichtsratsvorsitz von MBB inne. Und in 
genau diese Zeit fällt die hemmungslose 

MBB-Waffenexportpolitik an den Irak, 
die wesentlich zur gegenwärtigen Kri­
sensituation am Golf beigetragen hat. 
Ohne die modernen Waffen von MBB 
und die kriminelle Umgehung des bun­
desdeutschen Verbots der Lieferung von 
Waffen in Spannungsgebiete wäre es zu 
dieser Situation möglicherweise gar 
nicht gekommen. Als Vorsitzender des 
Aufsichtsrates hatte es Ministerpräsi­
dent Streibl in der Hand, die MBB-Ex­
portpolitik maßgeblich zu beeinflussen. 
Streibl muß sich deshalb heute vorwer­
fen lassen, die schmutzigen Waffen- 
Deals des Konzerns mindestens geduldet 
zu haben. Es steht mithin in der Verant­
wortung des bayerischen Ministerpräsi­
denten, wenn der bayerische Rüstungs­
konzern MBB zu einem der schlimmsten 
Kriegstreiber in der Welt geworden ist.

Ich fordere Ministerpräsident Streibl 
und Finanzminister Tandler auf, unver­
züglich ihre Aufsichtsratsmandate bei 
MBB niederzulegen. Das ist das erste, 
was man von den Mitgliedern der Staats­
regierung erwarten muß, angesichts der 
Tatsache, daß Bayern durch MBB welt­
weit in Verruf gebracht worden ist.

Bei der Giftgasanlagen-Lieferung in 
den Irak scheinen ausnahmsweise keine 
bayerischen Firmen und Politiker betei­
ligt gewesen zu sein. Die glatten Verlet­
zungen des Außenwirtschafts-Gesetzes 
unter maßgeblicher Beteiligung des 
Irak-Spezialisten beim BND, Al Khadi, 
zeigen deutlich die Notwendigkeit eines 
strikten Rüstungsexport-Verbotes. Dies 
ist selbstverständlich am besten durch 
die Umstellung von Rüstungsproduktion 
auf zivile Produktion zu erreichen. Was 
nicht produziert wird, kann auch nicht 
exportiert werden. So einfach wäre das.

Heuchlerisch sind da die Zweifel des 
sicherheitspolitischen Sprechers der 
FDP-Bundestagsfraktion, Olaf Feld­
mann, am Ausreichen der verschärften 
Strafandrohungen des Außenwirt­
schaftsgesetzes (AWG). Seine Partei 

war es doch, die nach dem ersten Schock 
über die Lieferung der Giftgasfabrik 
nach Rabta in Libyen Aufweichung des 
Entwurfs forderte.

Der Irak hat beim Giftgasmord an den 
Kurden in Halabja ja schon bewiesen, 
wie wenig Skrupel bestehen, Massen­
vernichtungswaffen einzusetzen.

Spannend ist auch noch die Frage, 
welche Haltung die SPD in diesen bei­
den Bereichen Rüstungsexport und Bun­
deswehreinsatz einnimmt. Beim Rü­
stungsexport scheint die Ablehnungs­
front noch zu stehen. Allerdings würde 
mich ein Umkippen hier nicht sehr wun­
dem nach Lafontaines Asyl-Äußerun­
gen und dem konkreten Handeln im 
Saarland, z.B. gegenüber den Roma. 
Dazu kommen die vereinzelten Bereit­
schafts-Signale zu einer Verfassungs­
änderung, damit die Bundeswehr bei 
UNO-Einsätzen mitmarschieren darf. 
Wenn sich die Sozialdemokraten dafür 
hergeben und die Zweidrittelmehrheit 
garantieren, ist die Glaubwürdigkeit 
dieser Partei endgültig dahin. Jahrzehn­
telang wurde in der Bundeswehr der 
Kampfwille und das Feindbild gegen­
über dem östlichen „Reich des Bösen“ 
gehätschelt. Jetzt ist der „Pappkame­
rad“ umgefällen und der Bundeswehr 
wie der gesamten NATO eigentlich der 
Auftrag und damit der Boden unter den 
Füßen weggezogen. Deshalb suchen die 
Offiziere auf der Hardthöhe ein neues 
Betätigungsfeld. Unerträglich ist für sie 
der Gedanke, ohne Uniform, Lametta 
und Befehlsgewalt ins Zivilleben zu­
rückgestoßen zu werden. Unterstützt 
werden sie dabei von der Rüstungslob­
by, die gerade in Bayern massiert auf­
tritt. Es ist die Aufgabe von außerparla­
mentarischer Opposition und Grünen, 
ihnen die Suppe zu versalzen. Wir 
wollen die Chance nutzen und fordern 
die umfassende Entmilitarisierung die­
ses Landes.

Sitze und damit einen Sitzeanteil von 
62,7 %. Auf dieser satten Grundlage hat 
sich die CSU-Landtagsfraktion zu einer 
Vereinigung entwickelt, die der CSU- 
Staatsregierung hörig ist und jegliche 
parlamentarische Diskussion und Kritik 
versucht im Keime zu ersticken. Jüng­
stes Beispiel der Ausschaltung der parla­
mentarischen Opposition ist das Durch­
peitschen eines neuen Polizeiaufgaben- 
und Verfassungsschutzgesetzes. Selbst 
Mitglieder der Landtagsopposition ge­
hen — aus praktischer Erfahrung — da­
von aus, daß mit parlamentarischen Mit­
teln allein gegen diese Politik der CSU 
kein Kraut gewachsen ist.

Wie schwierig es ist gegen die Behör­
den des Freistaats Interessen von breiten 
Bevölkerungsteilen zur Geltung zu brin­

gen, zeigt das Müll-Volksbegehren, das 
nur gegen massive Behinderung durch 
die Staatsregierung durchgesetzt werden 
konnte. Mit einer Politik der Müllver­
meidung, Verbot gesundheitlicher Be­
einträchtigungen und Rechte auf eigen­
ständige kommunale Wege dazu will die 
CSU — nach Aussagen von Ministerprä­
sident Streibl auf dem Wahlkongreß der 
CSU am 14. September — nicht leben.

Weitere wichtige Wahlkampfthemen 
sind der § 218, das Festhalten der Staats­
regierung an der Normenkontrollklage 
und die Kindergarten- und Krippenver­
sorgung in Bayern. Ende Juni demon­
strierten 15000 Menschen in München 
gegen die Politik der Staatsregierung 
und Ende Juli wandten sich über 20000 
Kindergärtnerinnen mit einer Petition an 
den Landtag. 100000 Kindergartenplät­
ze fehlen und die Regierung ist nicht be­
reit die nötigen Zuschüsse dafür den 
Kommunen und anderen Trägem bereit­
zustellen. Eine Erzieherin muß mit ei­
nem Endgehalt von 2100 DM brutto 
auskommen und die Anfangsgehälter 
von 1 800 DM brutto nach einer fünfjäh­
rigen Ausbildung und mittlerem Schul­
abschluß sind völlig unzureichend. Die 
CSU-Staatsregierung zahlt nicht freiwil­
lig. Mit diesen Aktionen hat die Forde­
rungsdiskussion für die Tarifrunde 1991 
— die Tarifverträge laufen zum 31.12. 
1990 aus — schon begonnen. — (dil, ecg)
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3000 Personen demonstrierten am 16.9.1990 in Madrid gegen die spanische Militär­
intervention im Persischen Golf. Sie protestierten gegen die Entsendung spanischer 
Truppen. Auf dem abgebildeten Transparent forderten die Teilnehmer zum Ungehor­
sam (Insumisiön) auf. In der Schlußerklärung riefen die Veranstalter die Marinesolda­
ten, die auf den Kriegsschiffen zum Golf entsendet worden sind, zur Desertion auf. 
Von dieser Schlußerklärung distanzierte sich die Izquierda Unida (Vereinigte Linke). 
Diese im Parlament vertretene Partei hatte aber an der Demonstration teilgenom­
men. Die Polizei provozierte die Demonstranten, feuerte mit der Behauptung „Auf­
ruhrhandlungen Unkontrollierter“ mit Gummigeschossen auf Teilnehmer und nahm 
eine Person wegen „Störung der Ordnung" fest. Quelle: El Pais, 17.9.1990 — (gba)

USA: Ein Sechstel 
ist offiziell arm

Das Statistische Amt der USA hat die 
neueste Statistik über offizielle Armut 
herausgegeben. Danach werden etwa 
31,5 Millionen US-Staatsbürger, das 
sind etwa 12,8 Prozent der Gesamtbe­
völkerung, offiziell als „arm“ einge­
stuft. Als „arm“ gilt in den USA bei­
spielsweise eine vierköpfige Familie mit 
einem Jahreseinkommen unter 12675 
Dollar, das entspricht etwa 1500 DM 
brutto im Monat. Anfang der achtziger 
Jahre waren in den USA zeitweise sogar 
15,2 Prozent der Bevölkerung offiziell 
als „arm“ eingestuft.
Quelle: Neue Zürcher Zeitung, 29. September 
1990 — (rül)

Ungarn: Demonstration von 
Obdachlosen verboten

Die Polizei der ungarischen Hauptstadt 
Budapest hat eine Demonstration von 
Obdachlosen, in der diese gegen die La­
ge und gegen die Politik der Regierung 
protestieren wollten, verboten. Eine 
Begründung für das Verbot wurde nicht 
gegeben. Nach westlichen Presseberich­
ten soll es in Ungarn inzwischen wieder 
10000 Obdachlose geben, die vielfach 
die Bahnhöfe in den Städten als Unter­
kunft benutzen. Die Obdachlosen hatten 
vor dem Südbahnhof der ungarischen 
Hauptstadt Budapest protestieren wol­
len, um auf ihre Lage aufmerksam zu 
machen und menschenwürdige Quartie­
re zu verlangen.
Quelle: Neue Zürcher Zeitung, 2. Oktober 1990 
— (rül)

Polen: Nun Verbot 
von Abtreibungen?

Der polnische Senat hat eine Gesetzes­
vorlage angenommen, die erstmals wie­
der für eine ganze Reihe von Schwan­
gerschaftsabbrüchen Strafverfolgung 
einführt. Das Gesetz liegt nun dem Sejm 
vor, der es ebenfalls noch beraten und 
billigen muß. Ursprünglich hatte ein der 
Kirche nahestehender Senator selbst bei 
Todesgefahr für die Schwangere Abtrei­
bung verbieten wollen. Stattdessen soll­
te der Arzt entscheiden, ob das Leben 
des Ungeborenen oder das der Schwan­
geren gerettet werden solle. Selbst bei 
Schwangerschaft infolge Vergewalti­
gung drohte der Gesetzentwurf der 
Schwangeren im Falle einer Abtreibung 
mit zwei Jahren Haft. Diese Vorlage 
wurde geändert. Abtreibungen sollen 
nun prinzipiell strafbar sein, jedoch sind 
Abtreibungen in bestimmten Fällen von 
der Strafandrohung ausgenommen. So 
sollen Frauen nicht bestraft werden, 
wenn sie selbst die Abtreibung veranlas­
sen — nicht hingegen die Ärzte, die die 
Abtreibungen vornehmen. Bei Abtrei­
bungen infolge von Gewalt, Drohung 
oder Täuschung drohen dagegen fünf 
Jahre Gefängnis. Der Gesetzentwurf ist 
auf heftigen Widerstand von feministi-
sehen, sozialistischen und anderen fort­
schrittlichen Organisationen gestoßen. 
Die „Neue Zürcher Zeitung“ (5.10.) 
berichtet, der Entwurf habe die öffent­
lich geäußerte Sorge bestärkt, „Polen 
drohe die Hinwendung zum Gottes­
staat“. — (rül)

Nikaragua: Gewerkschaften 
rufen erneut Generalstreik aus

Seit dem 27. September führen die nika­
raguanischen Gewerkschaften erneut 
Kundgebungen, Demonstrationen und 
Streikaktionen gegen die Rückgabe von 
verstaatlichten Betrieben und Lände­
reien an die früheren Besitzer durch. Die 
sandinistische Befreiungsfront FSNL 
und die Arbeiterfront FNT verkündeten 
einen Plan des „zivilen Ungehorsams“. 
Ende September besetzten die Gewerk­
schaften zwei der 16 zur Privatisierung 
vorgesehenen Staatsbetriebe, um deren 
Rückgabe an die früheren Besitzer zu 
verhindern. Sie riefen auch dazu auf, die 
Zahlungen für Wasser und Strom einzu­
stellen, Anschlüsse, die deshalb gesperrt 
würden, sollen von den Gewerkschaften 
wieder geöffnet werden. Im Oktober soll 
der dritte Generalstreik seit April statt­
finden, die Gewerkschaften fordern di­
rektes Mitspracherecht bei der Festle­
gung der Wirtschaftspolitik der Regie­
rung und die Aufhebung einiger Regie­
rungserlasse, nicht nur zur Privatisie­
rung, sondern auch zum Lohn und zur 
Arbeitszeit, zur Aufhebung des staatli­
chen Außenhandelsmonopols und zur 
Entlassung von 15 000 staatlichen Ange­
stellten und 10000 Soldaten. Insbeson­
dere in den ländlichen Gebieten nehmen 
bewaffnete. Auseinandersetzungen zu, 
weil ehemalige Großgrundbesitzer ver­
suchen, mit Hilfe von bewaffneten Ban­
den ihre Ländereien zurückzubekom­
men, auch wenn die Regierung noch kei­
ne Privatisierung beschlossen hat. Am 
5. Oktober besetzten einige hundert ehe­
malige Contra-Kämpfer ein ganzes Dorf 
im Nordosten Nicaraguas, sie töteten 
vier Einwohner und forderten die Über­
gabe des Landes, nach Verhandlungen 
mit der Regierung erhielten sie Land zu­
gesagt. Insbesondere die landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften, 
meist Zusammenschlüsse früherer 
Landarbeiter, klagen über zunehmenden 
bewaffneten Terror. — (uld)

Quelle: FAZ, 28.9., sowie Radio Canada Inter­
national bis 8.10.90 — (mit)

Der ungarische Verfassungsgerichtshof hat am 2. Oktober eine Gesetzesvorlage für 
verfassungswidrig erklärt, die die Rückerstattung alles seit 1947 im Zuge mehrerer
Bodenreformen vergesellschafteten Bodens an die früheren Eigentümer vorsah. 
Schon vor dem Sturz der Regierung Kadar hatten in Ungarn etwa 1,7 Millionen kleine 
Bauern ihren Boden privat bewirtschaftet, wenngleich die etwa 1300 Genossen­
schaften und 130 Staatsgüter den Hauptteil der landwirtschaftlichen Produktion des 
Landes produzierten. Die Gesetzesvorlage hätte, wenn sie in Kraft getreten wäre, 
ehemaligen Großgrundbesitzern und Nachkommen enorme Besitztümer zurück­
gegeben. Bild: Getreideernte auf einer ungarischen LPG vor einigen Jahren. — (rül)

Mohawks unter Anklage 
Weitere Auseinandersetzungen

Am 26. September haben die Mohawk in 
Oka, Quebec, sich dem kanadischen Mi­
litär ergeben. Viele Mohawk waren 
durch Mangel an Nahrungsmitteln und 
warmer Kleidung entkräftet — diesen 
Mangel hatte die Armee während ihrer 
Belagerung der zwanzig Krieger und 
etwa dreißig Frauen und Kinder planmä­
ßig herbeigeführt. Die sich ergebenden 
Mohawk wurden festgenommen, wobei 
die Soldaten gewaltsam auch gegen die 
Frauen und Kinder vorgingen. Einem 
oder einigen der Belagerten gelang es, 
sich zunächst der Verhaftung zu entzie­
hen; wenige Tage später wurde der ent­
kommene geistliche Ratgeber der Mo­
hawk Lauren Thompson festgenommen. 
Die Festgenommenen wurden in ein 
Armeelager verbracht.

Die Räumungsaktion wurde im Fern­
sehen übertragen. Mohawks im nahege­
legenen Reservat Kahnawake griffen, 
empört über die Brutalität des Militärs, 
Soldaten mit Baseballschlägem und 
Steinen an, die die Mercier-Brücke bei 
Montröal bewachten. Die Soldaten leg­
ten ihre Gewehre auf die Herannahen­
den an und drohten zu schießen, worauf­
hin diese sich zurückzogen.

Die Staatsanwaltschaft begann sofort 
mit der Erhebung von Anklagen gegen 
die Festgenommenen von Oka. Mit der 
Übergabe des umstrittenen Gebietes ließ 
der kanadische Staat sich dagegen Zeit, 
obwohl mit der Kapitulation seine Be­
dingung erfüllt war. Kanada hat das Ge­
lände aufgekauft, das — obwohl traditio­
nelles Mohawk-Gebiet — von der Ge­
meinde Oka für eine Golfplatzerweite­
rung beansprucht wurde, und wollte es 
den Mohawk zur Verfügung stellen, oh­
ne damit deren Besitzanspruch anzuer­
kennen.

Das Mohawk-Krisen-Komitee, das 
die Übergabeverhandlungen führte, er­
hob einen Tag später den Vorwurf, daß 
die Festgenommenen von der Armee ge­
foltert würden. Die Armee wies den 
Vorwurf als unwahr zurück. Die Forde­
rung, unabhängigen Ärzten Zugang zu 
den in Gewahrsam befindlichen Mo­
hawk zu gewähren, wurde von der Ar­
mee mit dem Argument zurückgewie­
sen, daß die Militärärzte qualifiziert ge­
nug seien. Familienangehörige und 
Sympathisanten der Verhafteten halten 
eine Mahnwache vor dem Militärstütz­
punkt. Es werden Spenden für die zu er­
wartenden Gerichtskosten gesammelt.

Der Vorsitzende der Versammlung 
der Ersten Nationen, George Erasmus, 
hat auf einer Konferenz in Toronto wei­
tere Konfrontationen angekündigt für 
den Fall, daß den Ureinwohnern die ge­
forderte Selbstverwaltung versagt wird. 
Der Häuptling der Innu von Labrador, 
Ben Michael, erklärte auf der gleichen 
Konferenz, Kanada werde nur dann auf 
die Indianer hören, wenn sie Gewalt an­
wendeten. Er forderte zur Zerstörung 
von Hochspannungsleitungen und ande­
ren wirtschaftswichtigen Objekten auf.

Anfang Oktober lud die kanadische 
Regierung nach Ottawa etwa zwanzig 
Häuptlinge ein, um über Hunderte offe­
ner Landansprüche zu diskutieren, ver­
mied jedoch ohne Begründung die Einla­
dung der Vertretungsorgane der Ersten 
Nationen, die das Mandat für solche 
Verhandlungen haben.

Italien: Landesweiter Streiktag
Seit neun Monaten tarifloser Zustand in der Metallindustrie

Zum zweiten Mal in den letzten neun 
Monaten haben am 5.10. die italieni­
schen Metallgewerkschaften zu einem 
eintägigen landesweiten Streik aufgeru­
fen. Die Beteiligung war nach ihren An­
gaben hoch, im Durchschnitt 85%, in 
Äpulien und Kampanien im Süden bei 
95 %. An 14 regionalen Kundgebungen 
nahmen ca. 150000 teil. Wenige Tage 
zuvor waren die Tarifverhandlungen er­
neut ausgesetzt worden. Seit mehr als 
neun Monaten herrscht damit bei den 
Löhnen tarifloser Zustand.

Die Gewerkschaften fordern eine 
durchschnittliche Erhöhung um 240000 
Lire in zwei „Scheiben“, 130000 Lire 
(ca. 175 DM) jetzt und 110000 Lire (ca. 
150 DM) ein Jahr später. Federmeccani- 
ca, der Verband der privaten Metallun­
ternehmen, bietet 180000 Lire (ca. 240 
DM) in vier „Scheiben“. Das Niedrig­
angebot ist gekoppelt an Forderungen 
gegenüber den Gewerkschaften: Der 
bisherige Anstieg der Löhne nach Be­
schäftigungsjahren soll entfallen, und 
für die letzten neun tariflosen Monate 
soll eine Erhöhung nur teilweise nachge­
zahlt werden. Außerdem heißt es, daß 
Federmeccanica einen Abschluß mit der 
Zusage der Gewerkschaften koppeln 
will, daß im nächsten Jahr jegliche In­
dexierung der Lohnentwicklung an die 
Teuerung entfällt — also der Todesstoß 
für die letzten Elemente der Scala mobi­
le, die Lohnverluste durch Teuerung

Landreform hinausgeschoben
Namibia ist immer noch von Südafrika abhängig

Obgleich die SWAPO die Landreform 
während des Befreiungskampfes und 
auch während des Wahlkampfes als ein 
dringendes Problem betrachtet hat, sieht 
sich die namibische Regierung bis jetzt 
noch nicht in der Lage, einen Plan für ihr 
künftiges Vorgehen oder eine Landre­
form vorzulegen. Ca. 65 Prozent des 
Landes gehört weißen Farmern — die 
Eigentümer machen nicht einmal zwei 
Prozent der namibischen Bevölkerung 
aus. Ihnen gehört im Durchschnitt knapp 
9000 Hektar, während die afrikanischen 
Farmer etwa 200 Hektar im Durch­
schnitt besitzen. Diese Landmenge 
reicht im Schnitt zur Ernährung einer 
sechs- bis achtköpfigen Familie aus, 
wenn ausreichend Wasser vorhanden ist 
und alle Familienmitglieder mitarbeiten. 
Die kommerziellen weißen Farmer las­
sen einen Großteil des Landes unge­
nutzt, ihre extensive Viehwirtschaft 
ruiniert den Boden.

Bei der Vorlage des ersten Haushalts­
entwurfs hat der Landwirtschaftsmini­
ster Gert Hanekom zwar angekündigt, 
daß eine Rückverteilung des Landes 
stattfinden werde, aber auch mitgeteilt, 
daß diese Rückverteilung nicht schnell 
stattfinden könne. Der Haushalt des

Ohne Menschenrechtskonvention
Türkei setzt für kurdische Gebiete die Konvention außer Kraft

Am 23. August hat die türkische Regie­
rung dem Europarat mitgeteilt, daß sie 
die Menschenrechte in Kurdistan außer 
Kraft setzt. Die Türkische Regierung 
nimmt sich dabei ein Beispiel an Groß­
britannien, das in der Vergangenheit mit 
einer ähnlichen Erklärung die Auf­
hebung der Menschenrechte für Irland 
beim Europarat angezeigt hatte. Mit die­
ser Erklärung gesteht der türkische Staat 
offiziell ein, daß in Nordwest-Kurdistan 
Krieg zwischen der türkischen Armee 
und der kurdischen Bevölkerung 
herrscht und daß sich die türkische Kolo­
nialmacht bei diesem Krieg durch kein 
Völkerrecht beeinträchtigen lassen will. 
Die außer Kraft gesetzten Artikel der 
Menschenrechtskonvention umfassen 
u.a. das Recht Verhafteter auf einen 
gesetzlichen Richter und rechtliches 
Gehör, das Recht auf freie Meinungs­
äußerung, Versammlungs- und Vereins­
freiheit sowie auf Beschwerde gegen 
Verletzungen der Menschenrechte. 
Damit sind die westeuropäischen Regie­
rungen offiziell unterrichtet, daß in Kur­
distan ein grausamer und menschen­
rechtswidriger Kolonialkrieg tobt.

Ein Untersuchungsbericht des Men­
schenrechtsvereins von Diyarbakir faßt 
die Politik der türkischen Kolonialmacht 
in der kurdischen Provinz Botan so zu­
sammen: 

ausgleichen sollte. Über die geforderte 
Verkürzung der Arbeitszeit weigert sich 
Federmeccanica überhaupt zu verhan­
deln, ebenso über mehr Rechte in der 
Betrieben wie garantierte Einstellung 
von Frauen und betriebliche Gleichstel­
lungskommissionen .

Die Gewerkschaften stecken in einer 
schwierigen Lage. Die Teuerung zieht 
stetig an. Mit jedem Monat, den Feder­
meccanica einen Tarifabschluß verzö­
gern kann, wachsen die Lohnverluste. 
Gleichzeitig flacht die Konjunktur deut­
lich ab. Bei Fiat hat Kurzarbeit begon­
nen. Offenkundig wollen die Untemeh- 
merverbände die Tarifverhandlungen in 
eine Geschäfts- und Arbeitsmarktlage 
hineinziehen, die für die Gewerkschaf­
ten ungünstiger wird. Mit einer Fülle 
von halb- und ganztägigen Streikaktio­
nen haben die Gewerkschaften in den 
letzten Monaten ein Nachgeben der Ka­
pitalisten nicht erzwingen können, ob­
wohl die Beteiligung an den Aktionen 
durchweg gut war und wieder höher als 
in früheren Jahren. Mehrstündige 
Streiks, also im Grunde Kundgebungen 
mit beschränktem ökonomischen Druck 
auf die Unternehmen, reichen offen­
sichtlich nicht aus, das Untemehmerla- 
ger zum Einlenken zu zwingen. Die Ge­
werkschaften werden prüfen müssen, ob 
nicht nach vielen Jahren erstmals wieder 
ein längerdauemder Streik ins Auge ge­
faßt werden muß. — (rok)

Landwirtschaftsministeriums beträgt 
nicht einmal drei Prozent des Gesamt­
haushalts und ist damit kaum höher als in 
Zeiten der südafrikanischen Besetzung 
— ein Großteil des Haushalts ist für den 
Wohnungsbau in den Städten, für den 
Aufbau des Gesundheitswesens im gan­
zen Land und für die Alphabetisierung 
vorgesehen. Dabei könnte eine zügig 
durchgefiihrte Landreform verschiede­
ne Probleme lösen: Nach Angaben des 
Arbeitsminsteriums sind knapp ein Drit­
tel der Bevölkerung über 18 Jahre ar­
beitslos — diese Arbeitslosigkeit rührt 
zum großen Teil daher, daß die Land­
knappheit viele Leute zur Wanderung in 
die Städte zwingt, in denen sie sich aber 
auch nicht ernähren können.

Die namibische Regierung steht bei 
ihrer Haushaltspolitik vor einer Haupt­
schwierigkeit: Die Landeswährung ist 
noch immer der südafrikanische Rand. 
Geplant ist die Einführung einer eigenen 
Währung bis Ende 1994. Bis dahin ist 
aber die Wirtschaft Namibias direkt an 
die Wirtschaftsentwicklung in Südafrika 
gekoppelt.
Quellenhinwies: New African, September und 
Oktober 1990; Market SE 2.8.1990; Citizen, 
2.8.1990 - (uld)

„ . . . In der Region Botan, in der die 
Guerillabewegung am wirkungsvollsten 
ist, wird durch Anwendung jeder Art 
von Gewalt gegen das Volk eine Politik 
der totalen Entvölkerung verfolgt. Diese 
Politik zielt darauf ab, eine menschen­
leere Region ohne Bäume und Häuser zu 
schaffen, in der weit und breit keine Kü­
he muhen, keine Honigbienen summen, 
in der die nackten Berge aus den ver­
brannten Wäldern hervorragen, in der 
keine Kinderstimmen zu hören sind. 
Diese unmenschliche Politik, die grau­
same Ausmaße erreicht hat, hat ... im 
Bezirk Simak 20 der vormals 38 Dörfer 
mit 81 Ansiedlungen unter dem Vor­
wand, daß ihre Bewohner nicht einver­
standen waren. Dorfschützer zu werden, 
vollständig entleert und niedergebrannt 
und die Dorfbewohner . . . zur Migra­
tion . . . gezwungen . . . Unter den Be­
dingungen des herannahenden Winters 
sind alleine hunderte Kinder aus der 
mittleren Altersgruppe gezwungen, mit 
Krankheiten am Straßenrand, in den 
Bezirksvorstadtsiedlungen entlang der 
Straße Siirt-Simak in improvisierten 
Ziegenhaarzelten Unterschlupf zu 
suchen . . .“

Vielen dieser Kinder drohe im kom­
menden Winter def Tod durch Hunger, 
Erfrierung oder Krankheiten. 
Kurdistan-Rundbrief 21'90 — (rül)
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Nach dem vorläufigen Endergebnis gin­
gen die Gewinne der FPÖ vor allem auf 
Kosten der christ-konservativen Öster­
reichischen Volkspartei (ÖVP), die 
gegenüber 1986 fest neun Prozent verlor 
und auf nur noch auf 32 % kam. Da­
gegen konnte die sozialdemokratische 
SP (Sozialistische Partei) ihren Stim­
menanteil mit 43% halten, ebenso die 
Grünen, die bei rund 4 % stagnieren.

Wahlkampfschwerpunkt der FPÖ war 
neben einer demagogischen Kampagne 
gegen ..Parteibuchwirtschaft“ und 
..Sandale“ der ,,Altparteien“ eine 
massive Hetze gegen Ausländer im all­
gemeinen und Flüchtlinge aus Osteuro­
pa, die jüngster Zeit verstärkt nach 
Österreich einreisen, im besonderen. 
Wenige Wochen vor den Wahlen lan­
cierte Haider dann ein weiteres Thema: 
Auf einer Veranstaltung in München 
forderte der FPÖ-Vorsitzende Mitte

Ein „nationales Bekenntnis formuliert . .
Ich glaube, daß das Bekenntnis zur 
deutschen Volks- und Kulturgemein­
schaft sehr vielen Österreichern etwas 
bedeutet, die sich ohne Zweifel vorbe­
haltlos zur Eigenständigkeit der Repu­
blik bekennen, die aber kulturpoli­
tisch einfach den größeren histori­
schen und kulturellen Zusammenhang 
der Österreich auch mit dem gesamten 
deutschen Volk sehen.
Haider in ,,Die Aula ", Folge 10/1986

Wir Freiheitlichen haben uns im Par­
teiprogramm festgelegt, daß Volk und 
Heimat für uns unverzichtbare Werte 
darstellen. Wir wollen eine nationale 
Politik und sind in diesem Sinne daher 
auch eine nationale Piartei. Wir wis­
sen, daß das Bewußtsein der besonde­
ren Wesensart des eigenen Volkes un­
trennbar mit der Bereitschaft ver­
knüpft ist, das Besondere auch in je­
dem anderen Volk zu achten. Die bei 
weitem überwiegende Mehrheit der 
Österreicher gehört der deutschen 
Volks- und Kulturgemeinschaft an. 
Diese Tatsache bleibt bestehen, auch 
wenn sie heute in Österreich vielfach 
verdrängt wird. Selbstverständlich 
wollen wir, daß Österreich, eingebet­
tet in den deutschen Volks- und Kul- 
xurraum, auch in Zukunft dessen Ent­
wicklung eigenständig mitgestaltet. 
Natürlich sind wir auch überzeugt, 
daß das Bekenntnis zum eigenen 
Volkstum eine Grundvoraussetzung 
für die Bewahrung und Weiterent-

Rechte gewinnen bei Wahlen in Österreich 
Haider-Kampagne gegen Neutralität 

Österreich: Deutsch-völkische Kampagne im Wahlkampf/16,6% für „Nationalliberale“

Der große Gewinner der österreichischen Nationalrats­
wahlen am 7. Oktober heißt Jörg Haider, der mit seiner 
Freiheitlichen Partei (FPÖ) auf 16,6% der Stimmen kam. 
Die FPÖ legte damit gegenüber den letzten Parlaments­
wahlen im Jahr 1986 um fast 7 % zu. Haider, Vorsitzender

September die Revision des mit der 
Antihitlerkoalition geschlossenen 
Staatsvertrags. Der darin festgeschrie­
bene Grundsatz der „immerwährenden 
Neutralität“ Österreichs stelle „haus­
gemachte Stolpersteine“ auf dem von

H

Wicklung der kulturellen Werte und 
des historisch-kulturellen Selbstver­
ständnisses jeder ethischen Gemein­
schaft und damit auch für uns Öster­
reicher, die der deutschen Volksge­
meinschaft angehören, ist.
Haider in den ,, Kärrner Nachrichten", 

21.5.1987

Diese Grundsätze (der FPÖ-Program- 
matik) sind in einer Politik der sozia­
len Volksgemeinschaft zu verwirkli­
chen. Dabei ist auf das Bekenntnis zur 
Volksgemeinschaft besonderer Wert 
zu legen, die eine organische und ethi­
sche Gebundenheit des Menschen in 
verschiedene Gemeinschaften, von 
der Familie bis zum Volk, zum Aus­
druck bringt. Damit grenzen wir uns 
von materialistischen Ideologien ab, 
für die der Mensch nur ein einzelhaf- 
tes Wesen in einer gesichts- und bin­
dungslosen Gesellschaft darstellt. 
Haider in ,,Die Aula", Folge 10/1985

Die persönliche Freiheit findet ihre 
Grenzen dort, wo ethische Grundwer­
te, die kollektive Freiheit des Volkes, 
Gemeinschaftsinteresse u.dgl. aber 
auch absolute Wahrheiten gegenüber­
stehen. Einem weltanschaulichen Plu­
ralismus sind daher auch Grenzen ge­
setzt durch kulturelle und völkische 
Traditionen, Sitte, Brauch und vor al­
lem durch objektive Wahrheiten.
,,12 Diesen zur Erneuerung", Lorenzener 
Kreises der FPÖ, Oktober 1989

der rechtsgerichteten Partei und Landeshauptmann (Mini­
sterpräsident) des Bundeslandes Kärnten, hatte im Wahl­
kampf eine Debatte um den österreichischen Staatsvertrag 
und das darin festgelegte Prinzip der „immerwährenden 
Neutralität“ Österreichs losgetreten.

Mehrheit der Mitglieder der Partei nach 
dem Anschluß 1938 in die NSDAP ging. 
Nach dem Amtsantritt Haiders wurde 
1986 die Programmatik wieder auf 
deutschnationalen Kurs gebracht. Hai­
der und seine Seilschaft wechselte ganze 
Landesparteivorstände aus und ersetzte 
sie durch jüngere, nationale Kräfte, zum 
Teil direkt aus faschistischen Organisa­
tionen rekrutiert. Haider selbst definiert 
die Grundsätze der FPÖ am liebsten als 
„national-freiheitlich“ und meint damit 
das „Bekenntnis zur deutschen Volks­
und Kulturgemeinschaft“, wie er 1986 
in einem seiner zahlreichen Interviews 
für rechtsextreme Zeitschriften aus­
führt. Folgerichtig erklärt er die öster­
reichische Nation zu einer „ideologi­
schen Mißgeburt“. „Denn die Volks­
zugehörigkeit ist die eine Sache und die 
Staatszugehörigkeit ist die andere Sa­
che.“ Daß in Sachen Staatszugehörig­
keit das letzte Wort für Haider noch 
nicht gesprochen ist, brachte er schon 
1984, in einer Ansprache bei einem 
TUmfest des österreichischen Turner­
bunds, in dem sich viele Rechtsextreme 
tummeln, brutal auf den Punkt: „Dieses 
Land wird nur dann frei sein, wenn es 
ein deutsches Land sein wird. Dieses 
Bekenntnis zum „eigenen Volkstum“ ist 
für Haider und seine FPÖ „eine Grund­
voraussetzung für die Bewahrung und 
Weiterentwicklung der kulturellen Wer­
te und des historisch-kulturellen Selbst­
verständnisses jeder ethischen Gemein­
schaft und damit auch für uns Österrei­
cher, die der deutschen Volksgemein­
schaft angehören“.

Daß der FPÖ-Vorsitzende diese Vo­
kabel verwendet, ist durchaus kein Aus­
rutscher. Denn neben der deutsch-völki­
schen Bestimmung der österreichischen 
Staatszugehörigkeit ist die Propaganda 
für eine „soziale Volksgemeinschaft“ 
ein weitere Grundpfeiler der FPÖ-Pro- 
grammatik. Die dazu entwickelten Vor­
stellungen stammen ebenfalls direkt aus

den bürgerlichen Parteien gewünschten 
Weg in die EG dar. Gegenüber der Zei­
tung „Der Standard“ präzisierte Haider 
diese Äußerungen einen Tag später 
noch: Die „Beschränkungen der öster­
reichischen Souveränität“ durch den 
Staatsvertrag sollten revidiert werden. 
„Die Chancen für eine Staatsvertragsän- 
dung seien gut, vor allem jetzt, nachdem 
Deutschland einen neuen Status bekom­
men habe. Deutschland werde nun ein 
vollsouveränder Staat, Österreich 
,bleibt über“, weü es seine Souveränität 
mit Zugeständnissen wiederbekommen 
habe“, zitiert das Blatt den FPÖ-Vor­
sitzenden.

Was sind die „Stolpersteine“, die 
Haider im Staatsvertrag ausgemacht 
hat? In dem im Jahr 1955 mit der Sowjet­
union, den USA, Großbritannien und 
Frankreich abgeschlossenen Vertrag 
sind unter anderem Rechte der sloweni­
schen und kroatischen Minderheiten ga­
rantiert, die Auflösung nazistischer Or­
ganisationen geregelt und Rüstungsbe­
schränkungen festgeschrieben. Vor 
allem aber verbietet er eine politische 
oder wirtschaftliche Vereinigung mit 
der Bundesrepublik Deutschland. „Hier 
will einer die Hemmschwellen für einen 
Anschluß (Österreichs an die BRD) her­
absetzen und mit dem EG-Anschluß ver­
brämen“, interpretierte der SP-Zentral- 
sekretär Cap den Vorstoß Haiders. Wer 
Politik und Propaganda der Haider-FPÖ 
in Augenschein nimmt, kann an dieser 
Absicht kaum zweifeln.

Seit der heute 40jährige Staatsrechtler 
Haider 1986 den Machtkampf um den 
Parteivorsitz gegen den sozial-liberal 
orientierten Norbert Steger für sich 
entschied, hat er die FPÖ zielstrebig zu 
einer deutsch-völkisch orientierten Or­
ganisation der Rechten umgestaltet. 
Nach der Steger-Episode knüpfte man in 
der FPÖ damit an den traditionellen, 
deutsch-völkischen Kurs der „Freiheit­
lichen“ an. Es ist kein Zufall, daß die 

dem Fundus der faschistischen Gedan­
kenwelt. Laut Haider hat die FPÖ auf 
„das Bekenntnis zur Volksgemein­
schaft“ besonderen Wert zu legen. Der 
Kampf für soziale und politische Interes­
sen soll zugunsten der „organischen“ 
Gesamtheit des Volkes zurückstehen. 
„Die Bevölkerung ist wie ein kompli­
ziertes Uhrwerk zu verstehen. Wenn das 
kleinste Rädchen nicht mehr läuft, 
kommt das gesamte Werk zum Stehen“, 
heißt es in Haiders Hausblatt „Kärtner 
Nachrichten“ dazu.

Die vor den Wahlen geforderte Revi­
sion des Staatsvertrages, daran kann es 
vor diesem Hintergrund kaum einen 
Zweifel geben, signalisiert, daß für die 
FPÖ nunmehr der Zeitpunkt gekommen 
scheint, von der Propaganda, den Ge­
danken einer deutschen Volksgemein­
schaft wachzuhalten, zur Förderung 
nach ihrer Verwirklichung unter dem 
Dach des entstehenden 4. Reiches über­
zugehen.

Vieles spricht dafür, daß die FPÖ mit 
ihrem Vorstoß eine Vorreiterrolle ein­
nimmt, die ein Terrain absteckt, auf dem 
sich alsbald auch die ÖVP und Teile der 
SP tummeln wollen. Haider löste mit 
seinen Äußerungen zwar eine breite De­
batte im bürgerlichen und sozialdemo­
kratischen Lager aus. Von wenigen Aus­
nahmen abgesehen ging die Kritik an 
seinen Vorschlägen aus der Regierungs­
koalition, die vehement für den EG-Bei- 
tritt des Landes eintreten, über die fal­
sche Beteuerung nicht hinaus, der Neu­
tralitätsvertrag stelle dafür kein Hinder­
nis dar.

Denn tatsächlich würde ein EG-Bei­
tritt wesentliche Elemente, wie z.B. die 
Rüstungsbeschränkungen, im Kem tan­
gieren. Prompt kündigte dann auch der 
ÖVP-Außenminister Mock für Ende 
Oktober eine Erklärung der Bundes­
regierung zu Neutralität und Staatsver­
trag an. Das „Profil“ der österreichi­
schen Neutralität „tritt mit dem Abbau 
des Ost-West-Gegensatzes zurück“. 
Und auch Bundespräsident Waldheim 
erklärte, zwar stehe eine Neuverhand­
lung des Staatsvertrages nicht zur Dis­
kussion, gewisse, die Souveränität be­
schränkende Artikel könnten jedoch un­
ter Hinweis auf den Deutschland-Ver­
trag durch eine entsprechende Erklärung 
als überholt betrachtet werden.

Quellenhinweis: Brigitte Bailer: Die neue 
Rechte (ohne Ort und Jahreszahl); Dieselbe: Ein 
teutsches Land. Die rechte Orientierung des 
Jörg Haider, Wien 1987 „Der Standard“, Aus­
gaben September 1990; „Neue Zürcher Zei­
tung“, 27.9.90; „Volksstimme“, 15.9.90; 
- (jüg)

Streit um Privatisierungen nimmt zu
ÖSFR: Schwere Versorgungskrise/Reallohnsenkungen/Widerstand zeichnet sich ab

Die bürgerliche Koalitionsregierung der 
ÖSFR betreibt und ein erklecklicher Teil 
der Intelligenz belobhudeit die „Rück­
kehr nach Europa": Die einen verspre­
chen eine intakte (Markt-)Wirtschaft in 
Kürze: andere, etwa Schriftsteller und 
Staatspräsident Havel, mögen steigende 
Buchauflagen als kulturelle Blüte wer­
ten. Doch bereits die ersten Schritte auf 
dem Weg zur Marktwirtschaft sind mit 
erheblichen Angriffen auf Lohnstan­
dards. Rechte und Versorgungslage der 
Werktätigen verbunden.

Die Regierungskoalition aus Bürger­
forum (OF), Öffentlichkeit gegen Ge­
walt (VPN) und Christlich-Demokrati­
scher Bewegung hat in der Föderalver­
sammlung, dem Bundesparlament, die 
Privatisierung von zigtausend Kleinbe­
trieben, vor allem in Handwerk, Gastro­
nomie und Einzelhandel, durchgesetzt. 
Alle kleinen Läden u.ä., die nach 1948 
verstaatlicht wurden, sollen an ihre alten 
Besitzer zurückgegeben werden. Dabei 
fallt auf, daß unter diesen das Interesse 
recht gering ist. „ihr Privateigentum“ 
zwecks privaten Betreibens zurückzuer­
halten: Viele Betriebe mußten verstei­
gert werden. Das deutet auf Schwierig­
keiten der Marktwirtschaftsapologeten 
hin, glaubhaft darzulegen, daß viele Ar­
beiten — ihres kooperativen Charakters 
beraubt und der Konkurrenz preisgege­
ben — künftig bei vertretbaren Arbeits­
bedingungen und mit verträglichen Fol­
gen geleistet werden könnten. Unter den 
RGW-Ländern ist die Wirtschaft der 
ÖSFR die am stärksten sozialisierte: Nur 
3% des Wirtschaftsaufkommens wird 
derzeit von Privaten erbracht.

Anfang Juli trat eine Preisreform in 
Kraft, die Preise für Grundnahrungsmit­
tel stiegen um durchschnittlich 25 %. 
Die Einkommen, die die gesamten acht­
ziger Jahre über — wenn auch leicht —

real gestiegen waren, wurden nur um 
rund 5 % erhöht. Ab Januar 1991 sollen 
die Preise vollkommen freigegeben wer­
den. Für das nächste Jahr wird mit einer 
Arbeitslosigkeit von etwa 400000 bis 
750000 gerechnet (bei rund 7,3 Mio. 
Werktätigen). Die Arbeitslosen werden 
in eine unerträgliche materielle Lage ge­
schleudert: Sie besitzen lediglich für 
sechs Monate einen Anspruch auf nur 60 
v.H. des letzten Monatsgehaltes. In den 
Belegschaften wird kräftig differenziert. 
So sollen Betriebsdirektoren künftig ein 
Grundgehalt von 6400 Kronen plus ggf. 
Leistungsprämien von rund 3500 Kro­
nen beziehen — das Durchschnittsgehalt 
liegt bei 3400 Kronen. Die Lohnsprei­
zung zwischen Arbeitern und techni­
schen Angestellten, die bislang mit rund 
25 % Einkommensunterschied äußerst 
gering gehalten wurde, wird so in Gang 
gebracht.

Kein Wunder, daß die Regierung star­
ke Polarisierungen erwartet und sich 
darauf vorbereitet: Premierminister 
Calfa (ehern. KPÖ, jetzt parteilos) for­
derte vor einigen Tagen die Bildung 
eines Krisenstabes. Präsident Havel 
warnte vor einer bedrohlichen Wirt­
schaftskrise noch in diesem Jahr, kün­
digte erhebliche Einschränkungen der 
Versorgung der Bevölkerung an. Er pro­
pagiert als einzigen Ausweg schnellere 
Privatisierungen, auch in der Großindu­
strie, noch in diesem Jahr.

Zwei Faktoren erschweren die Situa­
tion des Landes derzeit besonders: die 
um rund 30 % zurückgenommenen Erd­
öllieferungen der Sowjetunion im Rah­
men der Umgestaltung des RGW, die in 
der letzten Woche zu einer Alarmstim­
mung in der Energieversorgung führten, 
sowie die infolge des Wegfalls der DDR 
erwarteten Handelsverluste von rund 
einer Milliarde Dollar. Diese lösten in­

nerhalb des Parlaments, auch in der 
Koalition selbst, verstärkte Skepsis ge­
genüber einem schnellen Vorgehen aus. 
In Anbetracht dadurch rasch wachsen­
der Abhängigkeiten von den westlichen 
Imperialisten, gegenüber denen die Ver­
schuldung bisher in recht engen Grenzen 
gehalten wurde, bezog sich der Streit im 
Parlament vornehmlich auf die Frage, 
welche Möglichkeiten an Kapitalbeteili­
gungen, Bodenerwerb usw. ausländi­
schen Investoren eingeräumt werden 
sollten. Bislang ist diesen eine Beteili­
gung an Betrieben zu über 49 % nach 
dem Joint-Venture-Gesetz von 1988 
nicht gestattet. Die Planung des Finanz­
ministers Klaus sieht hier für das nächste 
Jahr bei der Umwandlung fast sämtli­
cher Großbetriebe in Aktiengesellschaf­
ten Änderungen vor. Langjährige Ver­
fechter des „dritten Weges“ wie der 
Wirtschaftsberater Havels, Sik, wende­
ten sich dagegen und forderten die Streu­
ung eines Großteils der Aktien in der 
Gesellschaft. Sicher wird jedoch auch 
eine solche Streuung in Anbetracht zu­
nehmender Verarmung großer Teile der 
Werktätigen nicht verhindern, daß das 
Eigentum schon in Kürze in wenige 
Hände gelangt und von dort in diejeni­
gen westlicher Konzerne, so dies erlaubt 
ist.

Das erkennen die Imperialisten und 
drängen, vor allem auf freie Betätigung 
ihrer Banken in der ÖSFR. Mittlerweile 
hat die EG Assoziierungsverträge be­
züglich freien Kapital- und Warenver­
kehrs angeboten und eine Vertretung in 
der ÖSFR eröffnet. Der Regierung muß, 
da sie hier forciert, unterstellt werden, 
daß sie den „Weg nach Europa“ auch 
deshalb möglichst schnell zu beschreiten 
sucht, um innere Widerstände mit impe­
rialistischer Hilfe niederhalten zu kön­
nen. Damit aber setzt sie die Gesell-

25 westliche Konzerne haben sich um Anteilseignerschaft an der 1991 entstehenden 
Skoda AG beworben. VW und Renault/Volvo sollen die besten Aussichten haben. 
Deutsche Konzerne hatten sich die Skoda-Werke schon einmal, im Zuge der Anne­
xion der ÖSR 1938, einverleibt. Bild: VW-Modell von 1941 für den Afrikakrieg.

schäft der Tschechoslowakei einer ge­
fährlichen Zerreißprobe aus. Es ist nach 
einem erzwungenen Einbruch jedes ko­
operativen Klassenverhältnisses der Ar­
beiter und Bauern durch Einführung der 
Marktkonkurrenz auch zu befürchten, 
daß zunehmende Spannungen zwischen 
Tschechen und Slowaken das Land er­
schüttern. Denn der Imperialismus 
kennt keine Planungen des Ausgleichs. 
Er verschärft die Entwicklungsproble­
me des Landes schon jetzt.

Erfreulicherweise sammeln sich Kräf­
te des Widerstands gegen die zu erwar­
tenden Folgen des Regierungspro­
gramms in den Gewerkschaften. Anfang 
Oktober führten Beschäftigte in den von 
der jetzigen sog. „kleinen Privatisie­

rung“ betroffenen Gewerben Warn­
streiks durch, um den Ausverkauf der 
kleinen Geschäfte usw. an wenige kapi­
talkräftige Interessenten zu verhindern. 
Der Gewerkschaftsdachverband legte 
der Regierung einen Katalog grundle­
gender Förderungen vor, die insbeson­
dere soziale Absicherungen betreffen, 
und schloß auch größere Arbeitskämpfe 
für die nähere Zukunft nicht aus. Als 
Warnschuß seitens der Regierung ist 
wohl deren Aufforderung zu werten, 
daß der Weltgewerkschaftsbund seinen 
Sitz in Prag in Kürze schließen soll.
Quellen: Kurier (Wien), 15.9.90; div. Presse­
schau Ostwirtschaft (Wien); Länderbericht 
CSSR, Stat. Bundesamt, 1988; profil. 39/90 
— (uga)
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Forderungen nach Entmilitarisierung
Rüstungs- und Standortkonversion

Vorbehalte und Ablehnung groß / Kritik „neuer militärischer Aufgaben“ ist nötig

Soltau-Fallingbostel. Im Landkreis gewinnt, im wesent­
lichen befördert durch die Grünen, das Thema Entmilitari­
sierung und Rüstungskonversion an Bedeutung. Der Kreis 
ist einer der am stärksten militärisch genutzten in der BRD. 
Es befinden sich dort außer den Truppenübungsplätzen 
Munster Nord und Süd und dem Nato-Schießplatz Bergen 
große Teile der „Roten Flächen“, auf denen britische Trup­
pen ganzjährig im Rahmen des Soltau-Lüneburg-Abkom- 
mens Manöver durchführen.

Als Bedingung, die diese Diskussion um Rüstungs- bzw. 
Standortkonversion nötig mache, wird der „Entspan­
nungsprozeß“ angeführt. Betont wird insbesondere die 
Überflüssigkeit der britischen Nato-Truppen. Die Wut der 
hier lebenden und leidenden Bevölkerung über die militäri­
sche Präsenz ist groß. Nur so ist auch erklärlich, daß selbst 
die alte niedersächsische CDU-Regierung Kritik am 
Soltau-Lüneburg-Abkommen übte. Linie war, den Unmut 
auf dieses Zusatzabkommen nach dem Nato-Truppensta- 
tut zu lenken und damit noch den nationalistischen Be­
hauptungen mangelnder bzw. fehlender Souveränität Mu­
nition zu verschaffen. Die neue Landesregierung startet 
jetzt eine erfreuliche Initiative im Bundesrat zur Kündi­

gung des Soltau-Lüneburg-Abkommens. Allerdings han­
delt es sich dabei auch für Ministerpräsident Schröder um 
ein „Relikt der Besatzungszeit“.

Wie alle Äußerungen von militärischer Seite zeigen, be­
trachtet diese (nach dem bisherigen alles andere als „ent­
spannenden“, sondern äußerst aggressiv, aber noch ohne 
Waffengewalt verlaufenden Annexionsprozeß der DDR) 
die Bundeswehr keineswegs als überflüssig. Neue Aufgaben 
werden skizziert. Der Einsatz der Bundesmarine im Mittel­
meer im Rahmen der imperialistischen Aggression gegen 
die arabischen Staaten gibt einen Vorgeschmack. Sicher ist, 
daß die Kampftruppenschule 2 in Munster kein Stück an 
Bedeutung verlieren wird, hat sie doch eine zentrale Funk­
tion für Ausbildung und Weiterentwicklung der gepanzer­
ten Kampftruppen in der Bundeswehr. Ebensowenig wer­
den die Nato-Truppenübungsplätze im Kreisgebiet an 
Gewicht verlieren, eher das Gegenteil wird der Fall sein. 
Wer also für eine Entmilitarisierung des Landkreises ist, 
wird nicht um die Kritik der imperialistischen Politik der 
BRD und die Rolle der Bundeswehr dabei herumkommen.

Die folgenden Meldungen sollen einen Überblick über die 
Lage im Kreis geben. — (sts, ebn)

Von Freitagabend, 14.9., bis Montagmorgen wird von Mitgliedern der Bürgerin^, 
tiven aus Schneverdingen und Amelinghausen die Panzerrampe der Bundesbahn 
am Camp Reinsehlen blockiert. Panzer, mit denen die britische Rheinarmee nach 
einer erstmaligen vierwöchigen Sommerpause in den „Roten Flächen" wieder iwt 
Übungen beginnen will, können nicht entladen werden. Mit der Blockade so* dar 
Forderung nach Kündigung des Soltau-Lüneburg-Abkommens Nachdruck veriHwn 
werden. Ungefähr zur gleichen Zeit wird in Fallingbostel, ca. 40 km entfernt, in einer 
Medienshow die Einsatzbereitschaft der im Landkreis stationierten 7. Panzerbrigade 
zur imperialistischen Sicherung der Ölquellen am Golf demonstriert. Sie führt in der 
folgenden Woche zusätzliche Übungen mit scharfem Schuß auf den Übungsplätzen 
Bergen und Munster Süd durch. Bei der offiziellen Verabschiedung der Truppe 
erklärt der britische Verteidigungsminister King, dieses „Spezial-Training“ sei nötig 
gewesen, um „für den Einsatz im Kriegsfall optimal vorbereitet zu sein“. Von der 
Bevölkerung im Kreis erwarte er genügend Verständnis für die nächtliche Höhe­
störung, denn: „Hierbei geht es um die Freiheit und Demokratie."

Grüne beantragen 
Bildung einer „Heidekonferenz“
Am 22. März hatte die Fraktion der Grü­
nen im Kreistag einen Antrag zum The­
ma: Regionale Konversion Soltau-Fal­
lingbostel; Einberufung einer .Heide­
konferenz“ eingebracht. Gefordert wird 
darin die ständige Einrichtung eines 
,, regionalen Abrüstungsratschlags“, 
der den „Prozeß des notwendig gewor­
denen .zivilen Umbaus“ der Region 
beratend begleiten soll“. „An der Kon­
ferenz sollen Vertreter der verschiede­
nen gesellschaftlichen Gruppen aus dem 
Kreis, der Wirtschaft und ihrer Ver­
bände, der Gewerkschaften, der Par­
teien, der Kirchen der Bürgerinitiativen 
und Umweltverbände teilnehmen. Die 
Konferenz wird in Abstimmung mit den 
kommunalen Parlamenten Forderungen 
für die Region an das Land Niedersach­
sen und den Bund erarbeiten.“

Auf große Gegenliebe stieß der Vor­
schlag nicht. Auf der Kreistagssitzung 
im Juni verwies die SPD auf den beste­
henden Wirtschaftsausschuß, der sich 
um solche Angelegenheiten kümmern 
müsse. Von der CDU wurde angekün­
digt, daß er bei ihnen keine Mehrheit fin­
den würde. Und der Münsteraner CDU- 
Abgeordnete Klosa verbat sich jede Ein­
mischung in die Probleme seines Wohn­
orts. „Veranstaltungen wie die Vereidi­
gung der Soldaten mit dem Besuch des 
Bundesverteidigungsministers sind eine 
erstklassige Werbung für diese Regi­
on“, schwärmte er. Und sowieso werde 
Munster immer Bundeswehrstandort 
bleiben, „auch wenn die Bundeswehr 
auf 100000 Soldaten reduziert werde“.

Der Antrag wurde an die Fraktionen 
und die zuständige Ausschüsse verwie­

Nato-Schießplatz Bergen. Mit 31250 ha größtes westeuropäisches Manövergelände für Übungen gepanzerter Truppen bis zu 
Brigadestärke. Ende August äußerte sich der Platzkommandant, Oberst Schulze-Büttger, gegenüber Gästen aus den Rand­
gemeinden des Übungsgebietes klar und eindeutig: Auf dem Platz wird weiter scharf geschossen werden. Über mögliche Verrin­
gerungen an Übungen gab er nur Vermutungen von sich. Sicherer und leiser als bisher soll es nur zugehen. Daten darüber, wie 
laut es tatsächlich ist, hat das Bundesverteidigungsministerium bisher nicht herausgerückt, obwohl es nach dem Bundesimmis­
sionsschutz-Gesetz seit 1986 dazu verpflichtet ist. Die niedersächsische Umweltministerin Griefahn drängt jetzt auf Offenlegung.

sen. Da „ruht“ er nun. So stand er zwar 
auf der Tagesordnung der Kreistagssit­
zung am 10. September, wurde aber 
nicht behandelt.

1. September: DGB 
zur Konversionsproblematik

Am Antikriegstag, am 1. September, 
veranstaltete der DGB-Kreis Celle/Sol- 
tau-Fallingbostel in Celle eine Pödiums- 
diskussion zum Thema „Was wird aus 
den Landkreisen Celle, Soltau-Falling­
bostel nach dem Truppenabbau bei Bun­
deswehr und Alliierten?“.

Andrea Hoops, MdL Grüne, forderte 
Abbau des Militärs bis hin zur Auflö­
sung der Truppenübungsplätze und die 
ökologische Widerherstellung. Mit Geld 
aus dem Rüstungsetat solle in großem 
Umfang eine andere Wirtschaftsstruktur 
geschaffen werden und die soziale Absi­
cherung und Umschulungen bezahlt 
werden. Was zu tun ist, sollen die Ge­
meinden gemeinsam mit Gewerkschaf­
ten, Friedens- und Umweltschutzgrup­
pen beraten. Sie forderte von der Bun­
deswehr Datenmaterial über den Ist-Zu­
stand, um Planungsgrundlagen zu ha­
ben. Dabei stieß sie auf taube Ohren.

Amei Wiegel, MdL SPD, forderte 
auch, solche Arbeitsgruppen in den Ge­
meinden zu gründen. Sie ist auch für Ab­
rüstung, aber auch deutlich für den Er­
halt der Bundeswehr. Dieter Beetzen, 
Hauptvorstand ÖTV, ist auch für militä­
rischen Abbau und Einrichtung örtlicher 
Arbeitsgruppen aus Kommunalpoliti­
kern, Gewerkschaften etc.. Er sprach 
sich gegen jede soziale Schlechterstel­
lung der Zivilbeschäftigten aus.

Martin Hildebrandt, MdL FDP, und 
der Kommandeur des Verteidigungs­

kreiskommandos Celle, H.-D. Hegers, 
redeten vom militärischen Umbau der 
Bundeswehr, da sie künftig einen ande­
ren Auftrag habe (welchen, blieb offen). 
Deutlich wurde, daß nur in den großen 
Städten Militär abgezogen wird, daß 
aber der hiesige größte westeuropäische 
Truppenübungsplatz so erhalten bleibt 
und sich hier evtl, noch mehr Militär 
konzentriert.

Der (noch indirekte) Einsatz der Bun­
deswehr gegen den Irak war kein The­
ma. Allerdings forderten Zuhörer mehr­
fach, die Bundeswehr soweit abzurü­
sten, daß sie gegen Polen und für die In­
teressen der Ölkonzeme kriegsunfähig 
sei. Die Grünen Celle verteilten ein 
Flugblatt „No Germans to the Front“. 
Es gab viele Klagen über militärische 
Belastungen im Raum Walsrode, aber 
auch Stimmen, die die zivilen und mili­
tärischen Arbeitsplätze auf jeden Fall 
aufrechterhalten wollen. Ohne Militär 
sei sonst in manchen Orten nahezu die 
ganze Bevölkerung arbeitslos und die 
Region würde zum Armenhaus.

Kommandeur Hegers redete der Ver­
teilung der militärischen Belastung das 
Wort. Die Bundeswehr könne nicht im­
mer auf denselben befestigten Straßen 
üben und finde in der Realität auch keine 
befestigten Flußfurten. Die befestigten 
Allerfurten, gegen die die Bevölkerung 
Sturm lief, seien eine „Schnapsidee“ 
aus den siebziger Jahren.

Beschäftigte bei Streitkräften 
fordern Klärung

Über 500 vorwiegend bei Bundeswehr 
und britischen Stationierungskräften 
Beschäftigte aus Munster, Fallingbostel, 
Bergen, Faßberg und Celle nahmen an 

einer Veranstaltung der ÖTV am 2.10. 
im Stadthaus Bergen teil. Thema war 
„Abrüstung ja — Arbeitslosigkeit nein! 
Rüstungs- und Standortkonversion — 
Maßnahme zum Ausgleich der wirt­
schaftlichen Folgen der Abrüstung in 
strukturschwachen Regionen“. Auf 
dem Podium saßen das stellvertretende 
ÖTV-Bundesvorstandsmitglied Wolf­
gang Warburg, Alfred Tacke (DGB 
Landesbezirk), der Präsident der Wehr­
bereichsverwaltung n, Moser, der 
Kommandeur des Verteidigungskreis­
kommandos Celle, Oberstleutnant He­
gers, der stellvertretende Landrat des 
Kreises Celle, Lothar Hinsch (CDU), 
Amei Wiegel (SPD-MdL), Andrea 
Hoops (Grünen-MdL) und Martin Hil­
debrandt (FDP-MdL). Munsters Stadt­
direktor Peters hatte eine Teilnahme an 
der Veranstaltung abgelehnt. Er sehe 
keinen Anlaß, sich über Konversion Ge­
danken zu machen.

Bestimmt war der Abend durch massi­
ve Forderungen an die Vertreter der 
Bundeswehr, nicht länger „Sandmann 
zu spielen“, sondern Informationen 
über konkrete Zahlen und Maßnahmen 
rauszurücken. Moser erklärte, daß das 
erst im zweiten Quartal 1991 möglich 
sei. Die Bundeswehr würde niemanden 
entlassen. Zu Lohnabstufungen und 
Versetzungen könne es aber kommen. 
Hegers unterstrich: „Über die Notwen­
digkeit von Truppenübungsplätzen und 
Armeen brauchen wir nicht zu diskutie­
ren. Streitkräfte werden immer nötig 
sein.“

Warburg hatte zu Beginn einen Kata­
log von Förderungen der ÖTV darge­
stellt, die bundesweit durchzusetzen 
sind. Dazu gehört u.a.: Truppenreduzie­
rungen sollen zuerst in wirtschaftlichen 
Ballungszentren vorgenommen werden. 
Die Beseitigung militärischer Altlasten 
und Verschrottung militärischen Groß­
geräts soll den Zivilbeschäftigten über­
tragen werden. Für die Beschäftigten 
sind Aus-, Weiterbildungs- und Um­
schulungsprogramme anzubieten. Die 
eingeschränkten Rechte der Arbeitneh­
mer und ihrer Interessenvertretungen 
bei den Stationierungsstreitkräften sind 
aufzuheben. Tarifverträge zur sozialen 
Absicherung der Arbeitnehmer sind er­
forderlich.

Auf mächtige Zustimmung der Anwe­
senden stießen die Vorschläge der ÖTV. 
der SPD-Vertreterin und der Grünen, 
Arbeitsgemeinschaften auf kommunaler 
Ebene aufzubauen, in denen eine Kon­
version diskutiert und geplant werden 
könne. Viele Anwesende protestierten 
lautstark gegen Vorschläge der Grünen, 
die Truppenübungsplätze zu Natur­
schutzparks und Fremdenverkehrsan­
ziehungspunkten zu machen. Der FDP- 
Vertreter betonte die Wirtschaftskraft 
der Bundeswehr. Ihm lag das Schicksal 
der von der Bundeswehr abhängigen 
Unternehmen am Herzen, während die 
sozialen Auswirkungen auf die Beschäf­
tigten für ihn kein spezielles Thema 
waren. Konkrete Vorschläge, vor allem 
von der ÖTV, über alternative Arbeits­
plätze wurden zumeist mit Beifall

bedacht. Von den Gewerkschaften, der 
Vertreterin der Grünen und aus dem Saal 
wurde gefördert, daß der Bund Um­
strukturierungen zu bezahlen habe, wo­
bei Andrea Hoops als einzige verlangte, 
daß diese Zahlungen zu Lasten des Rü­
stungshaushaltes zu gehen haben.

Glogowski: Streitkräfte 
in strukturschwache Gebiete

Anläßlich der Amtseinführung des neu­
en Regierungspräsidenten in Lüneburg 
äußerte sich der neue Innenminister Nie­
dersachsens, Glogowski, zu den militä­
rischen Einrichtungen und Aktivitäten 
im Lande. Klare Worte fielen zum Sol­
tau-Lüneburg-Abkommen: „Mit aller 
Kraft“ will sich die niedersächsische 
Landesregierung für dessen Kündigung 
einsetzen. Die Begründung allerdings 
läßt einen mutmaßen, ob die SPD jetzt 
den Rechten den Rang ablaufen will: 
„Sie (die niedersächsische Landesregie­
rung, d.V.) ist der Auffassung, daß es in 
Zukunft Sonderrecht für die Allierteo 
auf deutschem Boden nicht mehr geben 
darf.“ Von der Förderung nach Kündi­
gung des Soltau-Lüneburg-Abkommens 
abgesehen, ist hier in der Heide nichts 
Gutes zu erwarten. So sprach sich 
Glogowski nicht nur gegen „die kom­
promißlose Beseitigung aller militäri­
schen Einrichtungen auf niedersäcim- 
schem Boden . . ., sei es der Bundes­
wehr oder der Alliierten,“ aus. Er er­
klärte, „daß es wünschenswert und rela­
tiv unproblematisch sein wird, Truppen 
aus Ballungsräumen abzuziehen, wo­
gegen der Verbleib von Streitkräften in 
strukturschwachen Gebieten angestrebt 
werden sollte.“ Da macht der Mann also 
eine Folge der militärischen Belasca- 
gen plötzlich zur Bedingung für die Auf­
rechterhaltung der Militärpräsenz!

Für BRD-Streitkräfte zukünftig 
„Vielfalt operativer Optionen“

Am 20.6. erweiterte das PanzemuiseuB 
Munster seine Kriegsgeräte Sammlung 
um einen Sturmpanzerwagen A 7 V. 
der von der kaiserlichen Armee im 
Ersten Weltkrieg eingesetzt worden 
war. Zu diesem Anlaß äußerte sich als 
hoher Gast der stellvertretende Inspek­
teur des Heeres. Generalleutnant 
Schulz, zur Zukunft und den Aufgaben 
der Bundeswehr. Er betonte dabei die 
Bedeutung der Panzertruppe, die auch 
für ein kleineres Heer ..der Kem“ blei­
be. Ergänzt werden müsse sie ..durch 
Kräfte für weitreichende Aufklärung. 
Luftbeweglichkeit, hohe artilleristische 
Feuerkraft und die Fähigkeit zum weit­
räumigen Sperren weniger bedrohter 
Abschnitte“. Mit der Einverleibung der 
DDR sieht er die möglichen Aufgeba 
der Bundeswehr keineswegs schwinden, 
sondern sich vervielfältigen: .Je mehr 
die bisherige .Frontlage“ der Bundes­
republik verblasse, desto vielfältiger 
würden die operativen Optionen, die 
beweglicherer und flexibel etnsete- 
barere Streitkräfte erforderten" 
(Böhme Zeitung. 25.6.1990)
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Reaktionäre gespalten
CDU und Stadtverwaltung schüren

Essen. Erfreulich ist die Spaltung des 
erst vor wenigen Wochen gebildeten 
Zusammenschlusses der ..Essener Bür­
gerinitiativen gegen Asylrechtsmiß- 
•’rauch". Am 24.9. erklärten die Initia­
tiven von Schonnebeck und Kray ihren 
Austritt. Anlaß war eine von der Initiati­
ve „Essen ist voll“ im Stadtteil Stadt­
wald eigenmächtig unter dem Namen 
des Zusammenschlusses geschaltete of- 
ten rassistische Zeitungsanzeige.

In der Anzeige wurde die Ausgren­
zung von Flüchtlingen gefordert: ,,Raus 
aus den Wohngebieten — kein Zuzug in 
Wohngebiete! Menschenwürdige Unter­
bringung außerhalb der Wohngebiete! 
Schnelle, faire Asylverfahren!“ Damit 
wird Sammellagem in abgelegenen In­
dustriebrachen u.ä., möglichst weit weg 
von allen Infrastruktureinrichtungen, 
das Wort geredet. Was kann daran noch 
„menschenwürdig“ sein?

Kampagnenmäßig hat die CDU in Es­
sen in den letzten Wochen diese Stim­
mung geschürt. Mit einem in offensicht­
lich hoher Auflage verteilten Flugblatt 
liefert die CDU-Ratsfraktion die politi­
schen Stichworte für die Hetze, guter 
Boden für die Faschisten: Auf Ver­
sammlungen verbreiteten Rep und NPD 
völlig ungestört ihre Flugblätter.

Der von ihr mit angestachelte „Bür­
gerprotest“ dient der CDU nur dazu, die 
SPD-Landesregierung zu einer immer 
restriktiveren Asylpolitik zu drängen. 
Der CDU-Landtagsabgeordnete Britz 
machte sich auf einer Kundgebung der 
„Initiativen“ mit 750 Menschen dema­
gogisch zum Sprecher des „Bürgerpro­
testes“: „Ohne Ihre Hilfe wäre es in 
Düsseldorf nicht zu einem Umdenken 
gekommen.“ Schon jetzt hat die Landes­
regierung beschlossen, Flüchtlinge in 
Sammelunterkünfte zusammenzupfer­
chen und die Sozialhilfe nicht mehr bar 
auszuzahlen. Bereits seit Anfang 1990 
wurden durch die Einrichtung „Zentra­
ler Aniaufetellen“ die Asyl verfahren er­
heblich beschleunigt.

In ihrer Stellungnahme betont die 
Krayer Initiative, daß es ihr darum gehe, 
daß in Kray-Leithe überproportional 
viele Flüchtlinge untergebracht sind. Sie 
weist damit auf die Verantwortung hin, 
die die auf Provokation angelegte Unter­
bringungspolitik der Stadtverwaltungs­
spitze an der verbreiteten.Hetze hat.

Noch in der Stadtratssitzung im Au­
gust haben SPD (absolute Mehrheit) und 
Grüne die Verwaltung aufgefordert, fiir 
eine menschenwürdige Unterbringung 
und Behandlung der Flüchtlinge zu sor­
gen. Sie sprechen sich für eine verbes­
serte soziale Betreuung und dezentrale 
Unterbringung aus. Dadurch würde 
weitgehend auch das Problem gelöst, 
daß bei Zugrundlegung der Richtlinien 
des Regierungspräsidenten nur wenige 
geeignete Flächen für die geplanten

„Bürgerprotest“ in Essen

Containerlager da sind. Für kleine Ein­
heiten wären erheblich mehr Flächen da. 
als für den Bau fiir Containerlager für 
150, 200 oder sogar 400 Flüchtlinge.

Die Verwaltung setzte sich darüber 
hinweg, die SPD-Ratsfraktion duldete 
es: Wenige Tage nach dem Ratsbeschluß 
ließ die von Oberstadtdirektor Busch 
und Sozialdezernent Herber angeord­
nete Belegung von Turnhallen mit 
Flüchtlingen die Emotionen hoch gehen. 
Zwei Turnhallen wurden von den Sport­
lern mehrere Tage besetzt. Eine der 
Turnhallen wird von über 600 Sportlern 
genutzt, während nur 19 Flüchtlinge 
untergebracht werden können. Das pro­
vokante Vorgehen (kurzfristige tele­
fonische Mitteilung an die Vereine) war 
zudem nicht rechtens: In einer einstwei­
ligen Verfügung stellt das Verwaltungs­
gericht fest, daß die Anordnung der 
Stadt erhebliche formale Mängel habe. 
Da die Verwaltungsspitze dies wissen 
mußte, liegt die Vermutung nahe, daß 
sie bewußt die Auseinandersetzung 
schürt.

Trotzdem, von einem grundsätzlichen 
Abrücken von den reaktionären Positio­
nen des „Stadtverbandes“ kann bei den 
ausgetretenen Initiativen keine Rede 
sein. Inhaltlich von der CDU übernom­
men ist auch die demagogische Formu­
lierung: „Politisches Asyl für politisch 
Verfolgte: Ja! Mißbrauch und Beugung: 
Nein!“ Damit werden Menschen, die 
aus Not und Elend geflohen sind, in die 
Nähe von Kriminellen gerückt, die 
„Recht mißbrauchen“, wenn sie ihr 
Recht auf Asyl wahrnehmen. Ausgangs­
punkt auch der Krayer Initiative ist nach 
wie vor die vermeintliche Bedrohung 
der „Deutschen“, wenn sie schreibt: 
„Sofortiges Handeln der Politiker zum 
Schutz und Wohl der Bürger.“

Antifaschistische Kräfte haben jetzt 
eine Gegenaktion gegen die rassistische 
und völkische Hetze gestartet. In mehre­
ren Stadtteilen wurden rund 6000 Flug­
blätter der Stadtteilgruppe West der 
Grünen und des Antifa-Forums als 
Wurfsendungen verbreitet, die DKP be­
faßte sich in Stadtteilzeitungen mit dem 
Thema. Die Forderungen in dem vom 
Antifa-Forum herausgegebenen Flug­
blatt „Asylrecht ist Menschenrecht“ 
lauten: „Keine Einschränkung des Asyl­
rechts! Anerkennung der Roma und Sin­
ti als Staatenlose! Bleiberecht! Dezen­
trale Unterbringung im ganzen Stadtge­
biet in kleinen Wohneinheiten! Wirk­
same soziale Betreuung von Flüchtlin­
gen! Aufhebung des Arbeitsverbots!“

Der Ausländerbeirat beschloß auf 
einer Sondersitzung, zusammen mit dem 
Sozialausschuß eine größere Veranstal­
tung im Rathaus durchzuführen. Grup­
pierungen, die einen Beitrag gegen die 
Hetze leisten, sollen dazu eingeladen 
werden. — (syb)

„Halt’s Maul, 
Deutschland, uns reicht’s“

Berlin. Zum Jubelabend am 2. Oktober 
am Brandenburger Tor fanden sich eini­
ge tausend Leute ein, die mit dem Büro 
für ungewöhnliche Maßnahmen DDR- 
Fahnen schwenkten, eine soll sogar den 
Weg durch das Tor geschafft haben, ei­
nen Bundesadler auf Mercedesstern mit­
führten sowie ein riesiges Arschloch mit 
der Aufschrift „Zweigeteilt? Niemals!“ 
Die Feiernden reagierten mit Rempelei­
en. Am 3. Oktober waren es ca. 15000, 
die für „Halt’s Maul, Deutschland“ de­
monstrierten. Den Teilnehmern kam es 
auf einen nicht gewaltsamen Verlauf an. 
Daß im Anschluß an die Kundgebung 
ca. 700 die übliche Schlacht wieder auf 
dem Alexanderplatz bestritten, liegt 
wohl nicht nur an Sorge um die Entwick­
lung der DDR, sondern auch an dem 
Bemühen, einen Absatzmarkt für spe­
zielle westdeutsche Auseinanderset­
zungsformen zu erschließen. — (chk)

Feierlichkeiten und 
Proteste am 3. Oktober

Stuttgart. Tagsüber war das Bild der 
Innenstadt eher geprägt von Protestak­
tionen gegen die DDR-Annexion. Am 
Nachmittag fand eine Demonstration 
von über 500 statt, zu der die „Bunte 
Jugend gegen Rechts“ aufgerufen hatte. 
Die Parolen der zumeist Jugendlichen 
waren durchweg antinationalistisch und 
antifaschistisch. Außer dem Berichter­
statter der „Stuttgarter Zeitung“ hat nie­
mand Steine fliegen sehen. Am Morgen, 
bei der festlichen Pflanzung einer Kasta­
nie durch Vertreter der Stadt, flogen 
lediglich Knaller, Eier und . ..? Genau! 
Kastanien! Unter den Klängen antinatio­
nalistischer Lieder und Parolen gruben 
einige Leute die soeben gepflanzte Ka­
stanie wieder aus, was die anwesenden 
Damen und Herren von CDU/FDP/SPD 
etwas fuchtig machte. Ärgerlich war 
ihnen wohl auch, daß die anderswo von 
CDUlern gepflanzte Eiche alsbald in ab­
gesägtem Zustand vorgefunden wurde. 
Beide Bäume genießen jetzt Polizei­
schutz. — (heb)

Faschisten kandidieren 
zur Oberbürgermeister-Wahl 

Stuttgart. Der NPD-Landesvorsitzende 
Schützinger, Gemeinderat in Villingen- 
Schwenningen, hat seine Kandidatur zu 
den OB-Wahlen am 4. November ange­
kündigt. Er will sich besonders gegen 
die „Uberfremdungspolitik des sattsam 
bekannten derzeitigen Stelleninhabers“ 
wenden. Damit kandidiert ein ganzes 
Spektrum von Faschisten und Rechten, 
nämlich außerdem Pape (FAP) und 
Schlierer (Republikaner). Die SPD hatte 
auf einen eigenen Kandidaten zugunsten 
des amtierenden OB Rommel (CDU) 
verzichtet; die Grünen haben mit Rezzo 
Schlauch einen Kandidaten aufgestellt, 
der für Linke eher nicht wählbar ist. Am 
23. Oktober findet die offizielle Kandi­
datenvorstellung statt. — (alk)

Innenminister zum Überfall 
auf Kurdistan-Zentrum

Düsseldorf. Die Fraktion der Grünen im 
Landtag NRW befragte die Landesre­
gierung nach den rechtlichen Grundla­
gen des SEK- Überfalls gegen das Kur­
distan-Zentrum in Bielefeld am 2.9. (s. 
Politische Berichte Nr. 19), und sie kri­
tisierte die unverhältnismäßige Härte 
des Einsatzes. Am 19.9. antwortete der 
Innenminister Schnoor im Landtag: 
„Die Frage nach der Rechtsgrundlage 
des Einsatzs ist zuständigkeitshalber von 
der hierfür verantwortlichen Stelle zu 
beantworten. Die Leitung des Einsatzes 
lag nicht bei einer Behörde des Landes 
Nordrhein-Westfalen, sondern beim 
Bundeskriminalamt. Der Polizeipräsi­
dent Bielefeld hat nach § 8 Abs. 3 des 
BKA-Gesetzes das BKA beim Versuch 
der Festnahme eines mit Haftbefehl des 
Bundesgerichtshofes wegen des dring­
enden Verdachts der Mitgliedschaft in 
einer kriminellen Vereinigung und des 
Mordes gesuchten Kurden unterstützt.“ 
Nachdem er die politische Verantwor­
tung abschieben will, verteidigt er dann 
das brutale Vorgehen des SEK: „Die 
Durchsuchung ist nicht mit unverhält­
nismäßiger Härte erfolgt ... bleibt die 
Feststellung, daß ein SEK-Einsatz in 
dieser Form aufgrund seiner psychi­
schen Intensität zu einer Art vorüberge­
henden Schockwirkung führen dürfte. 
Dies ist beabsichtigt und kann z. B. unter 
Eigensicherungsaspekten lebensrettend 
sein. Einem betroffenen Unschuldigen 
ist dies kaum verständlich und einsehbar 
zu vermitteln.“ Zur brutalen Behand­
lung der Kinder, die sich auf den Boden 
legen mußten, meinte Schnoor lapidar, 
daß sie, als sie als Kinder erkannt wur­
den, ja wieder aufstehen durften. (Quelle: 
Kabinettvorlage, Sprechzettel Dr. Schnoor 
9.1990 - stb)

München. Gegen die Einmischung der BRD am Golf, gegen die Ausweitung des Ein­
satzbereiches von NATO und Bundeswehr, für eine Lösung der Konflikte des Nahen 
Ostens im Interesse aller beteiligten Völker dieser Region gegen die Wiedervereini­
gung protestierten am Vorabend der Vereinigung rd. 400 Menschen. Ein Kabarett 
gedachte auch gebührend des Todestages (3.10.) von F. J. Strauß. — (ecg)

Luftwaffenschau 
in Burgdorf

Burgdorf. Mit einer Stimme mehr 
(CDU, FDP, Freie Burgdorfer gegen 
SPD und Grüne) beschloß der Burgdor­
fer Gemeinderat nach heftigen Ausein­
andersetzungen, der Bundeswehr die 
Möglichkeit einer Selbstdarstellung in 
Form einer Waffen-Schau zu geben. Der 
Rat der Stadt Lehrte hatte kurz zuvor das 
Ansinnen der Luftwaffe zurückgewie­
sen. In Burgdorf formierte sich der Wi­
derstand gegen die Schau, getragen vom 
Antikriegshaus Sievershausen, dem 
DGB Ortskartell, der SPD, dem Antifa­
schistischen Arbeitskreis und Vertretern 
der evangelischen Kirche. Die Gegner 
der Schau konnten drei Tage einen Infor­
mationsstand am Ausstellungsgelände 
organisieren und verteilten ein Flug­
blatt, in dem u.a. auf den aggressiven 
Charakter der Bundeswehr hingewiesen 
wurde. — (abc)

Rassistische Hetzversammlung 
von Baukapitalist und CDU

Freiburg. Am 4.9. protestierten etliche 
Menschen gegen die von Baukapitalist 
Brenzinger und der CDU einberufene 
Hetzversammlung gegen die „unüber­
sehbare Ansammlung von Berbern, 
Punkern und Romas mit allen Begleiter­
scheinungen, das aggressive Betteln die­
ses Personenkreises“, so Brenzinger an 
OB Böhme. „Bevor ... bei Bürgerver­
sammlungen zu gezielten Aktionen ge­
gen diesen Personenkreis aufgerufen 
wird, sollten dringende Sofortmaßnah- 
men in die Wege geleitet werden.“ Die 
Rep dazu: Nur „Zeitnot“ hielte die 
„Bürger“ davon ab, „ihren Forderun­
gen ... auf der Straße den nötigen 
Nachdruck zu verschaffen und mal rich­
tig ,Dampf zu machen“. — (ulb)

Republikanerhetze gegen Asylbewerber im Stadtrat
Die Stadt Stuttgart kommt Rep-Forderungen entgegen

Sind Soldaten potentielle Mörder?
Amtsgericht verurteilt Kriegsdienstgegner zu Geldstrafen

Stuttgart. Die Fraktion der Republikaner nutzt im Gemein­
derat jede sich bietende Gelegenheit, um gegen die auslän­
dische Bevölkerung zu hetzen. Es war ein Erfolg des antifa­
schistischen Widerstands gegen die Rep-Kandidaturen,

daß sich kaum jemand leisten konnte, sich positiv auf die 
Republikaner zu beziehen. Die Hetzkampagne gegen die 
Asylbewerber wollen diese jetzt nutzen, um sich und ihre 
Positionen in der Öffentlichkeit weiter zu etablieren.

In einem Brief an das Regierungspräsi­
dium erklärte der Stuttgarter Oberbür­
germeister Manfred Rommel am 28.9., 
ab dem 1.10. sei „die Neuaufnahme von 
Asylbewerbern nicht mehr gewährlei­
stet". In Baden-Württemberg werden 
den Kommunen Asylbewerber nach ei­
ner bestimmten Aufnahmequote bezo­
gen auf die Einwohnerzahl vom Land 
zugewiesen. Auf Grundlage von Ar­
beitsverbot, Residenzpflicht (Asylbe­
werberdürfen den Kreis nicht verlassen) 
und dem Zwang zur Unterbringung in 
Sammelunterkünften hat die Landesre­
gierung in der Vetgangenheit die Zuwei­
sungspraxis genutzt, um die Kommunen 
für eine Verschärfung der Asylgesetze 
zu mobilisieren. Zwei Wochen vor 
Rommels Erklärung, die Stadt könne 
ihren Verpflichtungen nicht mehr nach­
kommen. hatten die Republikaner die 
Stadt aufgefordert, die weitere Aufnah­
me von Asylberwerbem bis auf weiteres 
zu verweigern. In dem Rep-Antrag wur­
de die Stadt darüber hinaus aufgefor­
dert, sich bei Bund und Land für die Ein­
führung eines Straftatbestandes des 
Asylbetrugs, für die Zurückweisung von 
Asylbewerbern bereits an der Grenze, 

die Einrichtung von grenznahen Grenz­
gerichten mit Einzelrichtem und für die 
Abschiebung von Asylbewerbern noch 
vor Durchführung eines Strafverfahrens 
einzusetzen. Außerdem verlangten die 
Rep von der Stadt, Unterbringung nur 
noch in Sammelunterkünften, Kürzung 
des Taschengeldes und Verpflichtung 
zur Zwangsarbeit.

Die „Stuttgarter Zeitung“ nutzte die 
Erklärung Rommels, um ihm die unzu­
reichende Beachtung des Rep-Antrags 
vorzuwerfen. Deren Forderungen nach 
„neuen Lösungen“ und Sammelunter- 
bringung wurden indirekt unterstützt. 
Während z.B. die Versorgung und Un­
terbringung Tausender von Aussiedlern 
innerhalb von kürzester Zeit im vergan­
genen Jahr durchaus bewältigt werden 
konnte, wird jetzt der Eindruck erweckt, 
die weitere Aufnahme von ein paar hun­
dert Flüchtlingen bringe die Stadt gera­
dezu in eine Notstandssituation. Die öf­
fentliche Meinung wird so für Positio­
nen breitgeklopft, wie sie in dem ge­
nannten Republikanerantrag ausgeführt 
werden. Die vielen Flüchtlinge stellten 
in einem so dicht besiedelten Land wie 
der BRD ein Umweltproblem dar. Dies 

erinnert doch sehr stark an die faschisti­
sche Propaganda des „Volkes ohne 
Raum“ und rücksichtlose Abschiebun­
gen stellen sozusagen eine Maßnahme 
der „Entsorgung“ dar. Weiter behaup­
ten die Republikaner, „soziale Lei­
stungsdefizite“ bei der Alten-, Kranken- 
und Kinderversorgung seien nicht etwa 
das Ergebnis ständiger Kürzungen so­
zialer Leistungen zugunsten der Förde­
rung von Kapitalinteressen, sondern ent­
stünden durch die Kostenentwicklung 
bei der Aufnahme von Flüchtlingen. Sie 
stützen sich dabei direkt auf die Politik 
der Landesregierung, die die weitere so­
ziale Diskriminierung der Flüchtlinge 
ebenfalls mit Kosteneinsparungen be­
gründet.

Am Montag, den 1.10., trafen sich 
Vertreter der Stadt Stuttgart mit dem 
Regierungspräsidenten. Erwartungs­
gemäß bestand das Regierungspräsi­
dium auf Erfüllung der Aufnahmequote. 
Den städtischen Vertretern war dies von 
vomeherein klar gewesen. Sie wollten 
Rommels Erklärung lediglich als „au­
ßergewöhnlichen Hilferuf“ verstanden 
wissen. Das faschistische Fußvolk wird 
den Ruf verstanden haben. — (rac) 

München. Am 22. .11.1989 spannten 
Gerti Kiermeier und Christian Wunner 
vor einem Informationsstand der Bun­
deswehr in der Münchner Olympiahalle, 
wo ansonsten die „Greger-Racing- 
Show“ stattfand, ein Transparent mit 
der Aufschrift „Soldaten sind potentiel­
le Mörder / Kriegsdienstverweigerer“. 
Die vier Soldaten, die den Informations­
stand betrieben, hatten Strafantrag we­
gen Beleidigumg gestellt. Nachdem 
Gerti und Christian gegen den Strafbe­
fehl von je 30 Tagessätzen zu 50 DM 
Widerspruch eingelegt hatten, kam es 
am 21.9.1990 vor dem Münchner 
Amtsgericht zur Verhandlung.

Der zuständige Richter zeigte zwar 
Verständnis für das Anliegen der 
Kriegsdienstgegner. Krieg sei immer ei­
ne schlimme Sache, allerdings sei Töten 
auf Befehl nicht gleich Mord. Und es 
gehöre „zu den Erziehungsaufgaben der 
Offiziere . . . zum Töten auszubilden“. 
Den Vorwurf der „Beleidigung“ ließ er 
aber stehen und reduzierte lediglich das 
Strafmaß auf jeweils 15 Tagessätze zu 
50 DM — genau die Hälfte.

Interessant ist, daß Oberstleutnant 
Kunhard Graf von Plettenberg, einer der 
vier Soldaten, die die Anzeige wegen 
„Beleidigung“ gestellt hatten, im Zeu­
genstand zugab, daß z.B. die Bombar­
dierung von Dresden und Hiroshima 
Massenmord war. Womit eigentlich so­

gar er den Angeklagten indirekt Recht 
gibt, vor allem weil den Politikern und 
Generälen doch heutzutage ein wesent­
lich größeres und noch vernichtenderes 
Waffenarsenal zur Verfügung steht.

Gerti und Christian werden gegen das 
Urteil Berufung einlegen und notfalls bis 
zum Verfassungsgericht gehen. Gerti 
weist in ihrer persönlichen Erklärung 
daraufhin, daß die Bundeswehr die jun­
gen Leute mit moderner Technik gewin­
nen wolle, ohne daß der eigentliche 
Zweck des Soldatseins, „Städte zu bom­
bardieren, Schiffe zu versenken, Flug­
zeuge abzuschießen, Menschen zu 
töten“, angesprochen werde.

Rechtsanwalt Frank Niepel fordert 
eine öffentliche Auseinandersetzung zu 
diesem Problem und will erreichen, daß 
die Justiz solche Erklärungen nicht län­
ger verurteilt: „Ich werde mich darum 
bemühen, daß Hunderte von Menschen 
im gesamten Bundesgebiet erklären 
.Soldaten sind potentielle Mörder“.“ 

Im Oktober 1989 wurde bereits der 
Arzt Augst vom Landgericht Frankfurt 
in dritter Instanz freigesprochen, ange- 
klagt war er wegen der Äußerung „Jeder 
Soldat ist ein potentieller Mörder“, die 
er 1984 während einer Podiumsdiskus­
sion vor Schülern getan hatte. Aller­
dings wurde der Freispruch mit der kon­
kreten, erhitzten Situation begründet. 
— (chl, ecg)
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Kritik am Gewerkschaftstag
Funktionärsversammlung kritisiert Beschlüsse der IG Chemie

Tarifvertrag in der ehemaligen DDR abgeschlossen
ÖTV: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit kein gewerkschaftliches Prinzip mehr?

Hamburg. Gut 50 Funktionäre der Ver­
waltungsstelle Hamburg kamen am 
12.9. nach dem Gewerkschaftstag, auf 
dem der Zusammenschluß mit der Che­
miegewerkschaft der DDR beschlossen 
wurde, zu einer Funktionärsversamm­
lung, auf der über die Ergebnisse berich­
tet werden sollte. Hermann Rappe hatte 
dort in einem Beitrag festgehalten:

„Wir fühlen uns nach dem Zusam­
menbruch der parteikommunistisch und 
staatlich gelenkten Systeme mehr als be­
stätigt in der Richtigkeit unserer Posi­
tionsbeschreibung und Zielsetzung. Ich 
denke, es ist nun auch an der Zeit, daß 
sich die Gewerkschaften klar für die so­
ziale Marktwirtschaft heute und in Zu­
kunft aussprechen, denn sie hat ihre Be­
währungsprobe als Gesellschafts- und 
Wirtschaftsmodell bestanden.“

An diesen Auffassungen gab es Kritik. 
Kritisiert wurde u.a., daß die IG Chemie 
die Politik unterstützt, die sämtliche so­
zialen Gesetze in der DDR, auch diejeni­
gen, die besser sind als in der BRD, ein­
reißen will. Mit einem Schlag haben die 
Kapitalisten jetzt geschafft, was sie ge­
gen die Gewerkschaften in der BRD 
schon immer durchsetzen wollten: un­
terschiedliche Tarifverträge, die sich an 
der Wirtschaftsentwicklung der Region 
orientieren. Die Tarifpolitik auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR soll ande­
ren Gesetzmäßigkeiten folgen. Das ist

die offzielle Position. Der Verwaltungs­
stellenvorstand in Hamburg verteidigte 
dies und kündigte an, daß auch der Ent­
gelttarifvertrag übernommen werden 
soll — also nicht nur Niedriglöhne in der 
DDR, sondern auch noch differenzierte 
Niedriglöhne.

Auch die Auffasung der IG Chemie 
zur sozialen Marktwirtschaft wurde kri­
tisiert. Ob nicht festgestellt worden sei, 
daß sich die Widersprüche in der soge­
nannten sozialen Marktwirtschaft ver­
größert hätten, die Armut sich ausgedeh- 
ne und die Macht der Konzerne steige. 
Wie körnte man dann zu der Auffassung 
gelangen, daß die soziale Marktwirt­
schaft das Ende der Geschichte bedeuten 
soll. Nach ihr könne ja nach Auffassung 
von Rappe nichts mehr kommen.

Auf die Frage, ob man denn ein Bei­
spiel nennen könne aus der Geschichte 
der letzten 50 Jahre, wo die Ausdehnung 
der kapitalistischen Gesellschaft auf ein 
anderes Land, diesem Land Fortschritt 
gebracht hätte, wurde nicht geantwortet. 

Es gab noch eine Reihe von Argumen­
ten. Die Meinung im Saal war durchaus 
geteilt. Bei den Sozialdemokraten wenig 
Begeisterung, aber treue Gefolgschaft 
mit dünnen Argumenten. Die Auseinan­
dersetzung in der Gewerkschaft lohnt 
sich also, vor allem dann, wenn sie 
direkt und ohne argumentative Umwege 
gesucht wird. — (güt)

Westberlin. In der Öffentlichkeit noch recht wenig bekannt 
ist, daß zwischen dem Dienstherrn einerseits und den Ge­
werkschaften ÖTV und DAG andererseits ein Tarifvertrag 
vereinbart wurde, der die Anwendung der im öffentlichen

Dienst gültigen Tarifverträge (z.B. BAT, BMT-G) auf Be­
schäftigte im Gebiet der ehemaligen DDR ausschliett 
Damit gibt es im öffentlichen Dienst regional unterschied­
liche Tarifstrukturen. Dies ist eine völlig neue Situation.

Normalerweise veröffentlichen die Ge­
werkschaften abgeschlossene Tarifver­
träge zuerst und sorgen so dafür, daß die 
Inhalte bekannt werden.

So nicht dieses Mal. Über den am
1. August abgeschlossenen Tarifvertrag 
erfuhren die Mitglieder der ÖTV im 
Bezirk Berlin erst durch eine Veröffent­
lichung der Senatsverwaltung für Inne­
res in der letzten Septemberwoche.

Der Tarifvertrag umfaßt nur einen 
Paragraphen:

„(1) Die zwischen den Tarifvertrags­
parteien abgeschlossenen Tarifverträge 
finden auf Angestellte, Arbeiter und zu 
ihrer Ausbildung Beschäftigte im öffent­
lichen Dienst im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik (einschließ­
lich Berlin-Ost) auch nach dem Beitritt 
... bis auf weiteres keine Anwendung.

(2) Im Gebiet des vereinigten Berlin 
gilt Absatz 1 unabhängig von der Be­
legenheit der Verwaltung/des Betriebes 
für Personen, die am 1. September 1990 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf­
enthalt im Gebiet nach Artikel 3 des 
Einigungsvertrages (also in der DDR 
und Ostberlin, d. Verf.) hatten oder nach 
diesem Zeitpunkt dortin verlegen, so­

So schreibt die Betriebsgruppe der
ÖTV an der Technischen Universität:

„Mit dieser Haltung beteiligt sich ehe 
ÖTV an der durch die Bundesregierung 
auf fast allen Gebieten praktizierten Dis- 
kriminierung der Bewohner der ehema­
ligen DDR, insbesondere der — von uns 
zu vertretenden — abhängig Beschäftig­
ten . . .

Der öffentliche Dienst ist zu spar 
samer Haushaltsführung verpflichtet. 
Wie soll verhindert werden, daß zukünf­
tig mit diesem Argument vorrangig billi­
gere Arbeitskräfte aus der ehemaligen 
DDR eingestellt werden . . .

Solidarisches gewerkschaftliches 
Handeln, zum Beispiel in den nächsten 
Tarifrunden, wird durch eine solche 
Politik unmöglich gemacht. Sie spaltet 
die Gewerkschaften!“

Seit dem 4. Oktober wird über die 
„zügige — schrittweise — Übernahme 
des Tarifvertragssystems der Bundes­
republik“ verhandelt. In der gegebenen 
Situation wäre es dann aber schon sinn­
voller, statt Übernahme der Tarifstrak- 
tur den Abbau der Einkommenshierar­
chie und -differenzierung zu fordere. 
— (har)

fern das Beschäftigungsverhältnis nicht 
bereits den in Absatz 1 genannten Tarif­
verträgen unterlegen hat . . .“

Mit diesem Tarifvertrag kommen die 
Gewerkschaften den Forderungen der 
Bundesregierung nach, die bereits im 
ersten Staatsvertrag und erneut im soge­
nannten Einigungsvertrag die Sonderbe­
handlung verlangt hatte.

Die Auswirkungen sind gravierend. 
In allen grenznahen Gebieten und in Ber­
lin wird es in den Dienststellen Beschäf­
tigte mit unterschiedlichen Arbeitsbe­
dingungen geben: 42- statt 38,5-Stun- 
den-Woche, 25 statt 29 bzw. 30 Ur­
laubstage usw. — und das zu einem Ent­
gelt von voraussichtlich nur 50% des 
sonst üblichen.

In der Mitgliedschaft der ÖTV hat die 
Zustimmung der ÖTV zum Tarifvertrag 
die schärfsten Proteste hervorgerufen. 
Nicht nur die Tatsache, daß die Mit­
gliedschaft durch die Geheimhaltung der 
Verhandlungen aus der Diskussion aus­
geschlossen wurde, sondern vor allem 
das Abgehen von dem gewerkschaft­
lichen Prinzip, gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit, stößt auf Widerstand.

VW: Der DDR-Ifa-PKW 
„moralisch verbunden“

Hannover. Erst verkündete der VW- 
Konzern, ein eigenes DDR-Fahrzeug­
modell zu fertigen. Mit Aussicht auf die 
verschwindende Souveränität der DDR 
legte Vorstandsvorsitzender Hahn diese 
Absicht zu den Akten. Dann sollte in 
Kooperation mit dem DDR-Fahrzeug- 
kombinat Ifa gemeinsam produziert 
werden. Mit dem Anschluß ist auch das 
nicht mehr nötig. VW wird eine Kon- 
zemtochter „VW-Sachsen“ gründen. 
Damit muß VW nicht für Sozialplanan­
sprüche ehemaliger Ifa-Beschäftigter 
eintreten, ist nicht an bisherige Tarif­
strukturen gebunden. Die „35000 neuen 
Arbeitsplätze“, die angeblich geschaf­
fen werden, entpuppen sich als olympia­
reife Auswahl der Ifa-Belegschaft. Die 
gerade laufenden VW-Tarifverhandlun- 
gen bieten die Möglichkeit, diese Pro­
bleme mit zu berücksichtigen. — (gka)

Krupp Wohnungsbau: Beschluß 
eines Ratsausschusses

Essen. Mit den Stimmen von SPD und 
GAL hat der Ratsausschuß für Stadtent­
wicklung und -planung auf seiner letzten 
Sitzung eine Resolution gegen die Woh­
nungsvergabe-Richtlinien von Krupp 
Wohnungsbau beschlossen. In den neu­
en Vergabe-Richtlinien werden u.a. de­
taillierte Auskünfte über die finanziellen 
Verhältnisse von Wohnungsbewerbem 
und Auskünfte des Vorvermieters über 
den Bewerber verlangt. Der Ausschuß 
sieht darin einen zu tiefen Eingriff in die 
Privatsphäre von Wohnungsbewerbern, 
außerdem diskriminieren die Richtlinien 
„sozial Schwache“. Die Resolution soll 
auch in der Arbeitsgemeinschaft der 
gemeinnützigen Wohnungsbaugesell­
schaften erörtert werden. — (wof)

Hamburg. 40000 Schüler und Lehrer auf dem Weg zum Hamburger Rathaus. Das 
hat den Senat am Tag nach der Einheit schon deutlich getroffen. Als von Lehrern an­
gezettelten „Kinderkreuzzug“ diffamierte die Behörde die Aktion, mit der u.a. gegen 
den Ausfall von 10000 Stunden Woche um Woche protestiert wurde. Erstmals riefen 
auch sieben Einzelgewerkschaften des DGB auf. — (mek)

DGB bekräftigt Forderung 
nach Verbot der Leiharbeit

Düsseldorf. Der DGB Landesbezirk 
Nordrhein-Westfalen hat seine Forde­
rung nach einem Verbot der Leiharbeit 
bekräftigt. Die Legalisierung der Ar­
beitnehmer-Überlassung habe den Bo­
den für einen „unüberschaubaren krimi­
nellen Markt“ bereitet, so DGB- 
Landesvorsitzender Mahlberg.

Dabei bezieht er sich auf Aussagen der 
Gewerbeaufsicht, nach deren Angaben 
schon vor dem 3.10. vor allem auf Bau­
stellen immer mehr illegale Firmen und 
illegale Leiharbeiter aus dem Gebiet der 
DDR angetroffen wurden. Obwohl sie 
oft unter erheblichen Unfall- und Ge­
sundheitsgefahren arbeiten müssen, er­
hielten sie Stundenlöhne von selten mehr 
als 6 DM für Arbeiten, für die üblicher­
weise das Dreifache gezahlt wird. Ein­
gesetzt werden die Leiharbeiter über 
Subunternehmen, die teilweise von gro­
ßen Konzernen beauftragt werden. Auf 
der Bundestags-Baustelle in Bonn waren 
im September z.B. Starkstromelektriker 
aus Leipzig beschäftigt, die für 5,85 
Mark pro Stunde Aufträge für Siemens 
und AEG abwickelten.

Landesarbeitsminister Heinemann 
(SPD) hat sich unter anderem für höhere 
Bußgelder und eine strafrechtliche Ver­
folgung besonders schwerer Verstöße 
gegen das Arbeitnehmerüberlassungs­
gesetz ausgesprochen. Im Gesetz müsse 
außerdem geregelt werden, daß Leih­
arbeiter nicht schlechter bezahlt werden 
dürfen, als ihre festangestellten Kolle­
gen.

Das Bundesbauministerium wies 
demgegenüber darauf hin, daß der Ein­
satz von Leiharbeitem aus dem Gebiet 
der DDR auch zu dortigen Tarifen völlig 
legal sei, solange sie sozialversichert 
sind. — (wof)

IG Metall-Vorstand will 
zweierlei Mitglieder

Heidelberg. Darauf zielen die Satzungs­
änderungsanträge zum zweiten a.o. Ge­
werkschaftstag am 1.11., Satzungslei­
stungen (Beitragrückzahlung im Renten­
fall) für ab dem 1.11.1990 ein- und 
übergetretene Mitglieder zu streichen, 
die Widerspruchsfrist des Vorstands und 
der Ortsverwaltungen gegen Neuauf­
nahmen auf dem Gebiet der DDR von 
drei auf zwölf Monate zu verlängern und 
Mitglieder der IGM der DDR nicht en 
bloc sondern „handverlesen“, nur auf 
Antrag und erst zum 1.1.1991 zu über­
nehmen. Gegen diese Absicht wandte 
sich die erweiterte Ortsverwaltung der 
IGM-Verwaltungsstelle Heidelberg und 
verabschiedete am 2.10. im Auftrag der 
örtlichen Vertreterversammlung zwei 
Änderungsanträge an den a.o. Gewerk­
schaftstag sowie eine Empfehlung an die 
Delegierten aus Heidelberg, die Lei­
stungsstreichung abzulehnen. — (has)

Lohnerhöhung 
für Pflegekräfte?

Heidelberg. Die Landesregierung Ba­
den-Württemberg hat den Pflegekräften 
auf Intensivstationen und bei besonders 
pflegebedürftigen Personen eine Zulage 
von durchschnittlich 300 DM in Aus­
sicht gestellt. Noch vor den nächsten 
Tarifverhandlungen will die Landesre­
gierung über eine außerordentliche An­
hebung der Altersstufen, von drei bis 
vier ist die Rede, beraten. Wer diese 
Zulagen bezahlen soll, ist unklar. Im 
Auge hat die Landesregierung eigentlich 
nur ihre Unikliniken, weil dort ca. zehn 
Prozent der Stellen nicht besetzt sind. 
Hiervon betroffen sind meistens die In­
tensivstationen und die sog. Elitestatio­
nen für Lebertransplantationen o.ä. Daß 
gerade dort die Abwanderung besonders 
hoch ist, bestätigte der Regierungsspre­
cher. Auch die Ausbildungssituation 
verschlechtert sich an den Unikliniken 
immer mehr. 1986 wurden noch insge­
samt an den Umkliniken 4200 Pflege­
schüler ausgebildet, jetzt sind es gerade 
noch 1000. —(irs)

Zeitungszustellerinnen 
fordern Tarifvertrag

Stuttgart. Die Mannheimer Pressever­
triebs GmbH (MPV), eine Tochter des 
„Mannheimer Morgen“, legte gegen 
die Entscheidung des Arbeitsgerichts 
Stuttgart, wonach mit der IG Medien 
über einen Haustarifvertrag verhandelt 
werden muß, Widerspruch ein. Die Fir­
ma will einen Tarifvertrag mit allen Mit­
teln verhindern. Die Betriebsratsvorsit­
zende teilte mit, der Streikaufruf der IG 
Medien sei sehr gut befolgt worden. Die 
Firma versuche jetzt, die Beschäftigten 
zu spalten. Sie habe innerbetriebliche 
Lohnerhöhungen um 6,7 % angeboten. 
Die IG Medien hat weitere Kampfmaß­
nahmen angekündigt, wenn die MPV bis 
zum 4.10. nicht verhandlungsbereit sei. 
Quelle: „Kontrapunkt'' — (evc)

Reaktion will Dienstpflicht
Kürzerer Zivildienst: soziale Dienste werden eingeschränkt

Stuttgart. Am 5.10.1990 beschloß die 
Bundesregierung, die Ersatzdienstzeit 
der Zivildienstleistenden (ZDL) von 20 
auf 15 Monate zu verkürzen. Im Vor­
griff auf diesen Beschluß wurden bereits 
zum 30. September mehr als ein Viertel 
der bundesweit rund 90000 ZDL vorzei­
tig entlassen. In Stuttgart sind danach 
von 1500 Zivildienstleistenden noch 
1000 übrig. Z.B. konnten von den zehn 
bei der „Aktion Multiple-Sklerose-Er- 
krankter“ beschäftigten ZDL sechs zum 
30.9. ihre Entlassungspapiere entgegen­
nehmen; sie betreuten die rund 250 da­
heim lebenden Multiple Sklerose Er­
krankten in Stuttgart. Beim Arbeiter-Sa- 
mariter-Bund (ASB) waren bisher 50 
ZDL im Behindertenfahrdienst, beim 
Mobilen Sozialen Hilfsdienst und in der 
individuellen Schwerstbehindertenbe­
treuung tätig, ab 1. 10. sind es 18 weni­
ger. Der Stadtverband der Caritas mit 
bisher 160 ZDL und das Rote Kreuz mit 
bisher 100 ZDL verlieren etwa ein Vier­
tel. Bei der Stadt wird der Weggang von 
38 der 76 ZDL vor allem auf den Pflege­
stationen in den Altenheimen große Ver­
sorgungslücken aufreißen.

Ganze Zweige sozialer Versorgung 
funktionieren nur durch ZDL, speziell 
die individuelle Betreuung Schwerstbe­
hinderter und mobile Hilfsdienste. Ohne 
oder mit erheblich weniger ZDL können 
viele dieser Dienste zunächst nicht mehr 
erbracht werden. Der Soziale Dienst des 
Roten Kreuzes und der ASB in Stuttgart 
verschickten kürzlich Kündigungs­
schreiben an die Angehörigen von Be­
hinderten, weil sie deren häusliche Be­
treuung nicht mehr gewährleisten kön­
nen; dasselbe gilt für die Betreuung alter 
und kranker Menschen.

Statt die gesellschaftliche Versorgung 
der hilfe- und pflegebedürftigen Men­
schen über Einrichtungen mit fest ange­
stelltem, gut ausgebildetem und bezahl­
tem Personal zu sichern, ■wurden staatli­
cherseits massenhaft ZDL-Plätze einge­
richtet, um alle Kriegsdienstverweigerer 
sofort einziehen zu können. Der Staat 
bedient sich der billigen Arbeitkräfte, 
ohne Ausbildungs- und Nebenkosten, 
dem Gehorsamsprinzip unterworfen und 
der Rechte von Lohnabhängigen ledig. 
Der Bundesvorsitzende des ASB, Eh- 
mer, rechnet mit rund drei Milliarden 
Mark jährlich, die von den Wohlfahrts­
verbänden und den Trägem der Kran­
kenhäuser für zusätzliches Personal aus­
gegeben werden müßten, wenn jetzt we­
niger ZDL eingesetzt werden können.

Die Regierungspolitik hat die entstan­
dene Notsituation willentlich herbeige­
führt, die jetzt den Boden für die neuerli­
che breite Diskussion um die Einfüh­
rung einer allgemeinen Dienstpflicht für 
junge Männer und Frauen hergibt. Neu 
ist diese Forderung nicht; immer wieder 
wird sie aufgestellt, wenn die Personal­
not im sozialen Bereich besonders

schlimm wird. Die Diskussion darüber 
läuft quer durch Parteien und Wohl- 
fahrtsverbände: einige Politiker von 
CDU und SPD haben sich dafür, andere 
dagegen ausgesprochen, der Generalse­
kretär des Deutschen Roten Kreuzes, 
Römer, befürwortet die allgemeine 
Dienstpflicht. Die Zivildienstreferenten 
des Diakonischen Werkes Hessen und 
Nassau wandten sich in einer öffentli­
chen Erklärung strikt dagegen, ebenso 
die Grünen im Bundestag, die darauf 
hingewiesen haben, daß es derartige Ar­
beitsdienstpflichten nur unter Hitler ge­
geben habe als Teil der Kriegsvorberei­
tung.

Ein allgemeiner Zwangsdienst ließe 
das Heer der billigen und entrechteten 
Arbeitskräfte anschwellen: Zehntausen­
de befanden sich in Zwangsarbeitsver­
hältnissen — die Gesellschaft wäre wei­
ter militarisiert. Milliarden DM an 
Lohngeldem würden eingespart und für 
die Expansion frei. Eine so geschaffene, 
umfängliche Niedrigstlohnzone bliebe 
nicht ohne Auswirkungen auf das Lohn­
niveau und die Arbeitsbedingungen im 
öffentlichen Dienst und in anderen Be­
reichen.

Seitens der Gewerkschaften wird bis­
her der „Pflichtjahr“-Diskussion nicht 
entgegengetreten. Die ÖTV Baden- 
Württemberg sprach sich für ein Gehalt 
in Höhe des Wehrsolds für Längerdie­
nende (ca. 1650 DM / Monat) für dieje­
nigen Zivildienstleistenden aus, welche 
freiwillig ihre Dienstzeit verlängern und 
forderte Freistellung vom Wehr- oder 
Zivildienst für diejenigen, die sich für 
den Beruf der Kranken- oder Altenpfle­
ge entscheiden. Indem die ÖTV die An­
rechnung der Pflegeausbildung auf den 
Zivildienst fordert, bezieht sie sich posi­
tiv auf den Arbeitsdienst für die Kriegs­
dienstverweigerer. Wie kann sie dann 
gegen die geplante Ausdehnung dieser 
staatlichen Zwangsmaßnahme auf alle 
Jugendlichen auftreten?

Der Deutsche Paritätische Wohl­
fahrtsverband forderte in einem Anfang 
August an die Bundesregierung übermit­
telten „Soforthilfeprogramm“ die Ein­
führung eines Zivildienstes auf Zeit ana­
log zum Zeitsoldaten mit höherer Besol­
dung sowie die Aufwertung des „Frei­
willigen Sozialen Jahres“. Diese Vor­
schläge laufen darauf hinaus, daß der 
Zivildienst bzw. ehrenamtliche Dienst 
weiterhin tragende Säule der sozialen 
Dienste und des Gesundheitswesens 
bleiben soll.

Nötig ist aber, reguläre Planstellen in 
einem Umfang zu schaffen, wie sie für 
die Versorgung, Betreuung und Pflege 
der kranken und alten Menschen nötig 
sind. Wenn die Entlohnung für diese An 
beit und die Arbeitsbedingungen rasch 
und grundlegend verbessert werden, fin­
det sich auch das Personal, um die Plan­
stellen zu besetzen. — (evo)
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Westberlin. Gegen die Einverleibung der DDR, für ein selbstbestimmtes Leben 
demonstrierten am 29. September ca. 15000, überwiegend Teilnehmerinnen, vom 
Westberliner Mehringplatz zum Ostberliner Lustgarten. Schwerpunkt der Demon­
stration war die ersatzlose Streichung des § 218. — (mam)

Aus Ländern und G inden

Wie weiter mit der 
antikapitalistischen Linken?

Stuttgart. Stichpunktartig einige The­
men aus der Diskussion beim Herbst­
fest, veranstaltet von der DKP in Zu­
sammenarbeit mit anderen linken Grup­
pen: Von BWK-Seite wurde darauf hin­
gewiesen, daß der Triumph der Markt­
wirtschaft angesichts der krisenhaften 
wirtschaftlichen Entwicklung scheinbar 
ist und die Bourgeoisie weiter nach 
rechts gehen wird. Von VSP-Seite wur­
de vorgetragen, daß der Zusammen­
bruch der stalinistischen Diktaturen das 
Scheitern des Konzepts „Sozialismus in 
einem Land“ beweise. Vom KB wurde 
ein Bogen vom Ende der kriegskommu­
nistischen Politik Lenins bis zum Zu­
sammenbruch des Realsozialismus ge­
spannt. Von der DKP wurde das welt­
weite Erstarken des Imperialismus be­
tont; eine marxistische Partei bleibe not­
wendig. Der Genosse vom PDS-Landes­
vorstand Sachsen hielt eine Kapitalis­
muskritik nach wie vor für aktuell; ein 
Mitglied der AG junger Genossinnen 
bedauerte, daß er BRD-Bürger werden 
muß; von der kommunistischen Platt­
form wurde betont, wie wichtig die Ver­
bindung zu Linken in den anderen osteu­
ropäischen Ländern sei. — (alk)

Große Koalition für 
Nachtragshaus

Köln. Mit den Stimmen der Grünen 
verabschiedete der NRW-Landtag am 
20.9. in dritter Lesung einen Nachtrags­
haushalt von 153 Millionen DM, der un­
ter anderem 387 zusätzliche Stellen vor­
sieht. Diese Stellen sollen dem „Aufbau 
der ehemaligen DDR“ dienen und das 
Interesse an der „Einheit“ durch Karrie­
reförderung aufmöbeln. Die CDU ver­
langte noch 25 weitere Stellen für Fi­
nanzbeamte, damit die Steuereinnahmen 
endlich auch in der DDR gesichert sind 
und fand damit die Unterstützung der 
FDP. aber keine Mehrheit. Dr. Manfred 
Bausch von der Grünen-Fraktion kriti­
sierte, die DDR-Hilfe sei noch unter­
dimensioniert. Für ihre DDR-Pläne fand 
die NRW-Landesregierung einstimmige 
Unterstützung. — (uld)

Asylbewerber in 
Berghütte interniert

Traunstein. Das Landratsamt Traun­
stein hat im September 37 Asylbewerber 
in den in 1 100 Meter Höhe gelegenen 
Berggasthof Breitenstein einquartiert. 
Diese Unterkunft ist nur mit berggän­
gigen Fahrzeugen über eine Privatstraße 
zu erreichen, die keinen regulären Fähr­
verkehr zulasse, so daß die Flüchtlinge 
einen fest zweistündigen Fußmarsch 
vorn nächstgelegenen Ort Schleching in 
den Berggasthof in Kauf nehmen müs­
sen. Diesen und andere Gründe — zum 
Beispiel nicht ausreichende Wasserver­
sorgung, zu wenig sanitäre Einrichtun­
gen — fuhrt der Landtagsabgeordnete 
Starzmann (SPD) an. der mit Recht von 
einer verrückten Entscheidung spricht, 
und fordert in einem Brief an den Regie­
rungspräsidenten eine Rücknahme die­
ser Entscheidung. In dem Brief heißt es 
weiter: „Die 37 Asylbewerber müssen 
sich in der völligen Abgeschiedenheit 
der Bergwelt wie in einem Internie­
rungslager vorkommen“. Das war von 
der CSU wohl gewünscht, damit die 
Flüchtlinge nicht das Tourismus-Ge­
schäft stören. Auf diesen Protest hin 
wunde aber eine andere Unterkunft 
zugesagt. - (lsc)

Gefangene für Amnestie und 
gegen Sicherungsverwahrung

Freiburg. Über 200 Gefangene der Ju­
stizvollzugsanstalt forderten am 4.10. 
im Anschluß an den Hofgang lautstark 
eine Amnestie, wie sie in der DDR erlas­
sen worden ist, und protestierten gegen 
den inhumanen Strafvollzug. Weiterhin 
forderten sie die Abschaffung der Siche­
rungsverwahrung („das ist noch ein Ge­
setz aus der NS-Zeit; in der DDR gab es 
dies schon lange nicht mehr“), gleiches 
Recht für Ausländer bei Urlaub und 
Ausgang, ein Stopp der Abschiebungen, 
wenn die Familien der Insassen in der 
BRD bleiben, Einhaltung der gesetzlich 
verankerten Resozialisierung sowie An­
gleichung der Lohnauszahlung. Der An­
staltsleiter versprach, daß die Protestak­
tion keine Folgen haben wird. Presse­
vertretern wurde ein Gespräch mit der 
Gefengenenvertretung untersagt. — (ulb)

ÖTV-Kundgebung für den 
Erziehungs- und Pflegebereich

Hannover. Für die Beschäftigten in 
Kindertagesstätten, Heimen, der Sozial­
arbeit und Behinderteneinrichtungen 
fordert die ÖTV in den Tarifverhandlun­
gen eine deutliche Anhebung der Ein­
kommen, höhere Eingruppierung, Ver­
besserung der Ausbildungssituation so­
wie eine Qualitätsverbesserung in der 
Betreuungs- und Versorgungssituation 
durch ausreichend Plätze, kleinere 
Gruppen, größere Räume, mehr Perso­
nal. Für den Kindergartenbereich wird 
ein Kitagesetz gefordert. Die Kundge­
bung am 13.10.1990 soll die Auftakt­
veranstaltung im ÖTV-Bezirk Nieder­
sachsen sein. — (rec)

Im Rathaus 
droht der Rotstift

Tübingen. Unter dieser Überschrift be­
richtet die Gemeinderätin der DKP über 
die Bemühungen der Rathausparteien 
einschließlich der Grünen (in Tübingen 
die AL), die finanziellen Folgen der Ein­
verleibung der DDR auf die Bevölke­
rung abzuwälzen: „Quer durch alle Par­
teien, von der CDU über UFW, FDP, 
FL bis zu SPD und AL beugt man sich 
den .Sachzwängen“ und denkt schon laut 
über Gebührenerhöhungen nach. Konn­
te bei den letzten Haushaltsberatungen 
noch ein Antrag auf Erhebung einer 
Feuerwehrabgabe mit großer Mehrheit 
abgelehnt werden, so werden jetzt schon 
im Vorfeld der kommenden Haushalts­
beratungen neue Gebührenerhöhungen 
in die Diskussion des Gemeinderats ge­
bracht. Von der AL wurde ein Antrag 
auf .Erhebung einer kostendeckenden 
Wassergebühr“ eingebracht, was eine 
Erhöhung von jetzt DM 2,05/cbm auf 
ca. DM 2,50/cbm bedeuten würde . . . 
Und nur durch unseren Protest konnte 
verhindert werden, daß sie bereits im 
Eilverfehren und in nichtöffentlicher 
Sitzung durchgezogen wurde . . . Auch 
die CDU will den Kostendeckungsgrad 
erhöhen — bei den Kindergärten und 
Ganztageseinrichtungen. . . . Die DKP 
wird auf jeden Fall allen Versuchen, die 
steigenden finanziellen Lasten der Kom­
mune auf die Bürger und vor allem die 
Familien abzuwälzen, im Rathaus 
Widerstand entgegensetzen. Wir wer­
den alle Schritte dazu in die Öffentlich­
keit bringen, denn wir beteiligen uns 
nicht an der großen Rotstift-Koalition im 
Rathaus!“ Quelle: „Gläsernes Rathaus“, Zei­
tung der DKP Tübingen. September/Oktober 
1990 - (evc)

Reportagen und Berichte regional

„Große Koalition“ in Freiburg bestätigt
OB Böhme (SPD) wiedergewählt/Respektables Ergebnis der „Unabhängigen Frauen“

Freiburg. Mit wenig überraschenden 
Ergebnissen konnte der bisherige Amts­
inhaber, OB Rolf Böhme (SPD), die 
Wahl zum Oberbürgermeister am 23.9. 
bereits im ersten Wahlgang für sich ent­
scheiden. 53,3 % der Wähler stimmten 
für ihn, der CDU-Gegenkandidat 
Guggenberger erhielt 24,3 %, Maria 
Viethen, Kandidatin der erstmals bei 
Wahlen in Freiburg angetretenen „Un­
abhängigen Frauen e.V.“ 20,4 % der 
Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag mit 
49,9 % so niedrig wie nie (1962—1982: 
zwischen 68 und 72 %).

Böhme, ehemaliger Finanz-Staatsse­
kretär im Kabinett Schmidt, wurde ge­
gen den Widerstand der Jusos vom 
Kreisverband der SPD nominiert und 
konnte sich frühzeitig die Unterstützung 
von FDP und Freien Wählern sichern. 
Bezogen auf die Sitzverteilung des Ge­
meinderats (48 Sitze) standen 19 Ge­
meinderäte hinter ihm (SPD 13, FDP 
und FWV je 3). Die CDU (14 Sitze) tat 
sich mit der Nominierung eines Kandi­
daten schwer: nachdem ein ursprünglich 
geplanter Deal mit Böhme und der SPD 
(Vergabe eines Dezementenpostens an 
einen CDU-Mann gegen Unterstützung 
Böhmes) gescheitert war, präsentierte 
man in letzer Minute einen unbekannten, 
ortsfremden Verlegenheitskandidaten. 
Von vornherein war klar, daß er kaum 
auf die Unterstützung der örtlichen 
CDU-Elite rechnen konnte, die sich teil­
weise offen zu einer Wählerinitiative pro 
Böhme bekannte. Um so deutlicher spra­
chen sich die Republikaner (3 Sitze) für 
den CDU-Mann aus.

Nachdem so die Karten eindeutig ge­
mischt waren, kündigten die „Unabhän­
gigen Frauen Freiburg e.V.“ ihre Kan­
didatur an. Unterstützt von den Grünen 
(10 Sitze) und der Linken Liste/Frie- 
densliste (1 Sitz) traten sie ohne ge­
schlossenes Programm auf der Grundla­
ge von kommunalpolitischen Vorstel­
lungen, wie sie von diesen beiden Partei­
en entwickelt worden waren, ergänzt um 
feministische Forderungen und als er­
klärtermaßen linke Alternative zum 
Amtsinhaber an.

In der Folge ließ Böhme nur noch Pla­
kate kleben, in denen er mit Frauen zu 
sehen war, demonstrierte Radikalöko­
logie („Kernkraftwerke abschalten!“) 
und präsentierte sich als Förderer der 
Sozialmieter wie der alternativen 
Kultur.

Nachdem die Frauen-Kandidatin, 
Rechtsanwältin mit Hausbesetzerver­
gangenheit, bekanntgegeben worden 
war, begann das rechtsliberale Mono­
polblatt, die „Badische Zeitung“, ihr 
Schreckensbild zu malen von einem auf 
den dritten Rang abgeschlagenen CDU- 
Kandidaten und einem Kopf-an-Kopf- 
Rennen zwischen dem „bewährten 
Mann der Mitte“ und der unbekannten 
Frau von links. Eine Woche vor dem 
Wähltermin „enthüllte“ sie Verhand­
lungen des konservativen Kandidaten 
mit den Rep über deren Unterstützung, 
die bereits Monate zuvor stattgefunden 
hatten. Daß der CDU-Kandidat fast

Kindertagesheimen droht Qualitätssenkung
Behörde läßt Hausarbeiterinnen auf Wirtschaftlichkeit überprüfen

Hamburg. Es gibt in der Behörde für 
Schule, Jugend und Berufsbildung einen 
neuen Versuch, das Haus- und Reini­
gungspersonal in der „Vereinigung 
städtischer Kindertagesheime“ auf seine 
Wirtschaftlichkeit überprüfen zu lassen. 
Es ist der dritte Versuch dieser Art. Bei 
den letzten beiden Untersuchungen kam 
heraus: 1979 mußten mehr Stunden für 
Küchen- und Hausreinigung bereitge­
stellt werden. 1985 blieb der Stellen­
bestand beim alten. Und 1990 wittert die 
Behörde erneut eine Chance, Lohngel­
der zu kürzen. Der Betrieb der „Ver­
einigung“ ist einer sogenannten Mitglie­
derversammlung, die als Aufsichtsrat 
fungiert, unterstellt. Diese Mitglieder­
versammlung, der die Schul- und 
Jugendsenatorin Raab sowie diverse 
Herren aus dem Senatsamt, dem Rech­
nungshof und der Finanzbehörde ange­
hören, beschloß auf ihrer letzten Sitzung 
die Beauftragung einer Unternehmens­
beratungsfirma mit dem Prüfeuftrag. 
Das Geld dazu beschaffte sie sich mit 
dem vorher gefaßten Beschluß, die Ar­
beitszeitverkürzung vom 1. April 1990 
im Hausarbeiterinnenbereich nicht 
durch die Einstellung von neuen 

wörtlich das Wahlprogramm der Rep 
wiederholte, blieb unerwähnt und daß 
die CDU-Spitze diese Koalitions-Ge­
spräche ihres Kandidaten mit den Rep 
ausdrücklich billigte, ohne Kritik. So 
gesehen sind die 24 CDU-Prozente eher 
viel. Jedenfalls drücken sie keineswegs 
das „Desaster der CDU“ aus, als das 
SPD-Spitzenpolitiker sie bundesweit 
verkaufen wollten.

Das Hauptziel der Unabhängigen 
Frauen, soviele Stimmen zu erhalten, 
daß Böhme in einen zweiten Wahlgang 
hätte gezwungen werden können, schien 
angesichts des Wählerpotentials der 
Grünen in Freiburg und der extrem nie­
drigen Wahlbeteiligung erreichbar. (Al­
lerdings spielt hier der interessiert in die 
Semesterferien plazierte Wähltermin 
eine große Rolle: ca. 25000 Studenten 
bei knapp 67000 Wählern. Man schätzt 
die Anhängerschaft der Grünen unter 
Freiburgs Studenten auf weit über 
30 %!)

Fest steht, daß die Kandidatur der Un­
abhängigen Frauen nicht geeignet war, 
in nennenswertem Umfeng den Teil der 
jetzigen und vor allem der früheren 
sozialdemokratischen Wähler zu gewin­
nen, die wenig verdienen und hart arbei­
ten müssen. Die parlamentarische 
Opposition in Freiburg kann bislang

OB-Kandidatin der „Unabhängigen Frauen e.V.“, Maria Viethen

Beschäftigten auszugleichen. Das er­
bringt eine Summe von ca. 250000 DM, 
die der Senat eigentlich der „Vereini­
gung“ zahlen sollte. Just diese 250000 
DM wurden dann beim nächsten Tages­
ordnungspunkt für den Prüfauftrag 
bewilligt. Der Beschluß der Mitglieder­
versammlung, der das Senatsziel nach 
Kostensenkung im Personalbereich vor­
antreiben soll, stößt bei der Geschäfts­
führung des Betriebes „Vereinigung“ 
auf wenig Unterstützung. Die Ge­
schäftsführung erfahrt den Druck von 
Beschäftigten und Eltern in puncto Kin­
dertagesheimqualität und möchte Aus­
einandersetzungen unbeschadet über­
stehen. Deshalb möchte die Geschäfts­
führung keine Vorgaben machen, was 
zu prüfen sei. Was genau geprüft werden 
soll, darauf möchte sich die Geschäfts­
führung der „Vereinigung“ nicht fest­
legen. Sie hofft, wie sie es auf der Be­
triebsversammlung zu verkaufen suchte, 
daß, wenn nichts genaues vorgegeben 
wird, auch nichts genaues, sprich nach­
teiliges für die betroffenen Arbeiterin­
nen, herauskommen wird. Die rund 800 
betroffenen Hausarbeiterinnen sehen 
das allerdings ganz anders, und bereiten

mit Unterstützung der übrigen Beleg­
schaft die Abwehr erneuter Rationalisie­
rungsversuche vor. Sie bereiten eine 
Argumentation für eine in die Kinder­
tagesheime integrierte Hausreinigung 
und gegen Privatisierung vor. Ausge­
wertet werden dazu die Erfahrungen der 
Arbeiterinnen in den Hamburger Kran­
kenhäusern sowie ein Konzept des Bre­
mer Senates, daß ausdrücklich die staat­
liche Aufgabe der Reinigung von öffent­
lichen Gebäuden vorsieht. Außerdem 
gilt es auch, die inzwischen sehr schwie­
rigen Arbeitsbedingungen im Haus- und 
Reinigungsbereich der Kindertages­
heime, den hohe Krankenstand und die 
ständige Arbeitshetze zu benennen und 
anzugreifen. Die Rationalisierung des 
Hausbereiches würde sich außerdem 
unmittelbar auf die Beschäftgten in den 
Kindergruppen niederschlagen und die 
Versorgung der Kinder weiter zuneh­
mend verschlechtern. Eine Hausarbeite­
rin formulierte es treffend auf der Be­
triebsversammlung: „Dieser Senat ist 
arbeiterfeindlich, wenn er behauptet, 
daß wir, die schwer für wenig Geld 
arbeiten müssen, wieder mal zu teuer 
sind.“ — (pee)
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kein Programm aufweisen, das geeignet 
wäre, deren soziale Interessen wirksam 
zu vertreten. Auch der Wahlkampf der 
Unabhängigen Frauen litt an diesem 
Mangel.

Insofern ist bei dieser OB-Wahl nichts 
entschieden worden. Der örtliche Wi­
derstand hat es weiter mit einem Verwal- 
tungsschef zu tun, der seine politischen 
Eingebungen am liebsten beim Plausch 
mit Leuten wie Lothar Späth (CDU-Re­
gierungschef) und Edzard Reuter (SPD- 
Konzernchef) holt. Seine demokratische 
Legitimation ist nach dieser Wahl aber 
eher geringer: gälte für OB-Wahlen das 
gleiche Stimmenquorum wie bei einem 
Bürgerentscheid, so hätten Böhme fast 
5000 Stimmen gefehlt, während die 
Kongreßzentrums-Gegner vor drei Jah­
ren nur ganz knapp daran gescheitert 
waren.

Die Unabhängigen Frauen haben an­
gekündigt, weiter kommunalpolitisch 
aktiv zu bleiben. Soll mehr daraus wer­
den als ein einmaliger Wahlschreck für 
die heimliche Freiburger Große Koaliti­
on, dann müßte der feministische Bei­
trag, den diese Strömung zur Vielfalt des 
Widerstands in der Stadt leisten kann, in 
der Erarbeitung eines gemeinsamen, 
tragfähigen Programms der linken Op­
position münden. — (kuh)
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1981 aus Bonn vertrieben, 1982 aus Kassel ... . .. 1989 in Köln noch immer unter Druck.

Widerstand gegen die Verfolgung der Roma und Sinti
Dokumentiert: Ein Beitrag aus der VSP zur Geschichte der Verfolgung der Roma und Sinti in der BRD und zum Widerstand dagegen

Die rassistische Verfolgung der Roma und Sinti in der BRD hat in 
den letzten Wochen an Umfang und Schärfe ständig zugenom­
men. Zahlreiche antifaschistische Kräfte bemühen sich darum, 

den Widerstand gegen diese rassistische Hetze und Verfolgung zu 
organisieren. Im folgenden dokumentieren wir Auszüge aus Arti­
keln von Angelika Prömm in der „Sozialistischen Zeitung“ zur 

Geschichte dieser Verfolgung und zum Widerstand dagegen. Die 
Beiträge wurden von uns gekürzt. Sie sind vollständig abgedruckt 
in der „Sozialistischen Zeitung“ vom 12. Oktober 1990. — (uld)

Nur wenige Sinti und Roma überlebten 
die Konzentrations- und Vernichtungs­
lager der Nazis. Während sie versuch­
ten, herauszufmden, ob es überlebende 
Familienangehörige gab, während die 
völlig Mittellosen versuchten, mit Hilfe 
der kärglichen Fürsorgeleistungen ir­
gendwie ein Überleben zu organisieren 
(oft waren die Ernährer im KZ ermordet 
worden), während sie trotz dieser widri­
gen Bedingungen relativ bald erste Ver­
suche unternahmen, sich mit dem Mas­
senmord auseinanderzusetzen und 
Schuldige ausfindig zu machen — waren 
die Behörden schon wieder dabei, Stra­
tegien zu ihrer Vertreibung zu ent­
wickeln.

Aberkennung der 
Staatsbürgerschaft

Neben der Kriminalisierung, auf die 
weiter unten genauer eingegangen wird, 
diente die Aberkennung der deutschen 
Staatsbürgerschaft oder die Verweige­
rung ihrer Anerkennung zur Schikanie­
rung von Sinti und Roma und gleichzei­
tig als Voraussetzung für ihre Vertrei­
bung aus der BRD, denn deutsche 
Staatsbürger dürfen nicht abgeschoben 
werden.

Nach Artikel 116 (2) GG sind „frühe­
re deutsche Staatsangehörige, denen 
zwischen dem 30. Januar 1933 und dem
8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus 
politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen entzogen worden ist, und ihre 
Abkömmlinge (...) auf Antrag wieder 
einzubürgem.“ Soweit die Gesetzesla­
ge. Romani Rose schreibt dazu:

„Eine der dank behördlicher Diskri­
minierung und bürokratischer Sturheit 
bis heute nicht beendeten Aufgaben der 
Bürgerrechtsorganisationen ist es immer 
noch, seit Generationen und vielen Jah­
ren in Deutschland lebenden Sinti und 
Roma die Zuerkennung ihrer deutschen 
Staatsbürgeschaft zu verschaffen.“ 
Zwar bekamen nach 1945 viele die ihnen 
von den Nazis aberkannte Staatsbürger­
schaft zurück. „Doch bei weitem nicht 
in allen Fällen waren die Behörden zur 
Rückgabe der Staatsbürgerschaft und 
Ausstellung deutscher Pässe bereit. Im 
Gegenteil! Sinti und Roma, die noch un­
ter der Besatzungsmacht deutsche Pässe 
ausgestellt bekamen, erhielten vielfach 
anstelle einer ersten Paßverlängerung 
(...) nach fünf Jahren einen Fremden­
paß ausgehändigt und waren damit .Aus­
länder', die theoretisch sogar ausgewie­
sen werden konnten.“

„Wiedergutmachung“
Ein eigenes Kapitel wäre auch die skan­
dalöse Art der Wiedergutmachungspra­
xis wert, die „für Sinti und Roma zu 
einer Art zweiten Verfolgung, zu einer 

Neuauflage der nationalsozialistischen 
Rassenideologie“ (R. Rose) wurde. Als 
„Gutachter“ in Wiedergutmachungs­
verfahren traten die gleichen Leute auf, 
die bis 1945 für das Vernichtungspro­
gramm an Sinti und Roma verantwort­
lich waren, wie z.B. Eva Justin und Ru­
dolf Uschold (s.u.).

1981 wurde die „Härteregelung“ be­
schlossen. Von den 20 Millionen DM, 
die vom Bundesfinanzministerium ver­
teilt werden sollten, wurden von 
1981—86 jährlich nur 140000 Mark 
ausgegeben. Die 20 Millionen reichen 
so für 130 Jahre aus!

Rassistisches 
polizeiliches „Zigeunerbild“ 

Das in Polizei-Fachpublikationen ge­
zeichnete „Zigeunerbild“, aus dem wie­
derum die polizeiliche Strategie gegen­
über Sinti und Roma abgeleitet wird, ist 
durch und durch rassistisch.

So wußte Kriminalkommissar Dorsch 
genau, daß der „echte Zigeuner ... we­
der seßhaft noch arbeitswillig“ sei, 
„zum Bettel, Diebstahl und Betrug“ nei­
ge und „ohne ordentliche Arbeit auf Ko­
sten anderer leben“ will. Gemeinsam 
mit Hauptkommissar Vaas stellte er 
1948/49 minutiös 142 Vergehen zusam­
men, die „von Zigeunern und nach Zi- 
geuenerart umherziehenden Personen 
am häufigsten übertreten werden“. Die­
ses Nachschlagewerk wurde bundesweit 
den Polizeibeamten zur Lektüre emp­
fohlen und sollte den Polizisten im 
Dienst als Hilfe dienen, garantiert auch 
jedem Angehörigen der Minderheit ir­
gend ein Vergehen nachweisen zu kön­
nen, und sei es zur Not nur, daß keine 
Hundesteuer gezahlt oder Fahrzeuge 
nicht vorschriftsgemäß beleuchtet 
waren.

Oberwachtmeister Hendsch wußte zu 
vermelden, daß „der Zigeuner“ auf­
grund seiner „Charaktereigenschaften“ 
„genauestens polizeilich überwacht“ 
werden muß. Diese „bedenkliche Mi­
schung aus Charaktereigenschaften“, 
sei „schon aus alten Chroniken bekannt 
.. . (und habe) sich bis zum heutigen 
Tag nicht viel verändert“. Es gibt dabei 
auch keine Ausnahmen, denn: „wer ein 
Dutzend von ihnen kennt, der kennt sie 
alle“. Auch sollten Polizisten keine 
Hemmungen haben, wenn „sich Zigeu­
ner bei Kontrollen auf ihre Verfolgung 
(im NS) berufen, um den Polizeibeam­
ten von einem Einschreiten abzuhal­
ten.“ Polizeirat Jüttner drückte 1950 in 
einer Polizeifachschrift sein Bedauern 
darüber aus, daß es überhaupt noch Sinti 
und Roma gab in der Bundesrepublik: 
„Nach dem Zweiten Weltkrieg sind 
auch wieder die Zigeuner, von uns nicht 

gerade mit Begeisterung begrüßt, auf 
dem Plan erschienen.“

Strategie: 
Kriminalisierung und Vertreibung 
Die Kriminalisierung von Sinti und Ro­
ma war somit vom ersten Tag der Bun­
desrepublik an das Ziel polizeilicher 
Handlungsstrategie.

Wie konnte es auch anders sein: kei­
ner der Hauptverantwortlichen für die 
Registrierung, Verfolgung und den Völ­
kermord an den Sinti und Roma wurde je 
zur Rechenschaft gezogen. Selbst der 
NS-„Rasseforscher“ Robert Ritter, ver­
antwortlich für die systematische Erfas­
sung von Sinti und Roma, die Vorbedin­
gung für ihre systematische Vernich­
tung, dessen Aufenthaltsort Oskar Rose 
1947 über ein Detektivbüro herausfand, 
wurde trotz jahrelanger Bemühungen 
seitens der verfolgten Minderheit nie für 
seine Mitverantwortung am faschisti­
schen Massenmord belangt. Eva Justin 
arbeitete sogar bis 1964 beim Gesund­
heitsamt in Frankfurt, wo sie Gutachten 
über Gesundheitsschäden, die Men­
schen im KZ erlitten hatten, erstellte. 
Nicht nur, daß niemand belangt wurde, 
viele der damals Verantwortlichen ar­
beiteten gleich nach Kriegsende im glei­
chen Ressort weiter.

So erstellte der o.g. Kriminalkommis­
sar Dorsch 1936, damals war er Land­
jäger, in der Reihe „Baden-Württem­
bergische Gesetzessammlung“ die 
Schrift „Bekämpfung der Zigeuner und 
Vagabunden“.

Erst 1980 wurde in der Öffentlichkeit 
aufgedeckt, daß in Baden-Württemberg 
die „Verfügung des Ministeriums des 
Innern betreffend das Verbot des Zu­
sammenreisens von Zigeunern in Hor­
den vom 22.1.1905“ und die „Verord­
nung über das Umherziehen von Zigeu­
nern, Zigeunermischlingen und nach 
Zigeunerart wandernden Personen vom
11.1.1939“ erst 1976 (!) aufgehoben 
wurde.

Personelle und 
ideologische Kontinuität 

Joseph Eichberger war bis 1945 im 
Reichssicherheitshauptamt der Haupt­
verantwortliche für die „Zigeuner“- 
Transporte in die Vernichtungslager. 
Nach ’45 wurde er Leiter der „Zigeu­
nerpolizeistelle“ im bayerischen Lan­
deskriminalamt. Diese Behörde hatte 
sowohl ihren Namen als auch Personal 
(außer Eichberger auch H. Eller, G. 
Geyer und A. Wutz, die vormals für die 
Deportationen von Sinti und Roma aus 
Bayern zuständig waren) als auch die 
umfangreichen „Zigeunerakten“ von 
den Nazis übernommen.

1947 wurde in Bayern das „Zigeuner- 
und Arbeitsscheuengesetz“ von 1926 
von den Alliierten aufgehoben, was die 
ehemaligen SS-Beamten jedoch nicht 
hinderte, wie bisher weiterzuarbeiten, 
sie arbeiteten eben einige Jahre illegal, 
nämlich bis 1953, als die „Zigeunerpo­
lizeileitstelle“ in „Landfahrerzentrale“ 
umbenannt und das aufgehobene „Zi­
geuner- und Arbeitsscheuengesetz“ mit 
der „Landfahrerordnung“ im wesentli­
chen wieder eingesetzt wurde.

Sondergesetze
Die Registrierung, die Existenz beson­
derer Gesetze für „Zigeuner“ war of­
fensichtlich unvereinbar mit dem 
Grundgesetz Art. 3 (3) (Verbot der Be­
nachteiligung aufgrund der Abstam­
mung und „Rasse“), zumal in diesem 
Gesetz ausdrücklich Grundrechte (Frei­
heit der Person und Freizügigkeit) ein­
geschränkt wurden. Das „Zigeuner- und 
Arbeitsscheuengesetz“ wurde in der 
damaligen juristischen Diskussion als 
„zigeunerfeindlich“ und „polizeistaat­
lich“ charakterisiert. Nun wurde aber 
nicht etwa der rassistische Gehalt des 
„Zigeuner- und Arbeitsscheuengeset­
zes“, die Verordnungen von Hand­
lungspraxen überprüft und geändert, 
sondern es erfolgte nur eine Änderung 
der Begrifflichkeiten, eine neue Be­
schreibung der alten Ideologien und 
Praxen. Der als „rassisch“ (= rassi­
stisch) erkannte Begriff „Zigeuner“ 
wurde durch einen sozialen Begriff, 
„Landfahrer“, ersetzt, ohne daß sich 
am Bedeutungszusammenhang, an dem, 
was mit den Begriffen gemeint ist, etwas 
geändeit hätte. Allerdings verbarg der 
neue Name nur ziemlich notdürftig den 
weiterhin klassisch rassistischen Gehalt 
des Gesetzes. Als „Landfahrer“ wurde 
definiert, „wer aus eingewurzeltem 
Hang zum Umherziehen oder aus ein­
gewurzelter Abneigung gegen eine Seß- 
haftmachung mit Fahrzeugen, insbeson­
dere mit Wohnwagen oder Wohnkarren, 
oder sonst mit beweglicher Habe im 
Land umherzieht“ (Hervorhebungen 
ap). Oberregierungsrat Emmerig, der 
maßgeblich an der Erstellung der 
„Landfahrerordnung“ beteiligt war, 
betonte, sie solle für „jeden Landfahrer, 
ohne Rücksicht auf den Grad seiner Kri­
minalität“ gelten. Damit ist unmißver­
ständlich klargestellt, daß das Volk der 
Roma kriminell ist (Unterschiede gibt es 
lediglich im Grad der Kriminalität) und 
eine Sippenhaft intendiert ist. Ob der 
Kriminalitätsgrad vom „Mischungs­
grad“ mit „Zigeunerblut“ abhängig sei. 
bleibt hier im Ungewissen. Kriminal­
sekretär Uschold, 1951 „Sachbearbeiter 
für Zigeunerfragen“ der bayrischen 
Polizei, sprach aber ungeniert im Nazi­

Jargon weiterhin von „Zigeunern und 
Zigeunermischlingen“. Er leugnete den 
Völkermord der Nazis an den Roma, es 
hätte nur „aus kriminellen und asozialen 
Gründen rüde Strafsanktionen“ gege­
ben. Für einen anderen Kriminalen sind 
1954 die Opfer gar an ihrem Tode selber 
schuld: eine „Anzahl zigeunerischer 
Personen“ sei Opfer von Seuchen ge­
worden, die zum Teil „auf die angebo­
rene Unsauberkeit der Betroffenen 
selbst zurückzuführen“ seien.

Uschold wollte die Münchner „Land­
fahrerzentrale“ als Überwachungs- und 
Kontrollzentrum für die ganze Bundes­
republik ausdehnen, „da sie über das 
umfangreichste Material und über die 
meiste Erfahrung“ verfüge. Das Mate­
rial waren „umfangreiche wissenschaft­
liche Untersuchungen“ „aus dem ver­
gangenen Jahrzent“ also die „rassebio­
logischen Forschungen“ des „Rasse­
hygienischen Instituts“ unter Leitung 
von Dr. Ritter.

Ende der 50er Jahre avancierte ein 
gewisser Hermann Arnold, früher Gift­
gasforscher, zu dem „Zigeunerspeziali- 
sten“ der BRD. Er war jahrelang Mit­
glied des Ausschusses für „Zigeunerfra­
gen“ beim Bundesministerium für Ju­
gend, Familie und Gesundheit, dessen 
Existenz an sich schon ein Skandal ist. In 
dem Buch, aus welchem die Zitate stam­
men (s. Anm. 1) heißt es zu Arnold: 
„Sein Einfluß auf das Verständnis des 
,Zigeunerproblems', aber auch auf die 
praktische , Zigeunerpolitik' dürfte nicht 
zu unterschätzen sein.“ Arnold stand 
vollkommen in der nazistisch-bioiogisti- 
schen Tradition der Rassehygieniker. 
Für ihn bestanden „grundlegende Un­
terschiede zwischen den Zigeuenem und 
uns (. . .), die nicht nur auf Umweltein­
flüssen beruhen“. Stattdessen beruhten 
„die zigeunerischen Verhaltensweisen 
auf erbbedingten psychischen Disposi­
tionen“. Es sei unwesentlich, „ob wir 
Zigeuner als urtümliche Sammler und 
primitive Handwerker betrachten, die 
wirtschaftlich noch auf einer Kindheits­
stufe der Menschheit stehen, oder als 
eine mutativ entstandene entwicklungs­
unfähige Spielart der Gattung Mensch. 
(...) Entscheidend ist nur, ob diese Ar­
tung als erblich bedingt angesehen wer­
den muß. . .“ Wie in der NS-Rassen- 
ideologie ist das größte Übel die „Ras­
senmischung“.

Reinrassige und 
bastardisierte Kriminelle

„Reinrassige Zigeuner“ seien nicht 
ganz so schlimm, die gäbe es jedoch 
nicht, weil „auch jeder .echte’ Zigeuner 
. .. bereits bastardisiert" sei. so Ar­
nold. Er unterschied zwischen ..zigeu­
nerischem" und „deutschem Blutsan-
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teil", verschiedenen Graden der „Ba- 
suniisferung'*. von ..Vollzigeunern“ 
ms ..1/8 Zigeunermischlingen“. Ob­
wohl er ungeniert auf Material aus der 
faschistischen Forschung von Ritter und 
Justin zurückgreift (denen er die Mitver­
antwortung am Genozid logischerweise 
jbspricht und ihnen attestiert, sie seien 
..frei von Rassenideologien“) gelingt 
ihm sein Anliegen, die angeblich hohe 
Kriminalitätsrate der ..Zigeuner“ (und 
die Bedrohung der ..seßhaften Gemein­
schaft” dadurch) zu beweisen, jedoch 
nicht. Es ist auch keinem „Forscher“ 
vor oder nach ihm jemals gelungen. Je­
doch gibt es genügend Anhaltspunkte, 
daß auch heute noch (bzw. wieder) eine 
Sonderdatei über Sinti und Roma exi­
stiert. 1944 wurde erstmals die geson­
derte Kriminalstatistik über „Juden und 
Zigeuner" abgeschafft, nachdem 
Himmler festgestellt hatte, daß es beide 
Volksgruppen innerhalb des Deutschen 
Reiches und außerhalb der KZ nicht 
mehr gab. Gelang es bislang noch nie, 
eine überdurchschnittliche Kriminali- 
tätsrate von Sinti und Roma nachzuwei­
sen. so gibt es doch umgekehrt klare 
Zahlen über rassistische Verbrechen 
deutscher Polizisten: Von 1945 bis 1980 
wurden mindestens 14 Sinti und Roma 
erschossen. Wenn man ihren Bevölke­
rungsanteil (0,1%) hochrechnet, wären 
das im selben Zeitraum 15000 weitere 
Bundesbürgerinnen.

Es ließen sich zahllose weitere Perso­
nen und Schriften auffuhren, die die un­
gebrochene Kontinuität faschistischer 
Rassehygienik in der BRD belegen, die 
genannten Beispiele sind keine Einzel­
falle. Eine gewisse Änderung gab es 
erst, als durch die Erfolge der internatio­
nalen Roma-Bewegung — 1971 war der 
1. Welt-Roma-Kongreß in London, der 
die Anerkennung der Roma als Völk und 
die Gewährung von Minderheitenrech­
ten forderte — ab 1978 die Bürgerrechts­
bewegung der Sinti und Roma in der 
BRD erstarkte und Unterstützung durch 
die „Gesellschaft für bedrohte Völker“ 
GfbV. erhielt. Dennoch konnten Mit­
arbeiter eines „Projekt Tziganologie“ 
an der Universität Gießen es sich 1981 
noch leisten, die Zusammenarbeit der 
GfbV mit dem VDS (Verband Deutscher 
Sinti) zu bekämpfen mit der Begrün­
dung, die Roma seien nicht aus rassi­
schen, sondern „als Träger von Bakte­
rien und Viren, als .Schwachsinnige*, 
weil sie nicht lesen und schreiben konn­
ten, und als Saboteure der deutschen Sa­
che, weil sie nicht arbeiten wollten“, de­
portiert und vergast worden — also aus 
„kriminal-präventiven“ und „hygieni­
schen“ Gründen!

Quellen: Romani Rose, „Bürgerrechte für Sinti 
und Roma. Das Buch zum Rassismus in Deutsch­
land“ 1987. Zitate aus: „Sinti in der Bundesrepu­
blik. Beiträge zur sozialen Lage einer verfolgten 
Minderheit", Bremen 1984.
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Rasse — eine unwissenschaftliche Konstruktion
in der Bundesrepublik wurde bis vor 
wenigen Jahren nur von „Ausländer­
feindlichkeit“ gesprochen und der Be­
griff „Rassismus“ abgelehnt, u.a. mit 
der Begründung, bei der z.B. türkischen 
Minderheit und deren Ausgrenzgung 
handle es sich nicht um eine andere Ras­
se. (Heute ist üblich, von „Rassismus 
und Ausländerfeindlichkeit“ zu spre­
chen, ohne daß je gesagt wurde, was 
denn der Unterschied zwischen beiden 
sei.)

Planstellen für viele: Rasse- und Erbforschungsinstitut der Nazis in Köln.

Rassen gibt es nicht
Dies Argument setzt stillschweigend 
voraus, daß es tatsächlich verschiedene 
menschliche Rassen gäbe, daß eine Auf­
teilung der Menschen in unterschiedli­
che Rassen gerechtfertigt sei. Tatsäch­
lich ist dies ein wissenschaftliches völlig 
unmögliches Unterfangen. Wo in der 
Biologie eine Unterscheidung nach Ras­
sen vorgenommen wird, geschieht dies 
heute v.a. dadurch, daß die durch­
schnittliche Häufigkeit verschiedener 
Blutgruppen innerhalb eines bestimmten 
geographischen Gebietes festgestellt 
wird. Es dient dazu, genetische Verän­
derungen und Evolutionsprozesse zu 
studieren. Ob dies sinnvoll ist oder 
nicht, kann ich nicht beurteilen. Auf je­
den Fall hat diese Kategorisierung nichts 
zu tun mit dem alltäglichen Verständnis 
von „Rasse“, wie es zu Alltagserklärun­
gen von und Begründungen für Rassis­
mus dient.

Es gibt keine schwarze, rote, gelbe 
oder weiße Rasse, es gibt weder reine 
Rassen noch Mischrassen, es gibt keine 
Abgrenzungsmöglichkeiten voneinan­
der (wer könnte schon nachweisen, ob 
irgendjemand vielleicht ein „Hundert- 
vierundsechzigstel-Jude ist?)

..Auf der ganzen Erde gibt es keine 
einzige Volksgruppe, die sich im Lauf 
der Jahrtausende ohne Mischung mit an­
deren Volksgruppen erhalten hätte.“ 
(Karam Khella) Es gibt nur ein einziges 
buntes Mischmasch, Chaos und Durch­

einander. (Genau das, was der faschisti­
sche Charakter nicht ertragen kann. 
Vergl. Theweleit: Männerphantasien.)

Konstruktion
Wenn es auch keine „Rassen“ gibt, so 
wurden im Nationalsozialismus doch 
Millionen Juden und Roma in ganz 
Europa ermordet, allein aufgrund des­
sen, daß sie zu einer „artfremden Ras­
se“ definiert wurden. „Wesen“ des 
Rassismus, der erste Schritt in der rassi­

stischen Kette ist die Konstruktion von 
„Rassen“. Er greift dabei oft, und so­
weit möglich, auf physische Unterschei­
dungsmerkmale wie z.B. Hautfarbe 
zurück. Es ist gerade eines der Charak­
teristika des Rassismus, daß er sich nicht 
an wissenschaftliche Begründungen 
hält, ob und welche „Rassen“ es gibt 
oder nicht. Er konstruiert sie, und wenn 
die Menschengruppe, die als „Rasse“ 
konstituiert werden soll, nicht von selbst 
an irgendwelchen erkennbaren Merk­
malen festmachbar ist, macht er sie eben 
künstlich kennbar, z.B. mit einem gel­
ben Stern.
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Die Konstruktion von Rasse verläuft 
nach einem bestimmten Schema und ist 
nicht an den Begriff „Rasse“ gebunden. 
Dieser sowie auch offen sichtbarer Bio- 
logismus sind in der BRD weitgehend 
diskreditiert. (Wobei nicht übersehen 
werden darf, daß er nie wirklich über­
wunden wurde und derzeit ein er­
schreckendes Comeback feiert, gerade 
in der Wissenschaft, z.B. in der Gen­
technikforschung, aber z.T. auch in den 
ablehnenden Reaktionen darauf.) We­
sentliches Element der Rassenkonstruk­
tion ist die von Stuart Hall Naturalisie­
rung genannte Praxis.

Naturalisierung
Dabei handelt es sich um die Umwand­
lung von Sozialem in Natürliches. Hall 
untersuchte, wie das Problem Rassismus 
in den britischen Medien behandelt wur­
de und stellte fest: „Untergeordnete 
ethnische Gruppen und Klassen erschie­
nen nicht als Resultuat spezifisch histori­
scher Verhältnisse (Sklavenhandel, 
europäische Kolonisation, aktive Unter­
entwicklung der .unterentwickelten* 
Gesellschaften), sondern als die gegebe­
nen Eigenschaften einer minderwertigen 
Abstammung. Verhältnisse, die durch 
ökonomische, soziale, politische und 
militärische Herrschaft abgesichert 
waren, wurden in eine von der Natur zu­
gewiesene Standesordnung transfor­
miert und .naturalisiert* “. Die Themen 
und Bilder drehten sich „um das fixierte 
Verhältnis von Unterwerfung und Herr­
schaft“ und um die „Pole natürlich 
.überlegener* und natürlich .minderwer­
tiger* Arten“. „Beides wurde aus der 
Sprache der Geschichte in die Sprache 
der Natur verschoben.“

Was bei den Nazis der Begriff „Ras­
se“ leistete und prinzipiell der Biologis- 
mus leistet, nämlich einer Gruppe fest­
stehende, natürliche Eigenschaften zu­
zuschreiben, die dann auf jedes Mitglied 
der Gruppe zutreffen (Ausnahmen be­
stätigen bekanntlich die Regel), leistet 
heute in der BRD vor allem die „Zuge­
hörigkeit zu einem Kulturkreis“. Es 
liegt nicht mehr am Blut, es liegt an der 
Kultur. Bekannt ist Alfred Dreggers 
Aufteilung der „Ausländer“ nach ver­
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schiedenen Graden der „Integrations­
fähigkeit“: je „ferner“ der „Kultur­
kreis“, desto weniger „integrationsfä­
hig“. „Fremder Kulturkreis“ könnte 
jeweils durch „fremde Rasse“ ersetzt 
werden, ohne daß sich am Bedeutungs­
zusammenhang etwas änderte.

Es ist logisch, daß kein Begriff vor 
einer Naturalisierung gefeit ist. In 
Frankreich beispielsweise erfüllt 
„Ethnie“ diese rassistische Funktion.

Völker, Nationen, Kulturen
Wenn auch „Rasse“ ein ideologischen 
Konstrukt ist, das keiner wissenschaft­
lichen Begründung standhält und einzig 
dazu dienlich sein kann, Rassismus zu 
produzieren, so ist andererseits nicht zu 
bestreiten, daß die Menschen sehr ver­
schieden sind und einer der Unterschie­
de in der Zugehörigkeit zur jeweiligen 
Nationalität besteht. Darauf einzuge­
hen, scheint mir aus zwei Gründen not­
wendig.

1. um der Frage zu begegnen: wenn es 
keine Rassen gibt, gibt es dann auch 
keine Völker, keine Nationen? Die Ho­
mogenität der Menschheit ist minde­
stens genauso ein Konstrukt und wider­
spricht jeglicher praktischen Anschau­
ung.

2. um einer Denkrichtung in der west­
deutschen Linken zu begegenen, die, 
wohl um nicht der „Naturalisierung“ 
die Tür zu öffnen, die Existenz und reale 
Bedeutung von Völkern, Nationen, na­
tionaler Kulturen überhaupt leugnet und 
sich damit nicht nur theoretische Er­
kenntnismöglichkeiten verbaut, sondern 
auch den Forderungen und Bedürfnissen 
der nationalen Minderheiten in der BRD 
nicht gerecht werden kann. Der Unter­
schied zwischen „Volk“ oder „Nation“ 
und „Rasse“ ist genau der zwischen So­
zialem und Natürlichem. (Wobei schon 
erwähnt wurde, daß „Rasse“ durch an­
dere Kategorien ersetzt werden kann, es 
kommt also auf die Beschreibung der 
Begriffe an. Gerade Deutschland ist na­
türlich das Beispiel für eine völkisch­
rassistisch naturalisierte Beschreibung 
von „Volk“.) Nationen, nationaltypi­
sche Kulturen gibt es aufgrund histori­
scher Prozesse aufgrund gemeinsam er­
fahrener Geschichte (auch wenn die ver­
schiedenen Subjekte darin eine unter­
schiedliche Stellung haben), die natür­
lich nie abgeschlossen ist, sondern stets 
weitergeht. Sie sind daher auch nie 
etwas Starres, Gegebenes, sondern einer 
ständigen Veränderung unterworfen, bis 
hin zur Auflösung alter und auch Entste­
hung neuer Nationen. Als wesentliches 
Merkmal einer Nation muß die Eigen­
definition als Nation gelten. Gleiches 
gilt für die einzelnen Individuen, wel­
cher Nationalität sie angehören. (Ob es 
eine kurdische Nation gibt, kann nicht 
die Türkei entscheiden. Und ob Bewoh­
ner X aus Tunceli ein „Bergtürke“ ist, 
ein Kurde oder ein Türke, oder ein 
Kurde und ein Türke, untersteht seinem 
Selbstbestimmungsrecht.)

Quelle: Stuart Hall: „Die Konstruktion von .Rasse' 
in den Medien", in: Argument 134. Berlin 1982.
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Die Sprache der Klasse aufnehmen ...
„Die Kristalle des Himmels zerbrechen ..— zum Erscheinen einer deutschen Ausgabe der Gefängnispoesie des Revolutionärs Sante Notarnicola

,,Die Poesie hat /nur beschränkt 
Platz/in dieser unserer Zeit/ 
doch, sie allein/wird ungebän­
digt geboren/in den Werkstätten 
und den Zuchthäusern“. Sante 
Notarnicola, der Schreiber die­
ser Zeilen eines Gedichtes, das 
am 16. September 1982 in einer 
Zelle des Spezialgefängnisses 
von Trani entstand, ist Kommu­
nist. Der Begriff „Autor“ wäre 
ihm suspekt, weil er die Eigen­
schaft in sich trägt, zu „erhe­
ben“, aus einem Schreiber einen 
„Schöpfer“ zu machen. Aus ei­
nem Schreiber, dessen Schreib­
weise jedoch nichts weiter sein 
will als eine Stimme unter ande­
ren in jenem umfassenden und 
ununterbrochenen Dialog, der 
nicht individueller, sondern kol­
lektiver Natur ist, dessen Prozeß 
des Schreibens nicht auf die Ver­
festigung, die „Vorstellung“, 
die „Collage“ von Realität zielt, 
sondern auf deren Veränderung.

Sante Notarnicola ist Kommu­
nist. Kommunist und „Poet“. 
„Der Zorn, der den Poeten 
macht, ist bei der Schilderung 
dieser Mißstände ganz am Platz, 
oder auch beim Angriff gegen 
die, diese Mißstände leugnenden 
oder beschönigenden Harmoni- 
ker im Dienst der herrschenden 
Klasse; wie wenig er aber für den 
jedesmaligen Fall beweist, geht 
schon daraus hervor, daß man in 
jeder Epoche der ganzen bisheri­

gen Geschichte Stoff genug für 
ihn findet“, schreibt Friedrich 
Engels im „Anti-Dührung“.

Und so ist es auch nicht der 
Zorn, der das bestimmende Ele­
ment der nun auch in deutscher 
Ausgabe erscheinenden Pöesie 
Sante Notarnicolas aus einund­
zwanzigjähriger Haft — davon 
die meiste Zeit in der Totalisola­
tion von Hochsicherheitstrakten 
— ausmacht, sondern die Suche. 
„Eine Suche, die an Einfluß und 
Glaubwürdigkeit hinzugewinnt, 
gerade durch die Tatsache, daß 
er sie fortführt in den langen Jah­
ren der Haft, dem Preis zum 
Trotz, den die Autoritität des 
Staates gerne bezahlt hätte für 
seine Verzichtserklärung oder 
politische Lossagung.“ Die 
Kontinuität, Ausdauer und Un- 
beugsamkeit gegen das Nachge­
ben, die Unterwerfung und da­
mit die Trennung von den eige­
nen Klassengenossen, die der 
Herausgeber im Vorwort der ita­
lienischen Erstausgabe 1986 so 
beschreibt, ist kennzeichnend für 
das Leben des Revolutionärs 
Notarnicola, zuerst als Rebell, 
dann als Kommunist.

Seine Autobiographie (1973 un­
ter dem Titel „Tevasione impos- 
sibile“ bei Feltrinelli, 1974 in 
deutscher Übersetzung als „Die 
Bankräuber aus der Barriera“ 
bei Trikont erschienen) ist per­
sönliche Geschichte und politi­

sche Bestandsaufnahme. Gebo­
ren am 15. Dezember 1938 in 
Castellaneta in der Provinz 
Taranto, gleicht seine Kindheit 
und Jugend mit Elend, Ausgren­
zung und Zersetzung der Fami­
lien den Erfahrungen tausender 
Proletarier aus dem Süden. Der 
Vater verläßt die Familie, die 
Mutter ist gezwungen, nach 
Turin zu emigrieren, um die Kin­
der zu ernähren. Sante verbringt 
die Kindheit in einem Heim, weit 
entfernt von Mutter und Ge­
schwistern. 1953 emigriert er als 
Fünfzehnjähriger selbst nach 
Türin, arbeitet als ambulanter 
Blumenverkäufer, in einer 
Werkstatt als Möbelpolierer, als 
Hilfsarbeiter an der Bandsäge, 
erlebt das brutale Gesicht der er­
barmungslosen Ausbeutung der 
Proletarier in den Wohnblocks 
der Altstadt oder der Peripherie 
von Rivoli, Chivasso, Venaria, 
in den hundert und aberhundert 
„Fabriken und Fabrikchen der 
FIÄT-Stadt, wo gearbeitet, im­
mer nur gearbeitet wird, wäh­
rend die Chefs die Möpse ma­
chen“. Die Berührung mit dieser 
Welt — der Arbeiterwelt — fuhrt 
ihn zu politischem Bewußtsein, 
zu ersten Erfahrungen als Mit­
glied der FGCI, der Jugendorga­
nisation der PCI, schließlich als 
unterer Funktionär auch in der 
Partei selbst. Doch die Kraftlo­
sigkeit und der revisionistische 
Weg, den die PCI — verstärkt 

nach den Reden Chruschtschows 
auf dem 20. Parteitag der 
KPDSU — einschlägt, das Wie­
derauftauchen der Faschisten 
„aus den Gullis und Höhlen der 
Altstadt“, die Erschöpfung der 
politischen Aktion im Werben 
neuer Mitglieder und dem Ver­
kauf der „Unitä“ enttäuschen 
ihn zutiefet. 1959 — mehr als 
zehn Jahre bevor in der westeu­
ropäischen Metropole die Frage 
des bewaffneten Kampfes kol­
lektiv und praktisch thematisiert 
wird — beginnen Sante und eini­
ge andere mit Überfällen auf 
Banken und Juweliere eine Reihe 
von „Enteignungsaktionen“, 
um den Fond für den Aufbau 
einer Guerilla zu schaffen. Am 
25. September 1967 kommt es zu 
einem Zusammenstoß mit der 
Polizei, bei der ein Unbeteiligter 
getötet wird. Wenige Tage spä­
ter wird Sante in der Nähe von 
Alessandria verhaftet. Bei der 
Verkündung der lebenslängli­
chen Freiheitsstrafe im Herbst 
1971 übt Sante zwar Selbstkritik 
an dem Weg, den er eingeschla­
gen hat, seine Erklärung ist aber 
alles andere als ein Rückzug, 
sondern ein Dokument von Stär­
ke und politischer Reflexion, be­
tont die prinzipelle politische 
Bedeutung ihrer Aktionen, 
macht das Recht der Ausgebeu­
teten geltend, sich mit Gewalt 
gegen Gewalt zu wehren und 
schließt mit den Worten: „Ich 
betone noch einmal, daß ich heu­
te und in Zukunft Kommunist bin, 
ein Kommunist und Revolutionär 
in des Wortes wahrster Bedeu­
tung. Das ist der Grund, warum 
ich heute vor euch stehe. Im Ge­
fängnis konnte mein Bewußtsein 
reifen. Ich lernte zu begreifen, 
welche Fehler ich gemacht haben 
könnte, und mich zu überzeugen, 
daß kein Gefängnis solche wie 
mich je zu bekehren vermag“.

In den folgenden 17 Jahren sei­
ner Haft nimmt Sante Notarnico­
la ..die Sprache der Klasse auf" 
und wird nicht nur zum Protago­
nisten der aufflammenden Ge­
fangenenkämpfe und zum Orga­
nisator des Widerstandes „der 
von der Erde Verdammten“, 
sondern auch zum Symbol von 
Klassenidentität und Kraft unter 
härtesten Bedingungen und in 
einer Zeit „des Ausverkäufe und 
der Lossagung“. Als „Aufrüh­
rer, Terrorist, Unbeugsamer, 
Unverbesserlicher“ verbringt er

Sante Notarnicola schrieb seine Gefängnispoesie aus 21 Jahren Hs/t.

mehr als zehn Jahre in Hochsi­
cherheitszellen, bis er 1988 — 
nach mehr als 21 Jahren und lan­
ge nach Begnadigung der damals 
mit ihm Verurteilten — unter 
strengen Auflagen in die „Halb­
freiheit“ entlassen wird.

„Es geht darum, einen enormen 
Reichtum zu wahren, der aus 
gewonnenen Kämpfen und 
Schlachten besteht, aus gefalle­
nen Genossen und Hoffnungen 
. . . Wir sind Eigentümer dieser 
wertvollen Ausrüstung, die wei­
terbestehen und sich in der Klas­
se vermehren muß. Wir müssen 
sicherstellen, daß die Sehnsucht 
und die Erinnerung sich verwan­
deln in produktive politische Tä­
ten für die Klasse, es geht darum, 
den revolutionären Vorschlag zu 
erneuern", schreibt Sante 1986 
bei Erscheinen der italienischen 
Ausgabe einer Sammlung seiner 
Gedichte aus 19 Gefängmsjah- 
ren. Gedichte, die von Liebe, 
Wut, Angst, Schmerz aber auch 
von Kraft und Stärke handeln, 
die politisch und „persönlich“ 
gleichzeitig sind, die das Instru­
ment „Poesie“ benutzen, um 
Gefühl, Identität und Sensibilität 

eines Menschen zu verteidigen, 
dessen Leben Tag für Tag nut 
repressiven, verhaßten und de­
struktiven Strukturen konfron­
tiert ist. Eine Poesie, die alles 
andere ist als literarische Pro­
duktion oder Gattung, eine 
„hymne an die immerwährende 
Liebe: /für den ausgebeuieten 
menschen /gefesselt /getreten / 
daß er /endlich /in den Werkstät­
ten und Zuchthäusern/die waffe 
hebe und die stim biete“.

Die Sammlung, aus der Teile be­
reits 1979 von der „Edition Sen- 
zaGalere“ unter dem Titel „Con 
quest’anima inquieta“ (Mit die­
ser ruhelosen Seele) veröffent­
licht wurden und die 1986 kom­
plett vom Mailänder Verlag 
Giuseppe Maj („La nostalgiaela 
memoria“, Die Sehnsucht und 
die Erinnerung) herausgegeben 
wurde, erscheint nun bei der 
„gruppe 2“ in München als deut­
sche Erstausgabe. Sie hat — 
weitab auch von jeder italieni­
schen Besonderheit — nichts wo 
ihrer Aktualität verloren für alle 
jene, die „es wagen wollen, die 
Kristalle des Himmels zu zer­
brechen“. — (ms)

Vom Knastkampf über das Phantom der „Reform“ 
zum Gefängnis der achtziger Jahre

Die Klassenauseinandersetzungen, die — beson­
ders vom Ende der sechziger bis in die Mitte der 
siebziger Jahre — auch eine starke und selbst­
bewußte Gefangenenbewegung hervorbrachten, 
haben das Gesicht der italienischen Gefängnisse 
entscheidend verändert. Bis dahin bestand das ita­
lienische Strafvollzugssystem aus einer unüber­
sichtlichen Anzahl überfüllter Massenknäste, 
gekennzeichnet durch mittelalterlichen Strafvoll­
zug, 32 Prozent der Gefängnisse sind vor 1700 
gebaut, 8 Prozent mehr als 600 Jahre alt, die Zellen 
doppelt oder dreifach überbelegt, der Lebensläng­
liche mit dem „kleinen Dieb“, der „Politische“ 
mit dem „Kriminellen“ zusammengesperrt.

Als nach 1968 und infolge des „heißen Herbstes 
*69“ massenhaft Arbeiter und Studenten, und da­
mit theoretische Vorbildung, Klassenbewußtsein 
und Kampferfahrung in die Gefängnisse Einzug 
halten, wird auch der bis dahin spontane Wider­
stand der Gefangenen nach und nach organisierter 
Kampf. Tausende Gefangene begreifen sich als 
Teil des Proletariats, das für seine Befreiung 
kämpft. Das Niveau der Kämpfe ist hoch, die Klas­
siker der Revolution zirkulieren in den Zellen. In 
Mailand, Brescia, Genua, Türin, Syracus, Spoleto, 
Palermo, Cagliari, Volterra und vielen anderen 
Gefängnissen kommt es zu schweren Unruhen. 
1973 werden 225 Revolten gezählt, noch im Jahr 
davor waren es nur 82.

Doch nicht nur an Breite hat die Bewegung 
gewonnen, auch die Inhalte haben sich verändert: 
Nicht mehr das miserable Essen oder die unhalt­
baren sanitären Zustände sind Gegenstand der 
Kämpfe, sondern der Strafvollzug selbst und die 
Ideologie, die sich hinter der staatlichen Repres­
sion versteckt. Im Mai 1974 schlagen Carabinieri Titel der italienischen Originalausgabe von 1986
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einen Ausbruchversuch in Alessandria mit einem 
Blutbad nieder, in Florenz schießen sie auf Häft­
linge, die ein Dach besetzt halten und töten einen 
Häftling. Doch die Hoffnung des Staates, mit den 
Massakern die Bewegung unter Kontrolle zu brin­
gen, erfüllt sich nicht. Über 200 Aufstände werden 
folgen. Im Mai 1975 tritt mit Billigung der PCI die 
„legge Reale“ in Kraft, ein Gesetz der verschärf­
ten Repression in den Gefängnissen, mit der 
„interministeriellen Verordnung“ vom 4. Mai 
1977 fällt der Startschuss für die Einführung der 
Sondergefängnisse und „bracci della morte“ 
(Todestrakts) für politische Gefangene. Bis Anfang 
der achtziger Jahre werden in ihnen, um sie herum 
und von ihnen ausgehend härteste und blutige 
Kämpfe geführt.

Doch die Gefangenenbewegung, unaufhaltsam 
scheinend, gerät unter Kontrolle und kann sich 
nicht wieder — wirklich massenhaft — entfalten. 
Weder Polizeigewalt noch Justizterror haben sie 
besiegt, sondern das Parlament. Am 9. August 
1975 verkündet es das „Gesetz über die Reform 
des Strafvollzugs“. Es tritt zehn Tage später in 
Kraft und lähmt die Bewegung, indem sie vieles 
verspricht — und nichts hält. Schon Ende dessel­
ben Jahres herrscht in den meisten Gefängnissen 
wieder Ruhe.

Bis heute entsprechen die wenigsten Haftanstal­
ten den Vorschriften dieser Reform. Aber in den 
vergangenen zehn Jahren wurde der Sprung zum 
differenzierten Vollzugs- und Vemichtungspro- 
gramm vollzogen, das sich vom „homogenen Be­
reich“ bevorzugter Häftlinge über die Muster- 
Anstalt bis zur klinisch-aseptischen Psychiatrisie- 
rung und den „Abteilungen der maximalen Sicher­
heit“ ä la Stammheim erstreckt.




